9. Jährgang IF. Januar 1939 


Zentralorgan dis National Sozlaliſtiſchen Rechtswahrerbundes 


Deutſcher Rechts⸗Verlag G. m. b. 5. 


Berlin 20 35.» Zlibebtandfteafie 8 


mit Ostmark und Sudetengau 64. Jahrg. — RM 11.— 


Nach Ländern und Orten der ganzen Welt geordnetes Verzeichnis von Auskunft- und Inkassostellen, Banken, Spediteuren, Rechtsanwälten, 
Reedereien, Hotels etc. mit Angabe der Einwohnerzahlen, Gerichtsbarkeit, Handelsbehörden, Konsulate aller Staaten, Zollämter, Lagerhäuser. 
Bahn- und Schiffsverbindungen, einem Bezugsquellenverzeichnis, allerhand Tarifen usw. 


Der schnelle Direktdienst für Auskunft und Inkasso im In- und Auslande zu mäßigen Einzeigebühren 
C. REGENHARDT K.-G., BERLIN SW 68, Friedrichstraße 231 


— 9 22 
Regenhardt 5 beschätts kalender für den Weltverkehr 1939 


Prospekte unverbindlich und kostenfrei 


Am 4. Januar wurde die neue Ausbildungsordnung für das ganze Reichsgebiet 
erlaſſen. Wer mit dieſer Ausbildungsordnung zu tun hat, braucht 
jetzt eine praktiſche, gute und billige Ausgabe der JAO. Wer hat mit der 
IUO. zu tun? 

1. Die Referendare; denn ſie ſind die Betroffenen. 


2. Die Rechtsſtudenten; denn die JAOD. regelt die Prüfung am Ende des 
Hochſchulſtudiums, iſt alſo unmittelbar für das Studium wichtig. 


Die Gerichte; denn ſie leiten jederzeit die Geſamtausbildung. 
4. Die Rechtsanwälte; denn ſie bekommen Referendare zur Ausbildung. 


Staatliche, kommunale und ſonſtige Verwaltungs: und Dienſtſtellen; 
denn die ſog. „Verwaltungsſtation“ iſt beibehalten. 


Große Wirtſchaftsbetriebe und Verbände; denn auch bei ihnen kann 
die Verwaltungsſtation abgeleiſtet werden. 


. Berufsberatungsitellen, Akademiſche Auskunftsdienſte u. dgl.; denn die 
JAOD. regelt die wichtigſte Phaſe im Werdegang des künftigen Rechtswahrers. 


„Nicht zuletzt die Eltern, die ihre Söhne ſtudieren laffen wollen; denn die 
JAD. vermittelt ein klares Bild der Berufsvorbereitung. 


Wir legen nunmehr eine erläuterte Ausgabe der JAD. vor, die für jedermann 
erſchwinglich. Sie iſt bei jeder Buchhandlung für nur 


eine Mark zu haben. 


Beſtellen Sie bitte ſofort! Beſtellſchein in dieſem Heft! 


Deütschee Rechtsverlag, Berlin W 35, ln kme, 


Berüpshaftpflic Ar - Versichening gegen Vermögensschäden 
ALLIANZ UND STUTTGARTER VEREIN 


DEREN TEEN IE GEESSBERL ILS, HAFT 


—— Vertrags- Gesellschaft des Nat AD. RechhwatrerbündeÊs 


Dokumentation 


ein neues Schlagwort für die Erschließung 
des gesamten Schrifttums. Die juristische 


Bibliothek Hermann Bahr 


hat diese Forderung der öffentl, Biblio- 
theken schon seit 60 Jahren verwirklicht. Sie 
sammelt alle Bücher, Zeitschriftenaufsätze, 
Diss., Rechtspr,, Gesetze und Verfügungen 
fortlaufend, um sie bei fester Mietbe- 
stellung zu einerMindestgebühr von RM1.50 
sofort nachzuweisen und zu vermieten. 


Berlin W9 Buchhaus Linkstr. 43 


Alles für das Bürol 


Papiere 
Vordrucke 
Druckſachen jeglicher Art 


ſowie alle ſonſtigen für das Büro benötigten Waren 


Hans Soddan Stiftung 
jet=t: Berlin O 17, Blumenſtraße 29 
Fernruf: 598020 


Eine Familienanzeige in dieser Größe = 1/16 Seite 
kostet 25.— RM 


Wa leur echt von Robert Schulze 


Eine klare und allgemeinverſtändliche Darſtellung des 
geltenden Waffenrechts (Waffenherſtellung, Waffeneinfuhr, 
Waffenhandel, Waffenerwerb, Waffenbeſitz, Waffen⸗ 
führung). Die zugehörigen Geſetzesterte — das Waffen⸗ 
geſetz vom 18. 3. 1938 nebit Durchführungsverordnung 
vom 19. 3. 1938 — ſind anhangweiſe abgedruckt. Ein 
Sachregiſter erleichtert den praktiſchen Gebrauch der Schrift. 


Die Kenntnis des geltenden Waffenrechts iſt heute 
praktiſch für jeden männlichen Deutſchen unerläßlich. 


Preis kartoniert RM. 1,20 


Deutscher Redhtsverlag, Berlin lien 


ZELLA-MEHLIS IN 


MERCEDES 
ELEKTRA 


Bei 90°, Kraftersparnis für den 
Schreibenden erzielt dieMerce- 
desElektra-dieeinzigedeutsche 
vollelektrische Schreibmaschi- 
ne — erhöhte Schnelligkeit und 
bessere Leistung. Der automa- 
tisch gleichmäßige Anschlag 
gewährleistet ein besonders 
sauberes Schriftbild und zahl- 
reiche gut lesbare Durchschlä- 
ge. Alle krafterfordernden Ar- 
beitsvorgänge werden vom 
Motor übernommen, und der 
Schreibende kann sich ganz 
auf die geistige Arbeit kon- 
zentrieren. 


MERCEDES 


MERCEDES BUROMASCHINEN -WERKE A. G. 


B 33/38 


THURINGEN 


Pacruft 


Am 23. Dezember 1938 verſchied nach 

ſchwerer Krankheit das ehrenamtliche 

Mitglied der Hauptabteilung Verlagsweſen 
und ihr früherer Leiter 


Dr. jur. Helmut Zickel 


Rechtsabteilungsleiter bei der Korpsführung 
des NSF K. 


Wir werden das Andenken des Verſtor⸗ 

benen als das eines zuverlaͤſſigen Mit⸗ 

arbeiters und vorbildlichen Kameraden 
ſtets in Ehren halten. 


Der Reichsführer des NSRB. 
und der Deutſchen Rechtsfront 


Dr. Hans Frank 


Reichsminiſter 


Ein durchaus einmaliges Buch: 
Dr. HUBERT POST 
Das wirtschaftliche Gutachten 


Handbuch der Gutachtentechnik 
mit praktischen Beispielen 


Dieses Buch ist so praktisch und verständlich, daß 

man es nicht nur in die Hand der Gutachter 

selbst, sondern vor allem auch derjenigen wünschen 

sollte, denen Gutachten zum Zwecke eigener Urteils- 
bildung vorgelegt werden, also: 


der Rechtswahrer und insbesond. der Richter 


Soeben erschienen! Preis 1.80 RM 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG - BERLIN— WIEN 


Zwei grundlegende Schriften desReichsrechtsführers: 


* 
DR. HANS FRANK 


HEROISCHES UND - GEORDNETES 
CE 


2. 
DR. HANS FRANK 


RECHESGRUNDLESUNG 
DES NATIONALSOZIALISTISCHEN FÜHRERSTAATES 
1. Geschenkkart. „ 2. Ganzlw. 
PREIS JE 2.40 RM. 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin W35, Hildebrandstr. 8 


das Exbhapzecht 


ift unter unſeren Verlagserſcheinungen durch 
folgende vier, ſämtlich vor kurzem erſchie⸗ 
nene Bücher vertreten: 


Erbhofrecht, Texte, 1. Teil 


Reichserbbofgeſetz, Erbhofrechtsverordnung, Crb- 
bofverfahrensordnung, BD. über die Einführung 
des Erbhofrechts im L. Oeſterreich. ... Preis: 2.— 


Erbhofrecht, Texte, 2. Teil 


enthaltend die für den Gerichts- und Verwaltungs⸗ 
Praktiker wichtigen miniſteriellen Verfügungen 
und Erlaſſe Preis: 1.50 


Erbhof. ein Grundriß 


von Karl, Haegele. Eine ganz knapp formulierte 
Syſtematik des Erbhofrechts. Zur ſchnellen Unter⸗ 
richtung beſtens geeignet Preis: 2.40 


Das Anerbengeridjt 


von Landgerichtsrat Dr. Friedrich Roſtoſky. Aus 
der Reihe „D. Gerichtsweſen“. Organiſation und 
Verfahren. Zahlr. prakt. Beiſpiele. . Preis: 4.20 


Bei jeder Buchhandlung erhältlich! 


DeutschecRechtsueclagBeclin:Wien 


EINE WELT VON MISSVERSTÄNDNISSEN 


hat der Begriff der „Demokratie' über die europäischen Kulturnationen gebracht. Der enge, Demokratie“ 
Begriff der Westmächte hat die Staaten Deutschland und Italien als , Diktaturen“ zu diffamieren versucht, 
verkennend, daß bei uns die wahre Volksherrschaft theoretisch unbestritten und praktisch durchgeführt ist. 


Bei jeder Buchhandlung er- 
Das vn DEUTSCHE DEMOKRATIE , Bun sie den 
in diesem Heft befindlichen 
enthält zwei Beiträge namhafter Autoren: J. Prof. Dr. E. Noack, Berlin, schreibt Bestellschein. 
über „Führer und Volk als Grundlagen deutscher Demokratie“, 2. Prof. Dr. G. A. 
Walz, Köln, über „Die NSDAP. und die Forderung der Demokratie“. Werin = 
dieser politisch bewegten Zeit klar sehen will, muß dieses Buch besitzen, PREIS: Lw. RM. 2.40 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG BERLIN. BERLIN W 35, HILDEBRANDSTR. 8 


Nicht nur bei uns, 


sondern auch im Auslande macht 
man die Ausübung staatsbürger- 
licher Rechte von bestimmten 
politischen, 
völkischen, 
rassischen 
Voraussetzungen abhängig. Wel- 


ches diese Voraussetzungen sind, 
und zwar: 


in Deutschland, 
in Europa, 
in Außereuropa, 


das erfahren Sie aus dem reich- 

haltigen und für jeden gebildeten 

Rechtswahrer unentbehrlichen 
Buch von 


DR. DR. VOLLMAR FLESSNER 
RASSE UND POLITIK IM 


STAATSBÜRGERRECHT 


Dieses Buch muß jeder kennen, 
der mit den politischen Gegeben- 
heiten der Zeit vertraut sein will. 


* 


Es kostet kartoniert RM. 3,60, 
in Ganzleinen RM. 4.20 und ist 
bei jeder Buchhandlung zu haben. 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG 
BERLIN W 35, HILDEBRANDSTRASSE 8 


JETZT IN EINEM BANDE! 


Die beiden Hefte „Neues Eherecht, Teil 1u.2, 
liegen jetzt in 2. Auflage zu einem Band 
vereinigt vor. Der neue, unter dem Titel 


Eherecht” 
erschienene Band 
47 a 


enthält sämtliche Rechtsquellen zum 


Recht der Eheschließung und der Ehescheidung 


Preis: kart. 2.10 RM. 
Bei jeder Buchhandlung erhält. 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, Hildebrandstr. 8 


Devisentecht 


Texte — 1. Teil 


Das ab 1, Januar 1939 geltende Devisen- 
gesetz mit Einführungsbekanntmachung. 
Die preiswerte Ausgabe kostet nur: 


—.90 RM 


Der 2. Teil, die Durchführungsverord- 
nung usw. enthaltend, ist in Vorbereitung 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG 
Berlin W35, Hildebrandstr. 8 — Wien, 1., Riemergassel 


SECHZEHN BEITRÄGE 


NAMHAFTER AUTOREN: 


DAS RECHT 
IN DER KUNST 


INHALT: 


Generalintendant Staatsrat Dr. H. $. Ziegler und 
Landgerichtsrat Dr. Rostosky: „Kunst und 
Recht. — Amtsgerichtsrat Erich Brautlacht: 
„Richter und Dichter“, — Rechtsanwalt Dr. Sieg- 
fried von der Trenck: „Dichtung als Mittlerin 
zwischen Volk und Recht“. — Rechtsanwalt Dr. 
Hans Fritz von Zwehl: „Bühnendichtung und 
Recht“, — Rechtsanwalt Carl Haensel: „Die 
Rechtswahrer in der Dichtung“. — Rechtanwalt 
Dr. Karl Kanka: „Die mittelalterlichen Volks- 
epen als Rechtsquellen“, — Landgerichtsdirektor 
Dr. Ernst Weigelin: „Das Recht im Werke 
Otto Ludwigs“. Reichsgerichtsrat Emil Böhmer: 
„Heinrich von Kleist und das Recht“. — Rechts- 
anwalt Dr. Karl Kanka: „Das Recht und die 
Juristen bei Jean Paul“. — Landgerichtsdirektor 
Max Wachler: „Paul Ernst als Wegbahner der 
deutschen Rechtserneuerung“., — Dr. Walther 
Lampe: „Wilhelm Busch und das Recht“, — 
Prof. Wilhelm Reinecke: „Lüneburger Rechts- 
denkmäler“, — Dr. Erdmund Hegel: „Rembrandt 
und das Recht“. — Senator Dr. Hubertus 
Schwartz: „Der Niederschlag des Soester Rechts 
in der Soester Kunst“. — Landgerichtsdirektor 
Dr. Ernst Krönig: „Die sog. ‚Gerechtigkeits- 
bilder‘ der altniederländischen Malerei“, 


PREIS: GANZLW. 3.— RM 


Bei jeder Buchhandlung erhältlich! 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG 
Berlin W 35, Hildebrandstraße. 8 . Wien I., Riemergasse 1 


Eine 


Weltreederei 


kennt aus langer Erfahrung die schönsten 
und interessantesten Reiseziele. 


A 5 Lloyd-Mittelmeerfahrten 


mit dem Erholungsreisendampfer »STEUBEN« in 
der Zeit vom 14. Febr. bis 12. Juni 1939 ab RM 450.- 


Ferner: Nordkap-, Polar-, Skandinavien- Ostsee- 
Fahrten, Sommer- und Herbstmittelmeer - Fahrten. 


IA Lloyd-Express nath U.S.A. 


mit den Ozeanriesen »B REMEN «, »EUROPA« 
und »COLUMBUS«. Studien- und Gesellschafts- 
Reisen im New Yorker Weltausstellungsjahr 1939. 


KA Lloyd-Express n. Ostasien 


mit d.Tropen-Spezial-Schiffen »SCHARNHORSTe, 
»POTSDAM« u. »GNEISENAU«. Ostasien-Rund- 
reisen mit 5 Tagen Japan-Aufenthalt. Gesellschafts- 
Reisen nach Ceylon und Niederländisch - Indien. 


\ Fruchidampierfahrten nach Madeira 
* Wochenendiahrten nach Kopenhagen 
Überall in der Welt 


Norddeutscher Lloyd Bremen 


Bitte benuizen Sie den in diesem Heft befindlichen Bestellschein 


Bluthochdruck, Ohrensausen, Schwindelgefühl und ühn 
liche Vorboten der Anterienverkalkung bekämpfen Sie mit 


se Yiscophyll-::.: 


Anſrengende Stunden geiſtiger Tätigteit ſtellen höchſte Anforde 
rungen an die Leiſtungsfähigkeit und Beweglichteit des Geistes 
Tritt ein Nachlaſſen der Kräfte ein dann helfen die Dextro-Energen— 
Tabletten, fie defeitigen die Schwächemomente, geben Friſche und 
Spannkraft und ſtärten Körper und Geiſt ohne ein Reizmittel zu jein 


ENERGEN 


die natürlichen Energieſpender für Körper, Nerven und Geiſt. Zu 
haben in Apotheken, Drogerien und Reformhäuſern. Päckchen 30 Pf. 


Die Schwojternichaft des 
Evang. Diakonievereins 


Berlin Zehlendorf, Glockenſtr. 8 
ſtellt deutſche evangeliſche Mädchen als Kranken- und Säuglings⸗ 
pflege Schülerinnen ein. 
18 Kranten: und Säuglingspflege ⸗ Schulen 
in allen Teilen Deutſchlands. 
Ausbildung unentgeltlich. Alter 18 bis 30 Jahre. 
Taſchengeld. Arbeitstracht. 


Auskunft und Proſpekt durch obige Anſchrift. 


jeder junge Rechts wahrer , 4 


DIE JUGEND UND DAS RECHT 


von Relchsminisier Dr. Hans Frank, Dr. Gottfried Neeße und Hans 
Schwarz von Berk. Preis: RM 1.20. Bel jader Buchhandlung arhältlich 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, Hildebrandstr. 8 


Die DBK verzichtet auf: das Recht der Kündigung 
des Versicherungsvertrages wegen starker Inanspruchnahme 
der. ‚Versicherungsleistungen, also Versicherungsschutz 
auf Lebenszeit; 

Die DBK verzichtet auf die Beschränkung. der tarif- 
lichen Leistungen für Krankenhilfe, Krankenhausbehand- 
Jung, Operationen und Ärzneien für bestimmte Zeit- 
räume, 2. B. auf die Dauer von 26, 39 oder 52 Wochen; 
sie’erfüllt ihre Leistungspflicht bis zur vollständigen 
Ausheilung des Leidens; 


Die DBK verzichtet auf jegliche Aussteverung. Die 

Leistungspflicht für Krankenhilfe,Krankenhausbehandlung, 

«Operationen und Arzneien wird erfüllt ohne Beschrän- 
kung auf Jahreshöchstsätze; 

Die DBK gewährt ihren Mitgliedern mithin dauernde Hilfe 

in schweren Notfällen. Verlangen Sie kostenfrei 

unsere Druckschriften 


Deutsche Beamten-Krankenversicherung V. a. G., Sitz Koblenz a. Rh. 


Deutfches echt 


Unter ftändiger Mitarbeit der Reihsgruppenwalter des Sb. 


Dr. Geffroy J. Singer Dr. Droege Dr. Wolpers 
Rechsgruppenmalte dae Reichsgruppenwalter Reichsgruppenwalter 

Richter und Staatsanwälte Rechtsp fleg Rechisanwalte No 

Dr. Mönckmeier Dr. SAKARI Prof. Dr. Ritterbufh A. Billig 

Reichs gruppenwalter Reichs ruppenwalte Reichsgruppenwalter Reichsgruppenwalter 

Wirtſchaftsrechtler Rechts wahrer der eroa liana Hochſchullehrer Junge Rechtswahrer 


herausgegeben vom Reichsführer des NSKB. Dr. fans Frank 


feft 172 · 9. Jahrgang Berlin 15. Januar 1939 


Der Abgeorönete Ernſt Rundt- Drag 
zum Jahreswechfel an die Schriftleitung „Deutfches Vecht' 


Aus Weltanſchauungen entſpringende Rechtsideen, für deren Jerwick⸗ 
lichung Führung und Gefolgſchaft mit fanatiſchem Glauben — wenn nötig 
mit dem Schwerte — eintreten, haben einem gefunden Volke bisher noch 
immer zum Siege verholfen. 

Wenn im Jahre 1938 die Großdͤeutſche Nechtsidee; das Vecht der 
geſchloſſenen deutſchen Volksfiedlung auf Zuſammenſchluß in einer ein- 
heitlichen Staatsordnung erſtmalig ſiegte, fo hat auch Ihre Zeitſchrift und 
Ihre Mitarbeiterſchaft keinen geringen Anteil daran. Sie haben mit⸗ 
geholfen, daß diefe Nechtsidee ihre Unzulänglichkeiten und Fehlerquellen 
liberaler Entſtehungszeit verlor und in nationalfozialiftifcher Klacheit brauch- 
bares Rüftzeug für den politiſchen Kampf wurde. 

Als nunmehriger politiſcher Rechtswahrer des Deutſchtums in der 
Tichecyo - Slowakei, das zwar den Großdeutichen Staat und fein neues 
Recht nicht unmittelbar erleben darf, aber dafür mitkämpfte, danke ich 
Ihnen zum Jahresende für diefe Ihre Mitarbeit, die auch uns eine Er- 
leichterung und die Möglichkeit einer neuen beſonderen Vechtsſtellung 
ſchuf. Dieſe nun herauszuarbeiten und zu verwirklichen, wird die Auf- 
gabe eines neuen Arbeitsjahres ſein. 


Ernſt Kundͤt⸗-Pre 


Obergebietsführer Helmut Stelltecht, Berlin: 
Geſetz und Recht 


Es ift beffer, daß der einzelne unter dem Geſetz leidet, als daß kein 
Geſetz iſt. — Geſetz ſteuert der Willkür, weil vor ihm jeder gleich iſt. Es iſt 
den Menſchen nicht gegeben, die höchſte Gerechtigkeit zu üben. Aber mit 
dem Geſetz ift dem einzelnen Lichter die Nichtſchnur gegeben für die 
Vechtsfindung und das Strafmaß. Das Recht ſteht nicht mehr auf dem 
Gutdünken des einzelnen, ſondern es muß durch das Geſetz im Empfinden 
des ganzen Volkes verankert fein. So ift es, wenn ein Volk ſein eigenes 
Recht hat und nicht das Recht eines anderen Volkes übernahm. — Auf 
der Gerechtigkeit ſteht der Staat. Die Ungerechtigkeit zerſtört ihn. Der 
rechtloſe Staat ift der Tummelplatz der Freibeuter und Wegelagerer. Der 
Bauer, der Arbeiter und der Bürger brauchen das Recht, das ihre Arbeit 
ſchützt. Das Vecht ſchützt die Ehre, das Leben, die Ehe, das Gut, alle 
Dinge, die wir in unſerem Staate als ſeine Bauſteine haben müſſen und 
haben wollen. Der Richter, in volle Unabhängigkeit geſtell, wahrt das 
Recht. Der Poliziſt iſt nicht Vertreter irgendeiner mißliebigen Oroͤnung, 
londern deffen, was ein Volk für gut und recht befindet. — Für die 
Gerechtigkeit ift kein Opfer zu groß. „Es ift beſſer, daß mein Sohn 
ſtürbe, als daß die Gerechtigkeit aus der Welt komme“, ſprach ein 
großer Preußenkönig. — Wir wollen, daß das Recht wieder in Deutſch⸗ 
land herrſcht, das große, ungeſchriebene Vecht, das wir in unſerem 
Blute überkommen haben. Es ſoll Geſetz werden in Deutſchland, fo 
daß fidh alle nach dieſem Recht richten müſſen. — Recht ift nicht das, 
was nur dem einzelnen dient, fondern das, was dem Volke dient. 
Das ift das oberſte Geſetz des Nationalismus, und dem haben ſich 
ale zu beugen. 


Aus: „Glauben und Handeln. Ein Bekenntnis der jungen Nation.“ 


* 
g 


Drofeffor Ernſt firieck, fjeidelberg: 


Grundfäge einer politiſchen Gemeinfchaftslehre 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution ſetzt mit ihrem 
Menſchenbild eine geſchichtliche Epoche, in der das bür⸗ 
gerliche Menſchenbild überhaupt beſeitigt und durch das 
raſſiſch⸗völkiſch⸗politiſche Leitbild von Menſchentum, 
Volk und Geſchichte erſetzt wird. Darum iſt keine der 
Theorien, die dem bürgerlichen Zeitalter und Men⸗ 
ſchenbild zugehören, für uns verwendbar, die roman⸗ 
tiſch⸗konſervative Volks. und Staatsorganologie fo 
wenig wie der mechaniſtiſche Liberalismus oder Kollek⸗ 
tivismus. 

Mit dem Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 
iſt ein neuer weltanſchaulicher Anſatz gegeben, wenn 
das Wort grundſätzlich gemeint iſt und nicht bloß eine 
ethiſche Maxime darſtellen ſoll: die Gemeinſchaft iſt ur⸗ 
gegeben und hat darum den Primat vor den Gliedern, 
weil ſie der Mutterboden und Mutterſchoß der Glieder 
ift. — 

Die politiſche Gemeinſchaftslehre iſt umriſſen in fol⸗ 
genden Grundſätzen: ; 

1. Die natürlich⸗geſchichtliche Verwirklichung von Ge- 
meinſchaft ift Volk. Volk ift autonome, autarke und 
ſouveräne Geſtalt überperſönlichen Lebens. 

2. Volk wird geſtaltet durch eine naturhafte Domi⸗ 
nante, Raſſe genannt, die im Volksganzen zur Domi- 
nante dadurch wird, daß fie in der leiblich-ſeeliſchen Ge- 
ſtalt der Glieder dominiert, und der gemäß zugleich 
eine politiſche Auslefe- und Führungsſchicht herausge⸗ 
bildet wird. 

3. Geſchichte iſt der Prozeß der völkiſchen Selbſtbe⸗ 
wegung und Selbſtgeſtaltung gemäß ſeiner raſſiſch— 
politiſchen Dominante. Die geſchichtliche Bewegung 
wird erzeugt und geſteuert durch die in führenden Per- 
ſönlichkeiten aufbrechenden Taten und Leiſtungen, die 
aus dem dominanten Raffegrund kommen und darum 
der ſtetigen raſſiſchen Wertordnung unterliegen. 

4. Politik ift eine der lebensnotwendigen Urfunftio- 
nen des Volkes: ſeine Selbſtgeſtaltung und Selbſtſteue⸗ 
rung durch führende Taten und ſchöpferiſche Leiſtungen 
gemäß ſeiner raſſiſchen Dominante. Um der Einheit 


von Volk und Nichtung willen gebührt der politiſchen 
Führung im Sinne des weltanſchaulichen Leitbildes 
der Primat über alle andere Geſtaltung. 

5. Die politiſche Funktion vollzieht ſich durch die 
Polarität der Selbſterhaltung und Selbſtſicherung wie 
des ſtändig bewegenden Antriebs. Der Staat iſt die 
Organiſation des ſtatiſchen, erhaltenden, die Partei die 
Organiſation des bewegenden, vorantreibenden Mo- 
ments. Daraus wird Politik zur Geſchichte. 

6. Das eigentümliche und notwendige Medium aller 
politiſchen Geſtaltung des Volkes zur Geſchichte iſt die 
Macht. In der Macht offenbart ſich das eigentümliche 
Geſtaltungsprinzip jener eigenartigen Wirklichkeit, die 
wir Gemeinſchaft nennen, nicht in einem „Geiſt“, nicht 
in einer „Seele“, auch nicht in einem gemeinen Be⸗ 
wußtſein: Macht iſt die der Gemeinſchaftswirklichkeit 
eigentümliche und adäquate Manifeſtation des Prin- 
aips All⸗Leben. Wie Gemeinſchaft mehr ift als die 
Summe der Genoſſen, ſo iſt die Macht mehr als die 
Summe der Einzelwillen. Sie iſt das Prinzip, in dem 
die Einzelwillen zur handlungsfähigen Einheit des 
Geſamtwillens gefügt und geformt werden. 

7. Die Gemeinſchaft vollendet ſich in ihren führen⸗ 
den Perſönlichkeiten, in denen ihr Lebensauftrieb, ihre 
Macht zum Charisma, zur Berufung, zum Heil und 
zum Glück ſich verdichtet, darum die Leiſtungen, Taten 
und Werke der Berufenen zur Bewegung und Geftal- 
tung der Gemeinſchaft in der Geſchichte führen. 

Darin ſind alle Aufgaben der Politik enthalten: Volk 
zur Volksgemeinſchaft führen, Volk und Macht durch 
Steuerung des Zeugungswillens zu höherem Daſein 
erheben, die Qualität und Geſundheit durch Raſſe⸗ 
hygiene pflegen, die Gemeinſchaft im Boden verwur⸗ 
zeln, ihre Arbeitsleiſtung und Produktionskraft ſtei⸗ 
gern, den nötigen Lebensraum gewinnen und geſtal⸗ 
ten, die Lebensordnungen dem Ziel gemäß regeln, die 
Menſchenformung lenken, das Raſſe⸗ und Miffionsbe- 
wußtſein heben, die Führungsſchicht ausleſen. Aus den 
erfüllten Aufgaben der Politik wird Geſchichte.“) 


Dr. Rarl Lang, Leiter der Reichsfachgruppe Bechtswiſſenſchaft der Reichsſtudentenführung: 


Die Erziehung des Rechts wahrernachwuchſes 


Vorausetzungen und Möglichkeiten 


J. 


An jedem Gemeinweſen ſpielen Zuſtändigkeiten eine 
hervorragende Rolle. Sie geben dem Ablauf des 
völkiſchen Lebens geordneten, ſicheren Beſtand. Ohne 
ſie kann ein Volk weder politiſch noch wirtſchaftlich 
noch in irgendeiner anderen Beziehung dauerhafte Be⸗ 
deutung gewinnen. Sie ſind ein Teil des völkiſchen 
Organismus, ſie ſind insgeſamt weſentlicher Teil der 
Ordnung, in der ein Volk lebt und arbeitet. 

Und dennoch gibt es „Zuſtändigkeits⸗ 
fragen“. Die Zuſtändigkeitsfrage wird aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Beweggründen geſtellt. Meiſtens aber ent⸗ 
ſpringt fie divergierenden Auffaſſungen über die je- 


weils vorliegende Aufgabe. Die Frage etwa, ob das 
Juſtizminiſterium oder das Erziehungs- 
miniſterium oder der Rechtsſtand zuſtändig 
feien für die Erziehung und Ausbildung des national- 
ſozialiſtiſchen Rechtsweſens, iſt eine ſekundäre Frage. 
Feſtlegungen in einer dieſer Richtungen ſind als ge⸗ 


) Mit Zuſtimmung des Verfaſſers entnommen aus dem 
Werk „Leben als Prinzip der Weltanſchauung und Problem 
der Wiſſenſchaft“, Armanen⸗Verlag Leipzig 1938. 

) Wir geben den nachſtehenden Aufſatz wieder als wert- 
vollen und anregenden Beitrag zu einer grundſätzlichen 
Neuorbnung der Ausbildung. Die „Vorausſetzungen und 
Möglichkeiten“, die er ſchildert, werden nicht üderſehen 
werden können. 


fährlich, partikulariſtiſch und dogmatiſch zu bezeichnen. 
Wer mit der Zuſtändigkeitsfrage anfängt, iſt damit be⸗ 
reits am Ende angelangt, ohne das Problem geſehen zu 
haben. Das beweiſen vorliegende Vorſchläge dieſer Art. 

Daher ſoll auf Grund böſer Erfahrungen hier zu— 
nächſt feſtgeſtellt werden, daß an dem Beginn, an dem 
wir in der Erneuerung von Recht und Rechtswahrer⸗ 
beruf und damit in der Erneuerung der Rechtswahrer⸗ 
erziehung heute erft ſtehen, die Zuſtändigkeits⸗ 
frage keine politiſche Frage iſt. Vor der 
Zuſtändigkeitsfrage ſteht in einer revolutionären Epoche 
die Leiſtungsfrage. 

Pon dieſem unabhängigen Standpunkt aus ſoll im 
folgenden unterſucht werden, wie der Stand der 
Ausbildung des Rechtswahrernachwuchſes iſt und 
welche Folgerungen ſich aus den poſitiven und nega⸗ 
tiven Erfahrungen der letzten Jahre ableiten laſſen. 


1. 


Der junge Rechtsſtudent muß im Dritten Reich zu 
einer idealen Berufsauffaſſung erzogen werden. An 
dieſem Grunderfordernis darf ein für allemal nicht ge⸗ 
rüttelt werden. Es ergibt ſich aus der idealen Auf⸗ 
faſſung vom Recht, die allein fähig und geeignet iſt, 
dem deutſchen Volk die Zukunft zu ſichern. 

Das Recht iſt die Lebensform, die ſich auf der Ehre 
eines Volkes aufbaut und diefe Grundlage und Grund: 
vorausſetzung in feinen fundamentalſten Geſetzen bin- 
dend zum Ausdruck bringt. Alle anderen Inhalte und 
Aufgaben des Rechts ſind Funktionen niedereren 
Grades. Jeder Rechtsſatz, auch der alltäglichſte, nimmt 
ſeinen Rechtsgehalt, ſeine Rechtfertigung, aus der 
grundſätzlichen Tatſache, daß das Recht Verkörperung 
und Geſtaltung der Volksehre iſt. 

Vertragstreue iſt ein Stück Volksehre, Vertragsbruch 
iſt ehrlos und daher, nur daher Unrecht. 


Der deutſche Rechtswahrer muß darnach trachten, 
idealſter Vertreter und Hüter der Volksehre zu ſein. 
Nur ſo überwindet er den „Juriſten“ in ſich ſelbſt und 
im ganzen Berufsſtand. 

Das Dritte Reich wird, weil es ſich auf den Werten 
der völkiſchen Ehre und Treue erhebt, weniger 
Rechtswahrer brauchen als andere Gc- 
meinweſen. Das klingt angeſichts der Geſetz⸗ 
gebungsfülle der letzten Jahre und angeſichts der Inten⸗ 
ſivierung der Verwaltung in Partei, Staat und Wirt- 
ſchaft zweifellos paradox. Es darf aber kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß diefe Geſetzes- und Verwaltungs- 
fülle nur Mittel zur Rechts- und Verfaſſungserneue⸗ 
rung, keineswegs aber das Ziel dieſer Erneuerung 
ſelbſt iſt. Die Forderung des Parteiprogramms nach 
einem völkiſchen Gemeinrecht iſt nach wie vor Grund— 
lage aller Rechtserneuerung. Darüber darf die eine 
oder andere ſcheinbar entgegengeſetzte Uebergangs⸗ 
erſcheinung nicht hinwegtäuſchen. 

Die Zahl der Juriſten wuchs mit der Entleerung 
und Entſeelung des Rechts, fie erreichte ihren Höchſt⸗ 
ſtand, als das Recht ſchließlich auch die Ehre verlor, ſie 
wird ſinken, wenn dem Recht die Ehre zurückgegeben 
wird. Die Zukunft des Rechtswahrers hängt daher ab 
vom Gelingen der Rechtserneuerung. 

Es iſt verſtändlich, aber irreführend, wenn ab und 
zu Vorausſagen über die zahlenmäßige Entwicklung 
des Rechtswahrernachwuchſes erſcheinen, die vom gegen⸗ 
wärtigen Bedarf und feiner normalen Fortentwick⸗ 
lung etwa bis zum Jahre 1945 ſprechen, und unter 
Berückſichtigung der ſchwachen Kriegsjahrgänge und 
des Ausfalls durch Wehrmacht und Arbeitsdienſt er- 
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rechnen, wieviele Richter oder Verwaltungsbeamte im 
Jahre 1945 fehlen werden. 

Der Marxismus hat auch prophezeit, Spengler auch 
und viele andere. Alle derartigen mechaniſchen Vor⸗ 
ausſagungen ſtimmen nur für den Fall, daß ein politi⸗ 
ſcher Wille fehlt, der allen Schwierigkeiten zum Trotz 
die Verhältniſſe meiſtert. Die nationalſozialiſtiſche Re⸗ 
volution hat das für alle Zeiten bewieſen. 

Man ſtelle ſich nur beiſpielsweiſe vor, die deutſche 
Gerichtsverfaſſung würde in den nächſten Jahren er- 
neuert, das Richtertum würde von einem Teil feiner 
derzeitigen, teilweiſe recht banalen Aufgaben befreit 
und nur noch für wirkliche „Rechtsaufgaben“ eingeſetzt. 
Die Folge wäre, daß der „Bedarf“ an Richtern ſich auf 
ein organiſches Maß beſchränkte, und daß jene ganze 
Vorausſage, ſo ſchön ſie auch errechnet wurde, ins 
Waſſer fiele. Damit ſoll auf die bevölkerungspolitiſche 
Frage natürlich nicht eingegangen, ſondern nur gejagt 
werden, daß derartige Vorausſagen nur Sinn und Bes 
deutung haben als Warnungen und als Anläſſe zu 
einem Eingriff durch die politiſche Führung. 

Allen derartigen Vorausſagen gegenüber müſſen wir 
davon ausgehen, daß der geſtaltende Wille der natio- 
nalſozialiſtiſchen Bewegung ein neues Recht und 
neue Aüffaſ fungen von Recht und 
Rechtswahrer ſchaffen wird. Vom Ziel der 
Bewegung wird daher auch das Ziel einer Erziehung 
des Rechtswahrers beſtimmt. Solange aber nur die 
Auffaſſung des Rechtes ſich erneuert hat, die Rechts⸗ 
ordnung ſelbſt aber in alten Vorſtellungen und Inſti— 
tutionen beharrt, ſolange ift die Erziehung des Rechts⸗ 
wahrernachwuchſes höchſt problematiſch. Das iſt heute 
der Fall und daraus ergeben ſich alle Schwierigkeiten 
und Auseinanderſetzungen. Daraus ergibt ſich ferner, 
daß eine Neuordnung der juriſtiſchen Ausbildung, die 
von einer erneuerten Rechtsauffaſſung ausgeht, als 
zweites den Zuſtand der Rechtsordnung 
ſelbſt ins Auge faſſen muß. Wird dieſer Zuſtand einer 
idealen Auffaſſung vom Recht gerecht oder nicht? Sind 
die Bedingungen, unter denen der Rechtswahrer 
arbeitet, gerecht oder nicht, ſind die Aufgaben, vor die 
er geſtellt wird, notwendig oder nicht, ſind die Wege 
und Möglichkeiten ihrer Löſung zweckmäßig oder nicht? 

Es hat keinen Sinn, nationalſozialiſtiſche Rechts⸗ 
wahrer zu „erziehen“, wenn ihre Berufsmöglichkeit, 
der „Aſpekt“, unter dem ihr Beruf durchgängig geſehen 
wird, etwa ein bürokratiſcher bleibt. 

Es hat keinen Sinn, einen jungen Menſchen jahre— 
lang in einer idealen Berufsauffaſſung zu erziehen 
und ihn dann plötzlich in eine entgegengeſetzte, büro⸗ 
kratiſche „Praxis“ zu ſtecken, die den Anſpruch erhebt, 
die Praxis zu ſein. Wenn aber die Praxis des Rechts⸗ 
wahrerberufes in der Tat bürokratiſch ſein muß, dann 
ſoll man den jungen Menſchen ſo früh wie möglich 
an ſie heranführen, damit er ſich entſcheide und ihm 
der trübe Weg von ſeinem Berufsideal zu dieſer 
„Praxis“ erfpart bleibe. Denn zu einer idealen Be- 
rufsauffaſſung gehört vor allem, daß ich die Praris 
dieſes Berufes aus vollem Herzen bejahe und in Kennt⸗ 
nis dieſer Praxis meine Entſcheidung treffe, wenn es 
noch Zeit iſt. Um dieſe Berufsentſcheidung darf der 
Nachwuchs durch das Syſtem der Ausbildung nicht be- 
trogen werden, und dieſe Entſcheidung darf ihm 
andererſeits auch nicht erſpart bleiben. 

Damit iſt die letzte Frage angeſchnitten, die unter 
den Vorausſetzungen einer Erneuerung von Recht und 
Rechtswahrerberuf zu beachten ift, die Frage, wie die 
geeignetſten Kräfte an den Beruf herangeführt werden 


können und welche Wege zu ihrer Erziehung und Aus- 
bildung beſchritten werden müiſſen. 

Manch einer glaubt heute, mit dem Wort „Aus⸗ 
leſe“ diefe Frage zu beantworten und mit dieſem 
Wort alte ſchwerwiegende Probleme zu löſen. Aus⸗ 
leſe iſt aber immer eine Frage, nie eine 
Antwort. Jedes Erziehungs- und Ausbildungs- 
ſyſtem treibt Ausleſe, gewollt oder ungewollt, bewußt 
oder unbewußt. Ueber das „Wie“ der Ausleſe haben 
wir nachzudenken. Dabei muß davon ausgegangen 
werden, daß alle Ausleſe, die gewiſſermaßen als 
„Muſterung“ aufgefaßt wird, im Bereiche der geiſtig 
ſchaffenden Berufe grobes Stückwerk iſt und nicht viel 
weiter führt. Wie in all dieſen Berufen, ſo kann auch 
für den Rechtswahrer die Frage der Ausleſe des ge⸗ 
eigneten Nachwuchſes nur beantwortet werden, wenn 
der junge Rechtsſtudent ſehr bald vor die Entſcheidung 
zum Beruf geſtellt wird. 

eee eee e ee e ee ee e 
rufsentſcheidung zwingen; tut fie das 
nicht, ſo bleibt ihr Ergebnis mittel⸗ 
mäßig. Das ift die Kernfrage, die fih nach Beſeiti⸗ 
gung aller Vorfragen für eine Erneuerung der Er- 
ziehung des Rechtswahrernachwuchſes zu einer idealen 
Berufsauffaffung ergibt. Sie ift nicht zu trennen von 
einer Neuwertung des Rechts, einer Neuwertung der 
Rechtsordnung ſelbſt, einer Neuwertung des Berufs- 
trägers, alſo des Rechtswahrers und ſeiner politiſchen 
Geſtaltungsmöglichkeiten, und einer Neuwertung der 
geſamten Einrichtungen und Vorgänge, die zur Aus- 
lefe eines geeigneten Nechtswahrernachwuchſes führen 
ſollen. 

Eine Neuordnung der juriſtiſchen Ausbildung hat 
das Ziel, die Rechtserneuerung und alle ihre Be- 
dingungen ohne Riickſicht auf die ſeitherigen Zuſtändig⸗ 
keitsgrenzen ins Auge zu faſſen. Nur ſo wird aus 
einem „organiſchen“ Denken ein organiſches Handeln, 
und nur das Letztere iſt von bleibendem, unbeſtreit⸗ 
barem Wert. 

Wir haben es erlebt, daß an den juriſtiſchen Fakul⸗ 
täten eine organiſch gedachte und gegliederte 
Studienordnung eingeführt wurde. Die „orga— 
niſche“ Studienordnung ſchafft aber nicht die organiſche 
Rechtswiſſenſchaft und erft recht nicht das organiſche 
Recht, ebenſo wie Ordnungsdenken noch nicht die Ord- 
nung ſelbſt ſchafft. In „Ordnungen“ denken, „orga- 
niſch“ denken kann jeder Theoretiker, vielleicht ſogar 
jeder Intellektuelle. Ordnungen müſſen aber geſchaffen 
und nicht bloß von einzelnen gedacht werden. 

Alle Studien⸗ und Ausbildungsordnungen bleiben 
Experimente, die dieſe Vorausſetzungen nicht berück⸗ 
ſichtigen, die den Rechtsſtudenten nicht nur in die Aus⸗ 
einanderſetzung mit dem Rechtsdenken, ſondern auch in 
die allein lebendige Auseinanderſetzung mit der neu 
werdenden Rechtswirklichkeit hineinſtellen. Davon ift 
auszugehen. 

III. 

Die Lage in der Ausbildung des Rechtswahrernach— 
wuchſes kann nicht als normal bezeichnet werden. Zwei 
Fragen ſind ungelöſt, die Frage nach ihrem Inhalt und 
die Frage nach ihrer Methode. Die Erneuerung des 
deutſchen Nechts und die Erneuerung der deutſchen Er- 
ziehung wirken ſich hier im gleichen Maße aus und 
erheben ihre Forderungen. Darüber hinaus ſtellt das 
Arbeitstempo und die Aufgabenfülle der Gegenwart 
an eine Nachwuchserziehung ganz andere Anforde- 
rungen, als irgendeine Zeit vorher. 

Die Zeit verlangt konzentrierte Trafte und geit- 
nutzende Ausbildungswege, die dem deutſchen Volk 


ebenſo ſchnell wie zuverläſſig und ſorgfältig die be- 
nötigten Arbeitskräfte zur Verfügung ſtellen. Die 
nationalſozialiſtiſche Berufspolitit hat gebrochen mit 
der liberalen Marktausgleichstheorie, nach der auch der 
Zuſtrom in die einzelnen Berufszweige reguliert wurde 
und für die eine Berufslenkung nur in der materia⸗ 
liſtiſchen Reaktion auf vorhandene Ausſichten, 
Karrieren, Verdienſtmöglichkeiten und dergleichen be⸗ 
ſtand. 


In einem geordneten Gemeinweſen dürfen die geiſtig 
ſchaffenden Berufe weniger als alle anderen Konjunk⸗ 
turſchwankungen unterworfen ſein. Ein Volk muß 
mit ſeinen Kräften haushalten. Es hat keine unbe⸗ 
grenzte Zahl fähiger Köpfe und kann ſich weder auf 
dem Gebiete der Berufswahl noch der Berufserziehung 
dem Zufall und der Willkür überlaſſen. Es kann ins⸗ 
beſondere keine Einrichtungen zulaſſen, die Berufs⸗ 
kräfte vergeuden oder irreführen. 


Aus all dieſen Gründen dürfte klar ſein, daß unſer 
Standpunkt zur juriſtiſchen Ausbildung mehr als 
kritiſch ſein muß. Tatbeſtandsmäßig ſtellen wir fol⸗ 
gendes feſt: 


1. Die Ausbildung des Rechtswahrers ift getrennt in 
einen rechtstheoretiſchen und einen rechtspraktiſchen Teil, 
drei Jahre Studium und drei Jahre Vorbereitungsdienſt. 
Dieſe Trennung iſt die erſte Fehlerquelle. Der eine Teil 
weiß nicht, was er vom anderen halten ſoll, die Theorie 
vermag der Praxis und die Praxis der Theorie nicht 
gerecht zu werden. Es entwickeln ſich Gegenſätze, die das 
Ausbildungsziel gefährden. Daher wird heute am theoreti— 
ſchen Teil praktiſch (Amtsgerichtszeit nach dem dritten Stu⸗ 
dienſemeſter) und am praktiſchen Teil theoretiſch (Arbeits⸗ 
gemeinſchaften der Referendare u. a.) herumgeflickt. Das 
Ergebnis iſt ein Zwittergebilde, das beiden Teilen ſchädlich 
iſt. Von einer Einheit der Ausbildung iſt ſchon angeſichts 
dieſes erſten Fehlers trotz gutgemeinter Vorſprüche der 
Juſtizausbildungordnung nicht die Rede. 


2. Die zweite Fehlerquelle liegt auf dem Gebiet der Zu⸗ 
ſtändigkeiten. Auch hier ſollen die Geſetzesvorſprüche das 
verbindende Glied ſein. Im übrigen aber braut jedes 
Reſſort feine Studienordnung oder feine Ausbildungs: 
ordnung zuſammen, ohne ſich über die Enge des Reſſort⸗ 
ſtandpunktes herauszuheben. 

Die nationalſozialiſtiſche Studentenſchaft weiß eine echte 
und notwendige Zuſtändigkeitsordnung von einem parti⸗ 
kulariſtiſchen, kleinſtaatlichen Zuſtändigkeitsdenken ſehr 
wohl zu unterſcheiden und hält gerade dieſen Punkt iiber 
ſeine Bedeutung für die Erneuerung der juriſtiſchen Aus⸗ 
bildung hinaus für ein großdeutſches Verfaſſungsproblem. 
Sie wird einer Vereitelung der geſtellten Aufgabe von 
dieſer Seite aus ſchärfſtens entgegentreten müſſen. 

3. Die erſte juriſtiſche Staatsprüfung iſt unlogiſch und 
ſpiegelt die mangelnde Einhelligkeit der Auffaſſungen über 
das Ziel des Rechtsſtudiums. Eine Prüfung hat nur Sinn 
als Abſchluß einer „Lehrzeit“, als Bewährungsprobe am 
Ende dieſer Lehrzeit und damit gleichzeitig als Maßſtab 
für die Brauchbarkeit eines Menſchen in einem demnächſt 
beabſichtigten beruflichen Einſatz. 

Der Streit über die Frage, ob die erſte Staatsprüfung 
Abſchluß⸗ oder Aufnahmeprüfung ſein ſoll, iſt unangebracht 
und entſpringt den unter 1. und 2. gekennzeichneten Miß⸗ 
ſtänden. Die einen ziehen am Strick „Abſchlußprüfung“ 
und die anderen am Strick „Aufnahmeprüfung“. Was 
dasſelbe ſein ſollte, iſt dadurch zu gegenſätzlichen Stand⸗ 
punkten geworden, die fih mit viel Aufwand befehden. 
Die Erklärung für dieſe unlogiſche und uneinheitliche 
Prüfung iſt die Theſe von der Verbindung von Theorie 
und Praxis im Examen! Daher prüfen Theoretiker und 
Praktiker nebeneinander, Bei dieſer Zwieſpältigkeit, der 
ſich der Prüfling gegenüberſieht, beſteht die große Gefahr, 
daß fi) die Prüfung ſehr bald wieder zu einer Wiſſens⸗ 
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prüfung entwickelt. Teilweiſe ift das ſchon der Fall. Damit 
wird die ſo oft von der Bewegung verurteilte negative 
Ausleſe durch die Prüfungen fortgeſetzt. 

Das unwürdige, gewiſſermaßen aus der Klammer der 
juriſtiſchen Fächer herausgeſetzte Zwittergebilde des 
„braunen Prüfers“ iſt nur der ſichtbarſte Ausdruck des 
Uebergangscharakters unſeres gegenwärtigen juriſtiſchen 
Prüfungsweſens. 

4. Der dreijährige unbezahlte Vorbereitungsdienſt, wie 
er zur Zeit beſteht, iſt eine Einrichtung, die einer Er⸗ 
ziehung des Nachwuchſes zu einer idealen Berufsauffaſſung 
abſolut im Wege ſteht. Sie läßt ſich außerdem mit dem 
Arbeitstempo unſerer Zeit einfach nicht mehr vereinbaren. 
Es hat keinen Sinn, um dieſe Tatſache weiterhin mit 
ſanften Worten herumzugehen. Wenn man ſich aus 
der Nähe anſieht, wie der Referendar im 
Durchſchnitt die drei Jahre herumbringt, 
ſo kann man dazu heute nicht ſchweigen, 
ohne ſeine Verpflichtung gegenüber der 
Bewegung und den von ihr aufgeſtellten 
Zielen zu verletzen. 


Die meiſten Stationen rechnen von vornherein nicht mit 
auch nur annähernd ganztägiger Beſchäftigung. Dazu 
kommt, daß ein erheblicher Prozentſatz der Referendare 
durch eine Nebenbeſchäftigung eine Verdienſtmöglichkeit 
ſucht, entweder um es nicht nötig zu haben, um „Unter⸗ 
haltszuſchuß“ zu betteln, oder um dieſen Zuſchuß durch 
Eigenverdienſt leidlich zu erhöhen. Die Nebenbeſchäfti⸗ 
gung iſt angeſichts der wirtſchaftlichen Lage der Mehrheit 
der Referendare und angeſichts der durchſchnittlichen 
Altersſtufe der Referendare ebenſo natürlich wie ſie für 
die Ausbildung hemmend ift. Der Vorbereitungsdienſt 
wird gerade von dieſem Teil der Referendare vielfach als 
Belaſtung empfunden. Dabei muß man ſich vor Augen 
führen, daß es nicht der ſchlechteſte, ſondern im Gegenteil 
der beſte, weil ſelbſtändige und verantwortungsbewußte Typ 
des Referendars iſt, der auf dieſe Weiſe zur Ausbildung 
in einen Gegenſatz gebracht wird. Im dritten Jahr geht 
dann alles wieder zum Repetitor und bereitet ſich auf das 
große Staatsexamen vor. Wenn der Vorbereitungsdienſt 
in der gegenwärtigen Form vier oder fünf Jahre dauern 
würde — und manche Kreiſe halten ihn ja für zu kurz — 
dann würde der Referendar eben erſt im vierten bzw. 
fünften Jahr zum Repetitor gehen. Die Leiſtungen in der 
Prüfung würden davon unbeeinflußt bleiben. 

Eine bedenkliche Beobachtung muß hier noch hinzugefügt 
werden: Alle politiſch aktiven, irgendwo in Partei oder 
Gliederungen als Amtsträger, Einheitsführer uſw. tätigen 
Referendare ſind ſich einig in der Ablehnung des drei⸗ 
jährigen Vorbereitungsdienſtes und ſtehen auf dem Stand- 
punkt, daß er eine Zeitvergeudung und eine nicht zu ver⸗ 
antwortende Unterſchlagung von Arbeitskräften bedeutet. 
Glaubt man, auf die Dauer die Ausbildung gegen dieſe 
Argumente halten zu können? Glaubt man, auf die 
Dauer auf den altivften, arbeitsfreudigſten und politiſch 
aufgeſchloſſenſten Teil des Nachwuchſes verzichten zu 
können? Das wäre ein ſchädlicher und verhängnisvoller 
Irrtum. Insgeſamt möchten wir — die übrigen noch be- 
ſtehenden Einwände als bekannt vorausſetzend — zum 
dreijährigen Vorbereitungsdienſt in der jetzigen Form 
folgendes ſagen: 

Drei Zahre Vorbereitungsdienſt dieſer 
Art erziehen zum Müßiggang, aber nicht zu 
einer freudigen und verantwortungsbewußten Auffaſſung 
vom Beruf des Rechtswahrers. Vom Arbeiterkind vers 
langt man, daß es ſich mit 14 Jahren zu einem Beruf ent⸗ 
ſcheidet; von jugendlich idealen Vorſtellungen führt hier 
der Weg unmittelbar in einen Beruf, mit dem ſich der 
Menſch dann abfinden muß. Und fragt man einen 26jähri⸗ 
gen Referendar nach ſeinem Berufsziel, ſo kann man oft 
genug die Antwort bekommen: Zunächſt mache ich die 
Staatsprüfung, dann werden wir ſchon weiter ſehen. Das 
iſt keine Ausnahme, ſondern ein begreifliches Produkt der 
heutigen „Erziehung“ zum Rechtswahrer. Bei allem Ber- 
ſtändnis für die notwendige Sorgfalt bei der Erziehung 
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der fog. akademiſchen Berufe: Das, was wir in der 

Rechtswahrerausbildung vor uns haben, iſt nur lang, ſehr 

lang, aber nicht ſorgfältig. Zu einer ſorgfältigen Aus- 

bildung gehört etwas mehr als zwei Staatsprüfungen. Der 
dreijährige Vorbereitungsdienſt wird daher in ſeiner der⸗ 
zeitigen Form verſchwinden miiffen. 

5. Wie ſieht die Ausbildung im erſten Abſchnitt, an der 
Hochſchule, aus? Wir dürfen uns, da die Frage ſchon viel 
erörtert wurde, auf eine ſkizzierte Darſtellung der Haupt- 
mängel und der größten Schwierigkeiten beſchränken. Die 
Aufgabe der juriſtiſchen Fakultäten iſt zweifellos keine ein- 
fache. Sie haben in ihrer Arbeit am unmittelbarſten die 
Wahrheit der oben gemachten Behauptung zu verſpüren, 
daß Inhalt und Methode der Ausbildung, Rechtsſtoff und 
Lehrmethode in eine ungeheure Bewegung geraten find. 
Der Anſturm ift zuweilen fo ſtark geweſen, daß man Pe- 
fürchtungen haben mußte, ob die Fakultäten ſtandhalten 
würden, und die Einſtellung der Fakultäten zu den Gegen— 
wartsaufgaben in der Rechtswahrererziehung ift oft fo 
unverſtändlich geweſen, daß man ſich die Frage vorlegen 
mußte, ob ſie noch der geeignete Ort für dieſe Ausbildung 
wären. Wir wollen die Schwierigkeiten und Mängel auf- 
zählen: 

a) Da ift zunächſt der heute ſchärfer denn je aus ⸗ 
geprägte Gegenſatz zwiſchen Rechts 
theorie und Rechtspraxis. Für einen großen 
Teil der Rechtswiſſenſchaft iſt heute bezeichnend, daß 
ſie mit ihren Begriffen entweder hinter der Wirklichkeit 
zurück oder der Wirklichkeit voraus ift. Lebens- und 
Verfaſſungserſcheinungen der nationalſozialiſtiſchen Re- 
volution werden von dem einen mit alten, feit Jabr- 
hunderten „bewährten“ Zwangsbegriffen erfaßt, und 
zwar in einer Weiſe, daß jedem die Unzulänglichkeit 
ſolcher Deutungen irgendwie peinlich bewußt wird; oder 
fie werden von anderen durch eine Art neuer „General- 
begriffe“ erfaßt, bei denen ſich zwar alles unterbringen 
läßt, unter denen man ſich aber je nach Geſchmack ſehr 
viel Verſchiedenes vorſtellen kann. Die Prapis ver⸗ 
langt dem gegenüber ihrerſeits ein klares, unzwei⸗ 
deutiges Fertigwerden mit den Gegenwartsfragen und 
hilft ſich „aus Gründen der Rechtsſicherheit“ einſtweilen 
mit einem Kompromiß zwiſchen alten Geſetzen und 
neuen Auslegungsregeln. Es iſt hier nicht der Ort, 
ſich mit den dadurch entſtehenden Schwierigkeiten näher 
auseinanderzuſetzen. Sie beſtehen und haben ihren 
Niederſchlag gefunden in dem Streit um die juriſtiſche 
Studienordnung vom Jahre 1935. In ihr wurde der 
ſcharfe Gegenſatz zwiſchen Rechtstheorie und Rechts- 
praxis gewiſſermaßen beſtätigt als ein Gegenſatz 
zwiſchen der „amtlichen“ rechtswiſſenſchaftlichen 
Syſtematik und der „Wirklichkeit“ der Geſetze. Wir 
gehen mit den Schöpfern der Studienordnung völlig 
darin einig, daß die BGB.⸗Syſtematik und anderes im 
bisherigen Rechtsſyſtem durch die wirkliche Entwid- 
lung längſt überholt iſt. Das dem Studenten gleich 
von Anfang an beizubringen, iſt auch notwendig und 
wichtig, aber es iſt nicht richtig, ihm über den Stand 
der Entwicklung durch die ihm vorgeführte Syſtematik 
ein falſches Bild zu verſchaffen, das dann nachher von 
irgendeiner Stelle — entweder beim Repetitor oder in 
der Praxis — mit einem überlegenen Lächeln über den 
Theoretiker an der Univerſität „korrigiert“ wird. Es 
war auch nicht richtig, daß im Jahre 1935 Hochſchul⸗ 
lehrer die völlige Verfehltheit aller „allgemeinen Teile“, 
im BOB., in der Staatslehre und ſonſt „nachwieſen“ 
und daß knapp vier Jahre ſpäter wieder von deutſchen 
Hochſchullehrern darüber beraten werden muß, ob dieſe 
allgemeinen Teile wieder eingeführt werden ſollen oder 
nicht. Klare Begriffe und abſtrakte Begriffe, klares 
Denken und abſtraktes Denken ſind eben doch wichtige 
Unterſcheidungen, die man nicht durcheinanderwerfen 
ſollte. Wurden die allgemeinen Teile durch eine liberale 
Rechtslehre zu Unrecht aus dem Recht „ausgeklam- 
mert“, wie es damals hieß, ſo wäre es eben Aufgabe 
der Rechtswiſſenſchaft, ſie wieder „einzuklammern“. 


Inſofern aber blieb die Studienordnung weitgehend 
Programm, und darin liegt ihr von ihren Schöpfern 
nicht zu vertretender Mangel. 

Die Unklarheit der Syſtematik wirkt ſich im Unter⸗ 
richt auch darin aus, daß manches doppelt, vieles gar 
nicht geleſen wird; anſcheinend ſind die negativen 
„Kompeienzkonflikte“ häufiger als die poſitiven 

b) Diefen Unklarheiten und Schwierigkeiten aus dem 
Rechtsſtoff und ſeiner Syſtematik heraus ſtehen die 
Mängel der Lehrmethoden gegenüber, die erheblich und 
gefährlich genannt werden können. Es wurde auf dieſe 
Mängel ſchon wiederholt eindringlich aufmerkſam ge- 
macht. 

Der Univerſitätsunterricht hat zunächſt einmal keine 
genügend klare Unterſcheidung des wirklich Wichtigen 
und des Unwichtigen im Rechtsſtoff. Auf das ganze 
Studium angewendet, wirkt ſich dieſer entſcheidende 
Mangel ſo aus, daß der Student im erſten wie im 
letzten Semeſter Wichtiges und Unwichtiges vermengt 
hört, ohne daß ihm der Unterricht an der Univerſität 
irgendwann einmal Gelegenheit gäbe, überſichtlich nach 
den Bedürfniſſen der Rechtswirklichkeit gewertet und 
geordnet das Weſentliche des gehäuften Rechtsſtoffes zu 
hören, ſich einzuprägen und anwenden zu lernen. Und 
für das einzelne Fach wirkt ſich dieſer Mangel ſo aus, 
daß eine allgemeine Vorſtellung entſteht, aber nicht das 
Wichtigſte zum feſten Beſitz wird. Dieſer Mangel iſt 
vielleicht der entſcheidende. Um eine einhellige Wer- 
tung des Rechtsſtoffes wird man aber in Zukunft bei 
der heute vorliegenden Stoffüberhäufung nicht herum⸗ 
können. 

Ein zweiter Mangel iſt das Fehlen einer klaren 
Trennung des wiſſenſchaftlichen Teiles von dem hand- 
werksmäßigen, lernbaren Teil der Ausbildung an der 
Hochſchule. Was heute vorliegt, ift vielleicht ein ver- 
ſchwommenes Aufnehmen von Tatſachen und Theorien, 
wodurch der klare Blick für wiſſenſchaftliche Ausein⸗ 
anderſetzungen und vor allem für die Notwendigkeit 
und den Ernſt dieſer Auseinanderſetzungen verlorengeht. 
Der Rechtsſtudent wird an eine wirkliche wiſſenſchaft⸗ 
liche Arbeit unzureichend herangeführt. Das Hören 
von Vorleſungen und Uebungen iſt im Normalfall keine 
wiſſenſchaftliche Arbeit und weckt im Normalfall auch 
nicht die Liebe dazu. Hier taucht das Wort von der 
Einheit von Forſchung und Lehre auf. Dazu ſtellen 
wir feſt, daß die Einheit von Forſchung und Lehre eine 
Parole iſt, die in ihren beiden Teilen verpflichtet. Sie 
hat als bloßes Prinzip keine ſelbſtändige, iſolierte Be⸗ 
rechtigung. Insbeſondere aber iſt ein ſolches Prinzip 
dann nur mit Vorſicht zu zitieren, wenn der Erfolg ſo 
wenig ſichtbar ift, und das darf man angeſichts der Ent- 
wicklung des Repetitorenweſens und der ähnlichen Ein⸗ 
richtungen wohl feſtſtellen. Wer die Forderung nach 
der Einheit von Forſchung und Lehre heute erhebt, ſoll 
danach trachten, dieſe Einheit zunächſt einmal wieder 
herzuſtellen. Sie ift in Wirklichkeit im Rechtsunterricht 
an den Hochſchulen längſt nicht mehr vorhanden. Mit 
dieſen Sätzen ſoll geſagt ſein, daß die Notwendigkeit 
einer klaren Unterſcheidung des wiſſenſchaftlichen und 
des lernmäßigen Teiles der Ausbildung durch den 
Einwand von der Einheit von Forſchung und Lehre 
nicht aus der Welt geſchafft wird. Ebenſo kann der mit 
dem Wort „Fachſchule“ oder „Repetitorenfakultät“ und 
dergleichen kurz umſchriebene Einwand die Notwendig- 
keit einer ſolchen klaren Unterſcheidung nicht wiber- 
legen. 

Schließlich fehlt, um den dritten methodiſchen Haupt⸗ 
mangel des Rechtsunterrichts an der Univerfität zu 
kennzeichnen, während des Studiums die Möglichkeit 
des Einblickes in das praktiſche Rechtsleben. Hierher 
gehört auch der Fehler, daß trotz Fortſchreitens der 
Uebungen noch viel zu wenig Gelegenheit beſteht, 
während des Studiums die Anwendung und damit 
Geltung und Wirklichkeit des gelernten Rechtsſtoffes zu 
erleben. Dieſer Mangel hat zu einer ungeſunden Ver⸗ 


trocknung und intellektuellen Einſeitigkeit des Unter⸗ 

richts geführt, die ſchon oft gerügt, aber im weſent⸗ 

lichen noch nicht abgeſtellt wurde. 

Die durch die Juſtizausbildungsordnung eingeführte 
Amktsgerichtspraxis von ſechs Wochen ift ein Anhängſel 
und noch nicht zum notwendigen fruchtbaren Beſtand⸗ 
teil des Studiums geworden. Auch dieſer dritte Teil 
der Ausbildung, das Kennenlernen der Rechtsprapis, ift 
keine Gefahr für den wiſſenſchaftlichen Teil, wie oft be⸗ 
hauptet wird. Es iſt bezeichnend für den Fortſchritt, 
den ein unlebendiges Denken an der Univerſität bereits 
erzielt hatte, daß ſolche Gefahren und Gegenſätze über⸗ 
haupt geſehen werden können: Die Wiſſenſchaft miß⸗ 
traut ihrem Gegenſtand, weil er lebendig und ſie dogma⸗ 
tiſch iſt. Sonſt liegt hier nichts vor. 

All diefe methodiſchen Mängel, die nur in ihren wid- 
tigſten Ausprägungen ſkizziert werden konnten, haben 
die Einheit des Rechtsſtudiums zerſtört. Die mangelnde 
Wertung und gerechte Einordnung der einzelnen 
Elemente der Rechtserziehung, der wiſſenſchaftlichen 
Auseinanderſetzung mit dem Recht, dem Lernen des vor⸗ 
handenen Rechtsſtoffes und der Auseinanderſetzung mit 
der Rechtswirklichkeit, ihren täglichen Problemen und 
Entſcheidungen, hat Auswege und Notlöſungen geſchaf⸗ 
fen, von denen die bekannteſte und bedeutſamſte das 
ausgedehnte Repetitorenweſen iſt. Der „Repetitor“ iſt 
insgeſamt die Selbſthilfemaßnahme der in der Ausbil- 
dung Stehenden, hervorgegangen aus den natürlichen 
Bedürfniſſen der Ausbildung und ihrer Verkennung 
durch die Ausbildungsbehörden. Ein Paukertum im 
ſchlechten Sinne wird dabei von einem guten Repetitor 
ebenſo abgelehnt wie von jedem Hochſchullehrer. Es iſt 
aber falſch, wenn die Hochſchule das Problem Repetitor 
immer wieder mit dem Begriff „Pauker“ identifiziert. 
Sie ſetzt ſich damit zu leicht über das Problem einer ge- 
rechten Wertung der Elemente einer geordneten und 
ſorgfältigen Erziehung des Rechtswahrernachwuchſes 
hinweg. 

6. Insgeſamt darf zu der juriſtiſchen Ausbildung in 
ihrer heutigen Form kritiſch geſagt werden, daß ſie ihrem 
Biel, ihrem Inhalt und ihrer Methode nach uneinheitlich 
und unklar iſt. Die Juſtizausbildungsordnung und die 
Studienordnung konnten naturgemäß nur Sofort⸗Maß⸗ 
nahmen einer Uebergangszeit ſein. Heute iſt es an der 
Zeit, ſich über eine einheitliche und einhellige Ordnung der 
juriſtiſchen Ausbildung vom Eintritt in die Hochſchule bis 
zum beruflichen Einſatz klarzuwerden. Der gegen wär ⸗ 
tige, Zeit und Arbeitskraft vergeudende, 
vom bevölkerungspolitiſchen, berufspoli⸗ 
tiſchen, kultur⸗ und rechtspolitiſchen 
Standpunkt nicht haltbare Zuſtand iſt zu 
beſeitigen. 

IV. 


Ausgehend von den Forderungen der Punkte 19 
und 20 des Parteiprogramms werden für eine Neu- 
ordnung der Erziehung des Nechtswahrernachwuchſes 
folgende grundſätzliche Vorſchläge gemacht: 


1. Eindeutige Feſtlegung des Zieles 
der Ausbildung. Die verſchiedenen abweichenden 
Auffaſſungen, die ſich heute gegenüberſtehen, müſſen 
klargeſtellt und jedem Abſchnitt und Teilgebiet der 
Ausbildung ſeiner Wichtigkeit entſprechend ein eindeu⸗ 
tiger Platz zugewieſen werden. 


2. Weitgehende Verbindung pratti- 
fher Einſatzmöglichkeiten mit dem 
Rechtsſtudium. 

Eine Neuordnung hat auszugehen von der Forde⸗ 
rung des Punktes 20 des Parteiprogramms, insbefon- 
dere von dem dort feſtgelegten Grundſatz: „Die Lehr- 
pläne aller Bildungsanſtalten ſind den Erforderniſſen 
des praktiſchen Lebens anzupaſſen.“ Eine Verbindung 
der Praxis mit dem Studium belebt einmal das Stu⸗ 
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dium und garantiert ihm einen befferen Erfolg als bis- 
her, zum anderen ermöglicht fie in der weiteren Auz- 
bildung eine beträchtliche Zeiterſparnis. 

In der ſtudentiſchen Arbeit wurden bereits gute Er⸗ 
fahrungen mit einem Berufseinſatz in den Ferien ge⸗ 
macht. Eine Ausdehnung dieſes Berufseinfaßes in 
Verbindung mit praktiſchen Kurſen im Semeſter, ſowie 
eine teilweiſe Hereinnahme des Berufseinſatzes in die 
Semeſter ſcheint möglich und zum Zwecke einer konzen⸗ 
trierten Ausbildung wünſchenswert. Um die Ausbil- 
dung nicht — wie dabei eingewendet werden wird — 
zur „Ausbildungspreſſe“ werden zu laſſen, iſt an einem 
ſechsſemeſtrigen Studium feſtzuhalten. Denn der Aus⸗ 
bildungsabſchnitt, in dem der junge Rechtswahrer in 
der fortwährenden fruchtbaren Auseinanderſetzung 
zwiſchen wiſſenſchaftlicher Grundlegung und praktiſcher 
Anſchauung ſteht, iſt in der geſamten Ausbildung der 
wichtigſte und muß den größten Platz beanſpruchen. 
Ein fo aufgefaßtes Rechtsſtudium Hat alfo drei entſchei— 
dende Vorteile: 

a) Es fördert eine lebendige wiſſenſchaftliche Arbeit, 

b) es führt den Nachwuchs frühzeitig an die Berufs- 
wirklichkeit und damit an die Berufsentſcheidung 
heran, 

c) es führt zu einer beachtlichen Zeiterſparnis und er- 
möglicht dadurch insgeſamt einen frühzeitigeren 
Abſchluß der Ausbildung. 


3. Trennung des wiſſenſchaftlichen 
und des lernmäßigen Teiles des Stu⸗ 
diums in Lehrplan und Ausbildungs- 
einrichtungen. 

Damit foll der oben gezeigte Mangel beſeitigt wer- 
den, der in einer Vermengung des Wichtigen und Un- 
wichtigen und in einer unklaren Scheidung zwiſchen 
wirklich wiſſenſchaftlicher und bloß handwerksmäßiger 
Arbeit beſteht. Neben wiſſenſchaftliche Kollegs und Ge- 
minare gehören juriſtiſche Lern- und Wiederholungs⸗ 
kurſe. Der gegenwärtige Zuſtand der Vermengung be— 
ſeitigt die notwendige juriſtiſche Begriffsklarheit auf 
der einen und eine wirkliche wiſſenſchaftliche Vertie⸗ 
fung auf der anderen Seite und führt fortſchreitend zu 
einer juriſtiſchen Halbbildung. Dabei find die pädago⸗ 
giſchen Erfahrungen der privaten Rechtslehrer weit- 
gehend heranzuziehen. Ueberhaupt iſt bekanntermaßen 
bei derartigen Kurſen die pädagogiſche Frage die ent⸗ 
ſcheidende, während das allgemein für den Nachwuchs 
der Hochſchullehrerſchaft nicht gilt und auch nicht zu 
gelten braucht. Daß dem Hochſchullehrer durch diefe 
Trennung die Lehrtätigkeit nicht genommen wird, liegt 
auf der Hand. Er wird aber andererſeits weitgehend 
entlaſtet, was dem wiſſenſchaftlichen Arbeitsabſchnttt 
der Ausbildung zugute kommt. 


4. Ordnung der Aſſiſtenten⸗ und Do⸗ 
zentenfrage. 

Die Tätigkeit eines Hochſchullehrers wird durch die 
Unklarheiten der jetzigen Ausbildung zweifellos 'n 
mancher Hinſicht entwertet. Das wirkt ſich auf Lehre 
und Wiſſenſchaft in gleicher Weiſe ſchädlich aus. Außer⸗ 
dem wird der Zuſtrom zu der Laufbahn des juriſtiſchen 
Hochſchullehrers immer ſchwächer. Ohne eine be⸗ 
friedigende Löſung des Nachwuchsproblems bei der 
Hochſchullehrerſchaft, insbeſondere eine finanzielle Beſ⸗ 
ſerſtellung der Aſſiſtenten und jungen Dozenten iſt 
jede Werbung für dieſen Beruf erfolglos und damit 
wird einer Umgeſtaltung der juriſtiſchen Ausbildung 
ein entſcheidendes Hindernis in den Weg gelegt. Neu- 
regelung der juriſtiſchen Ausbildung und Neugeſtal— 
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tung des Zugangs zum juriſtiſchen Lehrberuf können 
daher nur in Verbindung miteinander geſehen werden. 


5. Der Vorbereitungsdienſt dauert im 
Anſchluß an ein dreijähriges Studium 
ein Jahr. 

In dieſer Zeit iſt der Referendar ganztägig und 
ſelbſtverantwortlich zu beſchäftigen. Er ift für feine 
Arbeit nach einem einheitlichen Satz zu beſolden. Da- 
mit fallen Nebenbeſchäftigungen jeder Art von ſelbſt 
weg, weil die Notwendigkeit und die Möglichkeit dazu 
fehlt. Ein einjähriger konzentrierter Borbereitungs- 
dienſt leiſtet, wenn er auf der Praxis des Studiums 
aufbaut, weit mehr als der feitherige dreijährige Bor- 
bereitungsdienſt. Am Ende dieſes praktiſchen Jahres 
findet keine eigentliche Prüfung ſtatt, vielmehr wird 
auf Grund der Stationszeugniſſe die Staatsprüfung 
entweder beſtätigt oder eine weitere Probezeit von 
einem halben Jahr angeordnet. Mit Einführung der 
Beſoldung, die bei der ohnehin abnehmenden und in 
Zukunft durchſchnittlich geringeren Zahl der Referen- 
dare keine beſondere Belaſtung bedeutet, kommt der 
Referendar mit Abſchluß der Prüfung erſtens in eine 
ſelbſtändige Stellung, und zweitens in ein poſitiveres 
Verhältnis zu ſeinem Beruf, als dies bisher der Fall 
war. Beide Geſichtspunkte können für eine Hebung der 
Stellung des Rechtswahrers nicht hoch genug einge- 
ſchätzt werden. Inhaltlich wird ſich der einjährige Vor⸗ 
bereitungsdienſt inſoſern umgeſtalten müſſen, als er 
fih auf 2—3 Stationen beſchränkt, die je nach Lauf- 
bahn verſchieden zu geſtalten ſind. Im großen und 
ganzen wird vorläufig die Unterſcheidung des Gerichts- 
und Regierungsreferendars genügen. Das Bekannt⸗ 
machen mit der ganzen Breite der juriſtiſchen Berufs- 
möglichkeiten ift nicht mehr Aufgabe des Borberei- 
tungsdienſtes, ſondern des Berufseinſatzes während 
des Studiums. 


6. Befreiung der Ausbildung von allen 
unnötigen, zeitraubenden Einrichtun⸗ 
gen, deren Aufwand unverhältnismäßig ihren Erfolg 
überſteigt und deren Exiſtenz geeignet iſt, den aktiven 
und politiſch einſatzfähigen Teil des Nachwuchſes in 
unerquickliche Zweifel an ihrem Berufsziel zu bringen. 

Gemeint find insbeſondere das Referendar ⸗ 
lager Jüterbog, der zwangsweiſe Beſuch der Ar- 
beitsgemeinſchaften und manche weitere Einzelerſchei— 
nung im Vorbereitungsdienſt. Lager und Arbeitsge⸗ 
meinſchaften haben nur Sinn als Formen einer frei- 
willigen kameradſchaftlichen Erziehungsarbeit. So 
haben ſie ſich in der ſtudentiſchen Selbſterziehung ent⸗ 
wickelt. Jede zwangsweiſe Durchführung durch den 
Staat untergräbt das Selbſtgefühl und die politiſche 
Einſatzfreudigkeit, die aber Vorausſetzung eines völki— 
ſchen Gemeinweſens ſind. 

Auf der Grundlage dieſer Vorſchläge ſpielt die Klä- 
rung weiterer Fragen, insbefondere die aus der Eri- 
ſtenz der gegenwärtigen Studienordnung und Juſtiz— 
ausbildungsordnung hervorgehenden Schwierigkeiten 
erſt an zweiter Stelle eine Rolle. Wichtig iſt, daß man 
ſich über die Hauptfragen einigt. Einigt man ſich aus 
Zuſtändigkeitsbedenken heraus nicht, fo wird der wei- 
tere Vorſchlag gemacht, daß von einer übergeordneten 
Parteiſtelle ein erfahrener Nationalſozialiſt mit der 
abſoluten Vollmacht zur Neuordnung der juriſtiſchen 
Ausbildung betraut wird. 

Zuſammengefaßt lautet der Rahmenvorſchlag für 
eine Neuordnung der juriſtiſchen Ausbildung: 

Klare Zielſetzung der Ausbildung. 
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u a an 


Gerechte Wertung ihrer Beftandteile 
und Abſchnitte. 
Kürzung der 
vier Jahre. 
Konzentration der Ausbildung durch 
enge Verbindung von Theorie und 
Praxis und durch Ausſchaltung über- 
flüffigen Leerlaufes. 
Selbſtändige und beſoldete Beſchäfti⸗ 
gung der Referendare. 


y 


Der Ginn diefer Ausführungen war, die Notwen- 
digkeit einer Neuordnung der juriftif hen Ausbildung 
mit dem Ziel der Verwirklichung einer idealen Berufs- 
auffaffung darzulegen. Wiſſenſchaftler, Repetitoren 
und Praktiker arbeiten heute von verſchiedenen Seiten 
und mit verſchiedenen Zielſetzungen an der Ausbil⸗ 
dung des Nachwuchſes. Daß das auf die Dauer uner— 
träglich ift, liegt auf der Hand. Die viel zu weit ge⸗ 


Ausbildungszeit auf 


ſpannten Anſprüche der beteiligten Stellen müſſen end⸗ 
lich auf ein gerechtes und natürliches Maß beſchränkt 
werden. Wiſſenſchaftler, Nepetitoren und Praktiker 
find berechtigt, an der Ausbildung teilzuhaben, aber 
nur im Rahmen einer einheitlich beſtimmten Aus⸗ 
bildung. 

Die gemachten Vorſchläge deuten nur die grundſätz⸗ 
liche Richtung an, in der eine Neuordnung ſich be⸗ 
wegen muß. Eingehende Vorſchläge für beide Aus- 
bildungsabſchnitte liegen vor. Wichtig iſt uns 
nur immer wieder, daß endlich etwas 
geſchieht. Das Mißtrauen des Nachwuchſes gegen⸗ 
über der Ausbildung und gegenüber dem Wert der 
juriſtiſchen Berufe wächſt. 

Dieſes Mißtrauen zu beſeitigen, wird eine wichtige 
Aufgabe der Neuregelung der juriſtiſchen Ausbildung 
ſein. Denn nur auf einer vertrauensvollen und be— 
jahenden Einſtellung zur Ausbildung und zum Beruf 
kann eine Erneuerung von Recht und Rechtswahrern 
aufgebaut werden. 


Prof. Grofmann-Doerth, Freiburg, Mitglied des Gmbh.” fusſchuſſes der Akademie für Deutsches Redt: 


Kampf um die Einmanngeſellſchaft m. b. H.” 


1. Die Bedrohung der EG. im Jahre 1936 
und ihre Rettung 1937/38. 


it Hilfe der EG. verſchafft der Einzelunternehmer 
. ſich Haftungsbeſchränkung und ſchiebt zwiſchen 
ſich und ſein Unternehmen eine juriſtiſche Perſon. 

Dies kann in zweierlei Richtung beanſtandet werden: 
Man kann einerſeits einwenden, dazu ſei die Gefell- 
ſchaftsform nicht das geeignete Mittel, und man kann 
anderſeits der Anſicht ſein, Haftungsbeſchränkung und 
Zwiſchenſchiebung der juriſtiſchen Perſon dürften dem 
Einzelunternehmer überhaupt nicht offenſtehen oder 
doch nicht in der bisherigen abſoluten Freiheit offen⸗ 
ſtehen. Man kann alfo die EG. der Form nach, und 
man kann ſie der Sache nach beanſtanden. 

Die Gegner der EG. beſchränken jih durchweg dar- 
auf, fie der Form nach zu beanftanden2): eine Geſell⸗ 
ſchaft mit nur einem Geſellſchafter fei widerſinnig, fie 
ſei vom Standpunkt der Rechtsdogmatik aus nicht zu 
erfaſſen, ſie ſei unehrlich, unwürdig und widerſpreche 
dem Willen des Geſetzgebers. 

Dieje Gegner der GmbH. haben aber nichts dagegen, 
daß dem einzelnen Unternehmer von der Rechtsord— 
nung eine beſondere Form der Haftungsbeſchränkung 
zur Verfügung geſtellt werde, wenn dafür ein Bedürf⸗ 
nis beſtehe, was ſie überwiegend teils bejahen), teils 
zu entſcheiden aus Mangel an Sachkenntnis ablehnen“). 


1) Abkürzungen: 
CG. — Einmanngeſellſchaft; f 
offene EG. — die Geſellſchaft hat nur einen Geſellſchafter; 
getarnte E. — von mehreren Geſellſchaftern iſt nur einer 
wirklich beteiligt, die übrigen ſind ſeine Strohmänner. 

Um Wiederholungen zu vermeiden, werde ich öſter auf 
meine Aufſätze „Soll die GmbH. beibehalten werden?” 
und „Kampf um die Gmbh.“ in Hanf RHZ. 1937 A 281 ff. 
bzw. 1938 A 209 ff. verweiſen. 

) Rabaroff, 8 R. 101, 98 ff.) Feine, EhrenbHöb. 
425 ff.; Job ſt, DR. 1938, 48 ff.: Criſolli, RG. 
Handbuch 1170 f. und JW. 1934, 938 f. 

3) Feine, a. a. O. 430; Kabaroff, aa. O. 116. 


I. Einen ganz anderen, grundſätzlicheren und mehr 
auf die Sache gerichteten Charakter erhielt der Kampf 
gegen die EG. durch den nationalſozialiſtiſchen Um- 
bruch. Abgeſehen davon, daß die Vertiefung und Ver⸗ 
feinerung unſeres Rechtsempfindens gerade auch gegen: 
über den Vorgängen im Wirtſchaftsleben für die Frage 
der EG. Bedeutung haben konnten, mußte für fie be- 
drohlich werden der Kampf gegen die Kapitalgeſellſchaft, 
der 1934 im Zuſammenwirken von Reichsfinanzmini⸗ 
ſterium (RM.) und Reichsjuſtizminiſterium (RI M.) 
vom nationalſozialiſtiſchen Staat aufgenommen wurde. 
Dieſer Kampf fing an mit ſanftem Zureden zur Um- 
wandlung, ging 1934 zu geſetzlichen zivil⸗s) und ſteuer⸗ 
rechtlichens) Erleichterungen der Umwandlung über und 
ſteigerte ſich 1936/37 zu ſcharfem politiſchem, wirtſchaft⸗ 
lichem und moraliſchem Druck, zu der ſo begründeten, 
alſo als Kampfmittel, Strafe gedachten Erhöhung der 
Körperſchaftſteuer im Auguſt 19367) und zu der Ein⸗ 
engung des Bereiches der AG. durch die Verzehn⸗ 
fachung des Mindeſtkapitals im Aktien. vom Januar 
1937, amtlich mit der grundſätzlichen Unerwünſchtheit 
der Kapitalgeſellſchaft begründets). 

Es konnte nicht ausbleiben, daß durch dieſe Bekämp⸗ 
fung der Kapitalgeſellſchaft das EG.-Problem ſchon für 
das geltende Recht ein neues Geſicht erhielt: eine Gon- 
deraktion gegen die EG. war von hier aus nahegelegt. 
Sie wurde ausgelöſt durch das Urteil des LG. Berlin 


) Erifolli, NS.⸗Handbuch 1170 f.; Jobſt, DR. 
1938, 49. — Verneint wird die Frage von Reit- 
berger, DR. 1934, 261, früher von Karl Lehmann, 
Feſtſchrift f. Georg Cohn, 1915, S. 424 f., dem ſich neuer⸗ 
dings Manfr. Werder in der Richard ⸗Schmidt⸗Feſt⸗ 
ſchrift (1934) anſchließt. 

5) Umwandlungs®. v. 5. 7. 1934. 

6) UmwandlungsſteuererleichterungsG. v. 7. 7. 1934. 

7) KörperſchSteuer Novelle v. 27. 8. 1936. — Die nener- 
liche Erhöhung von 1938 hat andere Motive. 

) Anl, Bege, Einleitung. 


vom 17. 5. 19359): die Gründung einer EG. mit Hilfe 
von Strohmännern ſei als Scheingeſchäft nichtig und 
verdiene um ſo weniger Schutz, als es ſich um Miß⸗ 
brauch des GmbHG. handele und als die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft nach heutiger Auffaffung ſchon an fih uner- 
wünſcht fei. An dieſes Urteil knüpften die Sachbearbei⸗ 
ter des RIM, Herbigio) und ihm folgend Fried- 
richt) einen literariſchen Feldzug gegen die EO., 
zwar auch beſchränkt auf die Strohmännergründung. 
aber unter Einbeziehung der Fälle, in denen die Stroh⸗ 
männer für die Dauer in der Geſellſchaft bleiben, 
und unter Werbung der Regiſterrichter als Hilfstruppe, 
welche aus der ſpäteren Uebertragung aller Anteile auf 
einen Geſellſchafter den Schluß auf Strohmannsgrün⸗ 
dung, aljo nichtigen Geſellſchaftspertrag zu ziehen hät- 
ten. Die „dogmatiſche“ Begründung iſt bei Herbig 
und Friedrich anders als beim LG. Berlin — nicht 
§ 117, ſondern 8 134 BGB. wird zitiert —, aber das 
iſt nicht das eigentlich Treibende und Entſcheidende an 
dieſer Aktion: „gerade heute, da geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen wie das Geſetz über die Umwandlung von 
Kapitalgeſellſchaften und das Geſetz über die Auflöſung 
und Löſchung von Geſellſchaften und Genoſſenſchaften 
keinen Zweifel daran laſſen, daß die 
Rechtsform der Kapitalgeſellſchaft zu⸗ 
rückgedrängt werden ſoll zugunſten von 
Unternehmensformen mit perſönlicher 
Verantwortung des Unternehmers und 
daß die Haftungsbeſchränkung nur Ge⸗ 
ſellſchafts unternehmen unter beſtim m⸗ 
ten Vorausſetzungen zugeſtanden wer⸗ 
den ſol l“) „gerade heute“, gerade in jenen Jahren 
der Ablehnung der Kapitalgeſellſchaft durch Staat und 
Partei kam das LG. Berlin auf den Gedanken, die 
Strohmännergründung ſei ein Scheingeſchäft, und kam 
Herbig auf den Gedanken, aus den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen das Verbot der Haftungsbeſchränkung und der 
juriſtiſchen Perſon für den Einzelunternehmer heraus 
zuleſen, und vor allem kamen von dort aus erft LG. 
Berlin und Herbig darauf, gegen Scheingeſchäft 
bzw. Verbotsverſtoß zu proteſtieren. 

So erſchien 1936 die EG. bedroht, ſowohl die offene 
wie die getarnte EG. Denn ſchon wenn fih nur diefe 
Auffaſſung des LG. Berlin und der Sachbearbeiter des 
NIMM. durchgeſetzt hätte, fo würde ſchon dies den Tod 
der meiſten vorhandenen offenen EG. bedeutet haben, 
denn die EG. ift regelmäßig oder doch überwiegend 
von Anfang an als ſolche angelegt. Und hätte man jene 
Gedanken gar weitergedacht, ſo würde man vermutlich 
darauf gekommen ſein, daß dann die wirklich erſt nach 
der Gründung entſtandene EG. aus genau den gleichen 
Gründen unzuläſſig ſein muß. Das Ende jedenfalls der 
offenen EG. wäre gekommen. Vor allem ſchien da- 
mals auch die ablehnende Stellungnahme des künf⸗ 
tigen Geſellſchaftsrechts feſtgelegt: dieſer rechtspoli⸗ 
tiſche Gedanke der Ablehnung der Kapitalgeſellſchaft 
mußte ja vor allem die damals noch bevorſtehende Neu- 


) DZ. 1936, 465. — Ueber frühere Anſätze in der Recht⸗ 
ſprechung f. Herbig, DFG. 1936, 88 ff.: es handelt fih 
dabei vor allem um den Gedanken, es ſei eine nach § 138 
BB. nichtige Umgehung des GmbHG., wenn ein einzel⸗ 
ner einen Gmbc.⸗Mantel erwerbe, um fih damit Haf- 
tungsbeſchränkung zu verſchaffen (KH., JW. 1924, 1535 
und 1925, 635). 

1) In der Anm. zu dem Urteil und DFG. 1936, 85 ff. 
(89—91). 

1) 95. 1937, 1820, 1938, 603; vgl. allerdings unten 
Anm. 15, 

22) Herbig, DI. 1936, 467 und DFO. 1936, 90, 
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ordnung des Geſellſchaftsrechts entſcheidend beeinfluf- 
ſen, mußte jedenfalls dazu führen, daß man Haf⸗ 
tungsbeſchränkung und juriſtiſche Perſon in ihrem 
Bereich einſchränkte und daß man von hier aus alſo 
mindeſtens ſie dem Einzelunternehmer ausdrücklich ver⸗ 
ſagte. Für das geltende wie für das künftige Recht alſo 
war 1936 die EG. von dieſem Gedanken der grund- 
ſätzlichen Unerwünſchtheit der Kapitalgeſellſchaft aus 
bedroht. 


II. Die Lage hat fih ſeitdem für die EG. entſchei⸗ 
dend gebeſſert. Im Vordergrund ſteht hier die Tatſache, 
daß das RIM. feinen Standpunkt in bezug auf die 
Kapitalgeſellſchaft ſeitdem ſehr ſtark geändert hat. 

Dieſe Wendung wurde ſchon im Aktien. angedeutet: 
Einerſeits zwar lag es noch ganz im Sinne des Kampfes 
gegen die Kapitalgeſellſchaft, wenn das Aktien. die Ver- 
zehnfachung des Mindeſtkapitals brachte und dies in der 
amtlichen Begründung des Geſetzes ausdrücklich mit der 
grundſätzlichen Unerwünſchtheit der Haftungsbeſchränkung 
gerechtfertigt wurde, welche nur bei großer Gefellfchafter- 
zahl und bei Begebung von zahlreichen Aktien am Markt 
rechtspolitiſch gebilligt werden könne. Aber anderſeits 
brachte dasſelbe Aktien. die Anerkennung der 
Einmann⸗ AG., und dies wurde in derſelben amtlichen 
Begründung!®) damit gerechtfertigt, daß es Fälle gebe, in 
denen die Haftungsbeſchränkung wirtſchaftlich gerechtfer⸗ 
tigt ſei. Das Ergebnis dieſer zweigleiſigen Haltung des 
Aktien. ifi folgendes: Einerſeits ift einer Geſellſchaft mit 
einem Kapital von unter 500 000 RM. die AG.⸗Form ver- 
ſchloſſen: da ſie nicht zahlreiche Geſellſchafter werben will, 
ſoll fie die Haftung nicht beſchränken dürfen. Und auder- 
feits ift eine EG. von 500 000 RM. und darüber zugelaſ⸗ 
ſen: der eine Mann darf ſeine Haftung beſchränken, denn 
bei ihm könnte das wirtſchaftlich vertretbar ſein. Das 
Altien®. ſteht alfo nach dem erklärten Willen feiner Ur- 
heber in der Frage der Haftungsbeſchränkung in beiden 
Lagern, bekämpft ſie einerſeits, nämlich für die normale 
Geſellſchaft bis zu 499 999 RM. und fördert fie anderſeits 
wohlwollend, nämlich für die EG. ab 500 000 RM. — Ganz 
deutlich wird dann die Wendung bei Beginn und im Laufe 
der im Sommer 1937 anhebenden Diskuſſion um die 
GmböH.⸗Reform. Schlegelberger!) erklärte dem 
GmbhH.⸗Ausſchuß der Akademie für Deutſches Recht zum 
Eingang der erſten Sitzung am 8. 6. 1937: über die Frage 
der Beibehaltung der GmbH. als rechtlicher Einrichtung 
habe der Ausſchuß überhaupt nicht zu diskutieren, denn 
40 000 Geſellſchaften könne man nicht aus dem Aufbau der 
Volkswirtſchaft herausnehmen. Theſe und Begründung 
mußten überraſchen: denn wenige Monate vorher hatte das 
RIM, in der Begründung zum Aktien. als national 
ſozialiſtiſche Auffaſſung amtlich verkündet, daß, vom Fall 
der AG. mit Heranziehung weiter Kreiſe des Volkes zur 
Aufbringung der erforderlichen Mittel abgeſehen, „der 
Unternehmer die perſönliche Verantwortung uneingeſchränkt 
tragen foll“, und Heranziehung weiter Kreiſe des Volkes 
iſt ja bekanntlich nicht Aufgabe der GmbH. Und auch die 
Begründung mußte überraſchen, da doch bei Abſchaffung 
der GmbH. die Exiſtenz von GmbH.-Unternehmungen durch 
Uebergangsrecht geſchüzt werden kann. Ganz deutlich 
wurde der Auffaſſungswandel dann in Aufſätzen der Cad- 
bearbeiter des RIM., namentlich des zuſtändigen Abtei- 
Iungsleiters, OQuaſſowſki s). Der Umſchwung vor 


13) Zu 88 203—215. 

14) Darüber ift in den Tageszeitungen berichtet worden. 

13) Deutſche Volkswirtſchaft 1938, 79 ff.; außerdem 
Geßler, Soziale Praxis 47, 329 ff. Friedrich ſpricht 
daher 1937 und 1938 in ſeinen oben Anm. 11 angeführten 
Ausführungen gegen die Ech. nicht mehr — anders als 
1936 ſein Vorbild Herbig — von der grundſätzlichen 
Unerwünſchtheit der Kapitalgeſellſchaft; ebenſo © d legel- 
berger⸗Quaſſowſki in ihrem Kommentar zum 
Aktien., Anm. 1 zu 8 7, ein angeſichts der amtlichen Be- 
gründung aufſchlußreiches Schweigen. 
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allem der Tonart iſt auffallend. Von irgendwelchen Bes 
denken gegen Haftungsbeſchränkung iſt keine Rede mehr, 
ſondern jetzt heißt es: „Die GmbH. verbindet die Vorteile 
der beſchränkten Haftung mit denen der perſönlichen Lei- 
tung des Unternehmens“, fie ſoll alfo „die Vorzüge der 
OHG. oder KG. einerſeits und die der AG. anderſeits in 
fid vereinigen“ ie), was doch darauf hinausläuft, daß die 
GmbH. als Form der Haſtungsbeſchränkung des im Ge- 
ſchäft tätigen Unternehmers, daß diefe Haftungsbeſchrän⸗ 
kung ſelbſt alfo ſchlechthin die ideale Rechtsform für Unter- 
nehmungen darſtellt!). 

Das Schickſal hat es dann gefügt, daß auch der Gmbh.“ 
Ausſchuß der Akademie in ſeinem Vorſitzenden und ſeiner 
Mehrheit ſich zu einem dieſer neuen Linie der Kapital- 
geſellſchafts Freundlichkeit entſprechenden Standpunkt 
durchgerungen hat. Dieſer ift in feinem erſten Arbeitsbe⸗ 
richt“) niedergelegt. Wieder wird der Grad des Stim- 
mungsumſchwungs beſonders deutlich in der Art der Be⸗ 
weisführung, wie ſie dieſen Arbeitsbericht von Anfang bis 
zu Ende kennzeichnet. Hervorgehoben fei hier nur), daß 
die GmbH.-Berteidigung — auch dies ift in der fünfzig⸗ 
jährigen GmbH.-Diskuffion ein Novum — in dieſem 
Arbeitsbericht von der Verteidigung zum Angriff über⸗ 
geht: während man bisher immer die unbeſchränkte Haf⸗ 
tung als Grundſatz unangetaſtet gelaſſen und Haftungs⸗ 
beſchränkung immer nur für beſondere Fälle gefordert hat, 
bemüht der Arbeitsbericht des GmbH. ⸗-Ausſchuſſes fi um 
den Nachweis, daß die unbeſchränkte Haftung überlebt und 
die beſchränkte Haftung das der gefunden Volksanſchauung 
gemäße Prinzip jet"). 

Dies alſo kennzeichnet den gegenwärtigen Ausgangs⸗ 
punkt für die weitere Diskuſſion um die EGmb$H.: 
1935 und 1936 hat man die EG. bekämpft, weil man 
die Kapitalgeſellſchaft nicht wollte. Heute dagegen be- 
jaht man die Kapitalgeſellſchaft in Grenzen, und ſo wird 
man den Kampf auch gegen die EG. einftellen. 

Neben dieſem entſcheidenden Geſichtspunkt dürfen 
zwei weitere Tatſachen nicht überſehen werden, durch 
welche jeder Kampf gegen die EmbH. gehemmt wird: 
Einerſeits macht die ausdrückliche Anerkennung der 
Einmann-AG. in der amtlichen Begründung zum 
Aktien). 2!) es ſchwer, gegen die EG. manche oft ge- 
hörten?) Vorwürfe: Widerſinn, Unehrlichteit uſw. auf- 


ER Quaſſowſki, a. a. O. 79; ähnlich Geßlera.a.d. 

17) Auch wenn man die Kapitalgeſellſchaft günſtig beur- 
teilt und daher die Erhaltung der GmbH. bejaht, wird 
man doch bedauern, daß das RIM, feinen Standpunkt 
nicht ſchon vor dem Aktien®. geändert hat: die Abdrän⸗ 
gung der kleinen AG. zur GmbH.-Form dürfte nämlich 
nicht im öffentlichen Intereſſe liegen (HansgichZ. 1938 
A 222 f.). Immerhin muß auch ein Miniſterium das Recht 
haben, den Standpunkt zu ändern. Dabei entſtehen um ſo 
weniger Schwierigkeiten, je offener dies geſchieht. Ich kann 
alfo nicht einſehen, warum Quaſſowſki (a. a. O. 79) 
den — ganz ausſichtsloſen — Verſuch macht, die bisherige 
Behandlung der Kapitalgeſellſchaft mit der ſo kraß geän⸗ 
derten neuen Haltung auf einen Nenner zu bringen. Das 
ſchafft Unklarheiten, und in ſo wichtigen Fragen ſchuldet 
man uns Klarheit — dem Unternehmer, dem Notar, dem 
Syndikus wie dem Richter. 7 

16) Erſtattet von dem Vorſitzenden, Prof. Klauſing, 
Franfurt a. M. 1938; von mir eingehend beſprochen in 
Hans RG 8. 1938 A 209 ff. 

10) Im übrigen f. Hans RZ. 1938 A 209 ff. 

20) Bol. dazu Hans RZ. 1938 A 211 ff. 

21) Oben zu Anm. 13, 

22) Oben zu Anm. 2. 

28) Dieſe Folgerung wird nicht gezogen von Jobſt 
a. a. O., aber auch nicht von Friedrich, der noch 1937 
und 1938 den 1936 berechtigten Standpunkt Herbigs 
vertritt, die EGHmbH. fet eine „offenbare Rechtsumgehung“ 
und widerſpreche daher unſerem „geſchärften Rechtsempfin⸗ 
den“ (DI. 1938, 603). 


rechtzuerhalten??), und anderfeits kann auch die mad- 
fende Verwendung der EGmbH. durch Staat und Par- 
tei in der öffentlichen Wirtſchaft nicht ganz ohne Wir⸗ 
kungen bleiben. 

Der Kampf um die EGmbh. ift für diefe alfo ſchon 
vor Erlaß des neuen GmbHG. gewonnen. 


II. Konzeſſionszwang für die Gmbh. 

Wenn ich trotzdem der Einladung der Schriftleitung 
diefer Zeitfchrift folge, mich zur EG.⸗Frage zu äußern, 
ſo deswegen, weil es mir Pflicht der Wiſſenſchaft zu 
ſein ſcheint, für die Erhaltung wertvollen Gedanken⸗ 
gutes dann erfi recht zu wirken, wenn dieſes gegenüber 
anderen Zielen zurückgeſtellt werden muß. 

Gerade von dieſem Geſichtspunkt aus aber möchte 
ich die Frage der EG. vorwiegend der Sache nach 
ſtellen, alſo vor allem fragen: Soll die Rechtsordnung 
dem einzelnen die Möglichkeit geben, ſeine Haftung zu 
beſchränken und zwiſchen ſich und das Unternehmen 
eine juriſtiſche Perſon einzuſchieben ?)? 

J. 1.25) Daß ein Unternehmer gezwungen werden 
kann, ſein geſamtes Vermögen und insbeſondere das 
Privatvermögen zur Bezahlung der Geſchäftsſchulden 
herzugeben, ift nicht nur eine Forderung der Gerechtig⸗ 
keit und der Rechtsmoral — beides iſt ſtreitig und ſollte 
auch aus ſachlichen Gründen nicht zu ſehr in den Vor⸗ 
dergrund gerückt werden. Die unbeſchränkte Haf⸗ 
tung ift auch nicht nur Vorausſetzung für das Funt- 
tionieren des Kreditverkehrs. Vielmehr erfüllt ſie in 
unſerer auf Unternehmerinitiative und Privateigen⸗ 
tum beruhenden Wirtſchaftsordnung noch zwei wichtige 
verfaſſungsrechtliche Aufgaben: Einerſeits wirkt ſie auf 
Vorſicht bei Kreditübernahme und Kreditbewirtſchaf⸗ 
tung hin und iſt alſo unentbehrlich in einer Wirtſchafts⸗ 
ordnung, in welcher der Kreditverkehr grundſätzlich den 
privaten Entſcheidungen überlaſſen iſt. Und anderſeits 
iſt die unbeſchränkte Haftung wichtige Vorausſetzung 
für das automatiſche Ausſcheiden erfolgloſer Unterneh⸗ 
mer, und foldes automatiſche Ausleſeverfahren ift un- 
entbehrlich in einer Wirtſchaftsordnung, in welcher die 
Behörden zwar unzuverläſſige Unternehmer 
aus der Wirtſchaft entfernen, gegen bloß erfolgloſe Ver⸗ 
waltung des Volksvermögens aber grundſätzlich nicht 
vorgehen. 

Dies ſcheint mir der verfaſſungsrechtliche Sinn des 
Grundſatzes von der un beſchränkten Haftung zu 
ſein. Es kennzeichnet unſere Rechtswiſſenſchaft, wenn wir 
ſeit rund 150 Jahren über dieſe Zuſammenhänge nachzu⸗ 
denken aufgehört haben. Wir verlieren uns in tauſend 
Einzelheiten des Vollſtreckungsrechts — aber es gibt bei 
uns keine Theorie von der unbeſchränkten Haftung. Es 
fehlt die klare gedankliche Grundlage, es fehlt das Wiſſen 
um den Zuſammenhang zwiſchen dieſer ſeit dem Mittel⸗ 
alter ſelbſtverſtändlich gewordenen Rechtseinrichtung und 
der allgemeinen Rechts⸗ und Wirtſchaftsverfaſſung. Eine fo 
im luftleeren Raum ſchwebende Rechtswiſſenſchaft iſt 
natürlich nicht in der Lage, die überlieferten weſentlichen 
Rechtseinrichtungen zu verteidigen, wenn eines Tages der 
Anſturm der Intereſſenten und ihrer „juriſtiſch“ geſchulten 


»Kampftruppen einſetzt. So haben die Gerichte in den neun⸗ 


ziger Jahren den Wettbewerb an die Kartelle preisgegeben, 
ſo haben ſie den Mißbrauch der Vertragsfreiheit durch die 


2) Für die Kapitalgeſellſchaft bedeutet dies: die dahinter 
ſtehenden Perſonen begrenzen für den betr. Geſchäftsbe⸗ 
reich ihre Haftung noch einmal (zweifache Haftungsbeſchrän⸗ 
kung), bzw. ſie ſchieben zwiſchen die bereits eingeſchobene 
juriſtiſche Perſon und den betr. Geſchäftsbereich noch eine 
weitere juriſtiſche Perſon. 

25) Zum Folgenden: Hans RZ. 1937 A 281 ff., 1938 
A 211 ff. 
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Allgemeinen Geſchäftsbedingungen aufkommen laſſen — 
weil wir nicht mehr wußten, welchen volkswirtſchaftlichen 
Sinn Wettbewerb und Vertragsfreiheit haben, und weil 
wir anderſeits den Behauptungen der großwirtſchaftlichen 
Intereſſenten über ihre wirtſchaftlichen Bedürfniſſe wegen 
unferer Unwiſſenheit in privatwirtſchaftlichen und 
erſt recht volkswirtſchaftlichen Zuſammenhängen wehrlos 
ausgeliefert waren — und ſind. So iſt bei uns jenes un⸗ 
ſelige „wirtſchaftsrechtliche“ Denken aufgekommen: man 
regiſtriert die Tatſachen der neuen Großwirtſchaft, man 
nimmt ſie, wenn ſie nur mit der notwendigen Wucht und 
Maſſivität auftreten, grundſätzlich kritiklos hin, entnimmt 
aus ihnen die „wirtſchaftlichen“ Bedürfniſſe des Lebens und 
biegt das Recht, deſſen gedankliche Grundlagen man nicht 
mehr kennt, ſo lange, bis es mit ihnen harmoniert. So 
ſind Rechtsfindung und Rechtswiſſenſchaft zur Soziologie 
— einer ſehr ſchlechten Soziologie — herabgeſunken. 
Und fo iſt es auch zur GmbH. gekommen. In der 
Diskuſſion zur Zeit der Entſtehung der GmbH. fällt 
auf, daß der ſehr redſeligen Theorie von den angeb- 
lichen Notwendigkeiten der Haftungs beſchränkung 
eine klare Theorie von der unbeſchränkten Haf- 
tung kaum entgegen tritt. Aber iſt dies heute anders? 
Auch heute wird ſehr viel über die Notwendigkeit der 
Haftungsbeſchränkung geredet, aber um die un -= 
beſchränkte Haftung iſt es ziemlich ſtill. Sie wird 
meiſt noch als Grundſatz gefordert, aber dieſe Forde⸗ 
rung wird regelmäßig überhaupt nicht begründet oder 
doch nur mit verſchwommenen Wendungen?d), wie vor 
allem, daß der Unternehmer die „perſönliche Berant- 
wortung“ tragen müffe, als ethiſches Prinzip. Mit die- 
ſer Formulierung verwiſcht man aber in gefährlicher 
Weiſe die Grenzen zu etwas ganz anderem: nämlich zu 
der zivil-, ſtraf- und verwaltungsrechtlichen Haftung 
für Pflichtwidrigkeit Selbſtverſtändlich, daß diefe 
ſchwache Stelle ſofort ausgenützt wird. Der Gmbh. 
Ausſchuß⸗Bericht ruft das „geſunde Volksempfinden“ 
dagegen auf, daß die unbeſchränkte Haftung und ihre 
Ausleſe auch bei ſchuldloſem Mißerfolg eingreife, und 
will an die Stelle dieſer Ausleſe nach dem Erfolg die 
Schadenerſatzpflicht wegen ſchuldhafter Pflichtwidrig⸗ 
keit genügen laſſen. Der Glaube, mit ſolcher Art von 
Ausleſe in der deutſchen Wirtſchaft des 20. Jahrhun- 
derts auskommen zu können, iſt Romantik, aber nicht 
Volkswirtſchaft. Die harte Ausleſe nach dem Erfolg ift 
heute fo notwendig wie je in einer auf der Unterneh- 
merinitiative aufgebauten Wirtſchaft. „Theorien eines 
Profeſſors?“ Ich zitiere Stimmen der deutſchen Ge- 
genwart, die gegen dieſen Verdacht geſichert ſind: Im 
Aprilheft 1938 der Zeitſchrift „Der Vierjahresplan“ 
(S. 220) ſagt deren Schriftleitung: Trotz weitgehender 
ſtaatlicher Lenkung der Wirtſchaft bleibt der Wettbe⸗ 
werb „gerade heute der Prüfſtein für die Exiſtenz⸗ 
fähigkeit der Unternehmungen und der Motor, der die 
Wirtſchaft in Bewegung hält und den techniſchen Gort 
ſchritt gewährleiſtet. Der Betrieb, der im Wettbewerb 
nicht beſtehen kann, der nicht nur vorübergehend mit 
Verluſt arbeitet, muß ausgeſchieden werden und einem 
anderen Platz machen, der unter richtiger Anſetzung 
von Kapital und Arbeit ſeinen geſamtwirtſchaftlichen 
Aufgaben gerecht wird, ohne dabei den Ertrag zu ge- 
fährden.“ — Zur Ausleſe nach dem Erfolg bekennt ſich 
auch Staatsſekretär Brinkmann vom RWM. in 
feiner bedeutſamen Düſſeldorfer Rede vom 21. Ofto- 


20) Dieſe Unklarheit trägt z. B. bei Reitberger, 
DR. 1934, 261, die Schuld daran, daß er Haftungsbeſchrän⸗ 
kung für den einzelnen energiſch ablehnt, aber für die Ge⸗ 
ſellſchaft offenbar billigt. 
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ber 193827): „Wer den echten Leiſtungswettbewerb 
nicht beſteht, behält zwar ſein Recht auf Arbeit, aber er 
hat kein Recht auf eine Selbſtändigkeit, die er beſaß, 
die er aber an den beſſeren Mann verloren hat“. 
Wem dies ein Widerſpruch zu dem heute herrſchenden 
Gemeinſchaftsgedanken zu fein ſcheint, der fei verwie⸗ 
fen auf die Ausführungen des Leiters der Hauptabtei- 
lung I des Reichsnährſtandes E. Dellian in „Recht 
des Reichsnährſtandes“, Oktoberheft 1937, über die 
Art, wie die bäuerliche Standesaufſicht durch Reichs 
nährſtand und Anerbenbehörden auszuüben ſei: 
„Dummheit, Faulheit und verbrecheriſche Gleichgültig— 
keit müſſen innerhalb der Leiſtungsfähigkeit des 
Bauerntums ebenſo, ja noch ſchneller und unausweid)- 
licher zu Fall kommen als innerhalb der ſogenannten 
freien Wirtſchaft. Es ift auch nicht der brave Land- 
mann allein, dem das Recht am Boden zuſteht, ſondern 
nur der brave und tüchtige Bauer... Im 
Bauerntum war und iſt aber auch noch immer der Sinn 
lebendig für die Härten des Lebens und Lebenskamp⸗ 
fes, und nichts iſt ihm fremder, als ſich ihm und ſeinen 
Notwendigkeiten zu entziehen. Eine Standesaufſicht, 
die an die Stelle des Leiſtungs gedankens lediglich 
den Schutz gedanken und das ſchwächliche Mitleid 
treten laſſen würde, beginge auch den gleichen Fehler 
wie die Strafjuſtiz einer Zeit, welche vor lauter Ge⸗ 
fühlsduſelei für den einzelnen die harten Intereſſen 
und Notwendigkeiten der Geſamtheit nicht mehr ſah.“ 

So denken die Männer, denen die deutſche Wirt⸗ 
ſchaftsordnung anvertraut iſt. Wir Rechtswahrer hät⸗ 
ten die Aufgabe, Bürgerliches und Handelsrecht nach 
dieſen Geſichtspunkten zu geſtalten. Und was ſind in 
Wirklichkeit unſere Leitgedanken?: Billigkeitsempfin⸗ 
dungen, die wir mit „geſunder Volksanſchauung“ 
verwechſeln, „ſchwächliches Mitleid“, „Gefühlsduſelei 
für den einzelnen“, alles aus Mangel an Ueberblick, 
d. h. Mangel an volkswirtſchaftlichem Verſtändnis. 

2.28) Neben Haftungsbeſchränkung bedeutet die 
GmbH.: juriſtiſche Perſon. Sie geſtattet alſo dem 
Unternehmer, zwiſchen ſich und ſein Unternehmen einen 
Dritten als formellen Unternehmensträger einzuſchie— 
ben. Damit wird der Grundſatz der Identi⸗ 
tät von Unternehmer und formellem 
Unternehmensträger durchbrochen. 

Ich glaube nicht, daß es viele Juriſten gibt, welche 
hier überhaupt noch ſo etwas wie die Durchbrechung 
eines Grundgeſetzes empfinden. Unſere Betrachtungs⸗ 
art iſt auch hier punktuell, d. h. wir ſehen immer ein⸗ 
zelne Intereſſen, die von uns Förderung erwarten, 
und wir ſehen nicht die großen harten Notwendigkeiten 
der Rechtsordnung und insbeſondere der Wirtſchafts⸗ 
ordnung. Kennzeichnend für dieſe Betrachtungsweiſe 
iſt die Beweisführung von Rnieriems?) Ich 
greife fein Beifpiel der AG. mit Auslandsvermögen 
heraus, welche für gewiſſe Auslandsabſchlüſſe gern eine 
Tochtergeſellſchaft ohne Auslandsvermögen vorſchieben 
möchte). Man kann das gut verſtehen, wenn die 
Muttergeſellſchaft dem betreffenden Abſchluß nicht recht 
traut und ausländiſche Prozeſſe mit negativem Aus⸗ 
gang von ihm befürchtet: vor der Vollſtreckung aus ſol⸗ 

27) W. Kohlhammer, 1938, S. 43. — Die angeführten 
Sätze der Rede ſind von der Schriftleitung des „Vierjah⸗ 
resplan“ dem Novemberheft als Leitworte vorangeſetzt. 

2%) Zum Folgenden: HansRGZ. 1937 A 289 ff., 1938 
A 216 ff. 

2») OR. 1938, 226 ff. 

20) S. 232. 


chen Urteilen möchte fie ihr Auslandsvermögen ſichern. 
Alſo ſehr begreiflich und im Einzelfall vielleicht ſogar 
vom deutſchen Standpunkt aus berechtigt. Wer aber 
von dieſer Ueberlegung aus der Wirtſchaft allgemein 
die Möglichkeit zur Einſchaltung juriſtiſcher Perſonen 
geben will, ſollte bedenken, daß hier noch ein anderes 
und ſehr viel höheres Intereſſe berührt wird: Iſt es 
nicht äußerſt bedenklich, wenn der Unternehmer ſich 
nachteiligen Folgen von Geſchäften, die er ſchon beim 
Abſchluß als zweifelhaft anſieht, von vornherein da⸗ 
durch entziehen kann, daß er das Geſchäft über eine 
Tochtergeſellſchaft laufen läßt! Das wirkſamſte Motiv, 
beim Abſchluß von Geſchäften korrekt zu verfahren, ift 
ja das Bewußtſein, für die gute Erfüllung ſelbſt ge⸗ 
rade ſtehen zu müſſen. Es muß alſo doch wohl gefragt 
werden: Darf man wegen folder aus befonderer Lage 
entſtehenden Einzelbedürfniſſe auf ſo wichtige Garan⸗ 
tien anſtändiger Geſchäftspraxis verzichten — oder 
muß nicht vielmehr um der Erhaltung dieſer Garantien 
willen in den Kauf genommen werden, daß hier und 
da ein an ſich erwünſchter Abſchluß unterbleibt? 

Um das Grundgeſetz der Identität von Unternehmer 
und juriſtiſchem Unternehmensträger in ſeiner Lebens⸗ 
bedeutung ganz erfaſſen zu können, muß man freilich 
von der Wirklichkeit des Wirtſchaftslebens mehr wiſſen 
als im Durchſchnitt die — nicht im Dienſt der Wirtſchaft 
ſtehenden — Rechtswahrer. Selbſt bei einem fo her⸗ 
vorragenden Gegner des Mißbrauchs der juriſtiſchen 
Berfon wie bei dem immer wieder zitierten Ernſt 
Fuchs ift erkennbar, wie ſehr er für fein Tatſachen⸗ 
material auf die amtliche Sammlung der Entſchei⸗ 
dungen des RG. angewieſen ift, und auf feinen Auf- 
ſätzen baut ſich die Lebenskenntnis der allermeiſten mit 
der EG. befaßten Rechtswahrer auf. Weder aber in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsge⸗ 
richts noch ſonſt — wenn ich richtig ſehe — in der 
juriſtiſchen Fachliteratur iſt irgend etwas über die Rolle 
zu lejen, welche die juriſtiſche Perſon in den furdt- 
baren Zuſammenbrüchen der letzten Kriſe geſpielt 
hatst): die „Hum“ für die Nordwolle, die „Adiva“ 
für Wicking, die „Nutria“ für Oſtwerke, die „Haupt⸗ 
verwaltung des Burbach Kali Konzerns Gmbh.“ für 
Burbach, die unzähligen Tochtergeſellſchaften für Favag 
und Kreuger, um nur einige zu nennen. Dieſe Bei⸗ 
ſpiele zeigen, daß die juriſtiſche Perſon ihre eigentliche 
Gefährlichkeit erſt in der Großwirtſchaft, alſo in der 
Hand von Kapitalgeſellſchaften entfaltet. Es iſt alſo 
unmöglich, die EG. ausgerechnet in dieſem beſonders 
gefährlichen Anwendungsbereich wohlwollender als in 
den Bereichen der mittleren und kleinen Wirtſchaft zu 
behandeln, wie von Knieriem vorſchlägts 2). Ge- 
wih bewegt unter Rechtswahrern die Diskuſſion um 
EG.⸗Mißbräuche ſich überwiegend in der Sphäre des 
Einzelhandels: ſie wiſſen zu wenig von jenen Tat⸗ 
faden der Großwirtſchaft, und noch weniger wiſſen ſie, 
daß alle jene Kataſtrophen in dieſem Ausmaß gar nicht 
möglich geweſen wären, wenn der Staat nicht in ge⸗ 
radezu verrückter „Liberalität“ jedem die unbe⸗ 
ſchränkte Freiheit zur Hervorzauberung von juriſtiſchen 
Perſonen zu irgendwelchen angegebenen oder nicht an⸗ 
gegebenen Zwecken gewährt hätte. 


3) Zum Folgenden f. meinen Auſſatz in Hans gc. 1934 
A 28 ff. 


„) Es ift dies der Hauptgedanke feines unbeſtreitbar 
ſehr gehaltvollen Aufſatzes in dieſer Zeitſchrift 1938, 220 ff. 
— Ihm ſchließt fi Paul Fiſcher, ZUHDON, 1938, 548 ff. 
an. 


Jenen Mißbräuchen find durch das Aktien. einige 
Riegel vorgeſchoben worden — man darf ſie in ihrer 
Lebensbedeutung freilich nicht überſchätzen: wenn man 
ſchon ſieht, in welchem nicht unbeträchtlichen Maße „die 
Wirtſchaft“ fih offen fiber das Aktien. hinwegſetzen 
kanns), fo muß man wohl allein daraus ſchon auf das 
Ausmaß verſteckter Umgehungen ſchließen, und 
man bilde ſich nicht etwa ein, daß die als Kontroll⸗ 
organ eingeſetzten Wirtſchaftsprüfer durch das Röhren⸗ 
ſyſtem „der Wirtſchaft“ wirklich hindurchſehen 
könntens“). 

Vor allem aber ſchreiben wir heute nicht mehr 1930, 
ſondern 1938/39: Kein Menſch hat heute den Wunſch, 
eigene Aktien auf Schleichwegen zu erwerben oder ſonſt 
Dinge zu tun, die 1930 wünſchenswert waren und in⸗ 
zwiſchen verboten worden ſind. Dafür aber regen ſich 
heute andere nicht minder bedenkliche Wünſche — und 
ſofort iſt auch wieder die juriſtiſche Perſon da, will⸗ 
fähriges Mittel zu ihrer Befriedigung: Ein Textilunter⸗ 
nehmen hat fih eine Ginfaufs6mbH. und eine Ber- 
kaufs mbH. „ausgegliedert“. Die Einkaufs mbH. hat 
Rohſtoffe eingekauft. Zuläſſiger Gewinnaufſchlag iſt 
2 vH. Sie „verkauft“ mit dieſem Aufſchlag an die Pro- 


duktionsgeſellſchaft, dieſe nimmt beim „Weiterverkauf“ 


an die Verkaufs mbh. denfelben Aufſchlag, und diefe 
ſchließlich ſchlägt beim Abſatz am Markt 2 vH. zum 
dritten Male auf. Ergebnis: alle juriſtiſch Beteiligten 
haben nur den zuläſſigen Gewinnaufſchlag genommen, 
aber der wirkliche Unternehmer hat das Dreifache des 
Zuläſſigen verdient. Natürlich ſchreitet der Preisbil⸗ 
dungskommiſſar ein — wenn er davon erfährt. Aber 
gegenüber dieſem Röhrenſyſtem ſind auch die Behörden 
und ihre Preisprüfer an den Grenzen ihres Könnens 
angelangt. 


Und wieder ftößt die Betrachtung hier an die ver- 
faſſungsrechtliche Bedeutung des Geſellſchaftsrechts: 
Das Weſen der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftspoli⸗ 
tit liegt darin, aus der Wirtſchaft ein Inſtrument der 
ſtaatlichen Führung zu machen. Nichts kann dieſem 
Ziel hinderlicher ſein als Undurchſichtigkeit der Ver⸗ 
hältniſſe. Kein Kenner der Wirtſchaft kann behaupten, 
daß das Streben der Unternehmer nach Undurchſichtig— 
keit heute geringer wäre als früher. Und eine der 
wirkungsvollſten und billigſten Vernebelungskerzen iſt 
die juriſtiſche Perſon: heute wie 1931. Es iſt ſicherlich 
nicht mehr ſehr ſchön, wenn die Unternehmer z. B. in 
der Verteidigung ihrer Gewinnſpanne gegenüber der 


33) Umgehung des Verbots der Mehrſtimmrechtsaktie mit 
Hilfe des $ 114 J, Satz 3, Aktien., Umgehung des Führer: 
prinzips mit Hilfe des § 74 I Aktien., Nichterfüllung der 
Publizitätspflichten (f. darüber neueſtens die melancholi⸗ 
ſchen Betrachtungen über „Vergeſſenes Aktienrecht“ in 
„Frankfurter Zeitung“ v. 13. 11. 1938). — Eine erſte Ab⸗ 
wehr gegen diefe Umgehungen des Aktien. bedeutet die 
3. DVOzAktiench. v. 21. 12. 38, inſofern fie die Stimm⸗ 
rechtsbeſchränkungen des § 114 J, Satz 3, unter Konzeſſions⸗ 
zwang ſtellt. 

30) Ein Beiſpiel für viele: Eine AG. wird geprüft. Dem 
Prüfer wird mitgeteilt, der Direktor beſäße „auf Wunſch 
des Aufſichtsrats“ einige Aktien (5%) der Geſellſchaft. Fer⸗ 
ner ſtellt der Prüfer feft, daß die AG. der X⸗ Gmbh. ein 
auffallend langfriſtiges Darlehen gegeben hat, das ihm auf 
Befragen aus den geſchäftlichen Beziehungen der AG. zur 
Gmbh. erklärt wird. Und was ſtellt dann der Prüfer am 
Schluß feit?: die übrigen 95% der Aktien liegen bei der 
Y-GmbH., und deren ſümtliche Anteile beſitzt der Diret- 
tor der AG., und das der R⸗ GmbH. gewährte Darlehen 
war ſofort über einen Strohmann an die Y:6mbH. des 
Direktors gefloſſen. — Jeder Kenner der Berhälmiffe wird 
zugeben, daß dieſe Feſtſtellungen des Prüfers reiner 
Glückszufall waren. 
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ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik diefe Nebelkerzen ver- 
wenden. Man ſollte aber die moraliſche Entrüſtung nicht 
übertreiben: die Schuld liegt vielmehr beim 
Staat ſelbſt, der in feinem Gejell- 
ſchaftsrecht für jeden beliebigen Zweck 
billigſte Möglichkeiten zur Schaffung 
von juriſtiſchen Perſonen gewährt und 
die Unternehmer ja geradezu in Verſu⸗ 
chung führt, auf ſolche Art ſich läſtiger 
Kontrolle zu entziehen. 

II. Der Grundfaß der unbeſchränkten 
Haftung und der Grundſatz der Identi⸗ 
tät von Unternehmer und formellem 
Unternehmensträger müſſen alſo blei⸗ 
ben. Folgt daraus, daß man die EG, abſchaffen ſoll? 
Ober gibt es nicht vielleicht beſondere wirtſchaft⸗ 
liche Bedürfniſſe, für welche die EG. als berechtigt an⸗ 
zuerkennen iſt, und ſind dieſe nicht vielleicht ſo drin⸗ 
gend, daß um ihretwillen Ausnahmen von jenen 
Grundſätzen zu geſtatten ſind?ss) 

1. a) Dieſe Frage ift für die EG. nicht anders zu beani- 
worten als für die mehrgliedrige GmbH, Die GmbH. wird 
nämlich nirgends daraus gerechtfertigt, daß die Vergeſell⸗ 
ſchaftung als ſolche ein höheres Riſiko ſchaffe als die Ein- 
zelunternehmung®). Sondern: als Mittel der Haftungs⸗ 
beſchränkung wird fie gefordert?) einerſeits für den Fall 
der unfähigen Unternehmensbeſitzer, alſo insbeſondere für 
die Erbengemeinſchaft, der die Weiterführung des Unter⸗ 
nehmens durch die GmbH. ermöglicht werden ſoll. Und 
anderſeits wird die GmbH, als Haftungsbeſchränkung ge- 
fordert für beſonders riſikoreiche, aber volkswirtſchaftlich 
notwendige Geſchäfte. Dieſe Intereſſen ſind es, um derent⸗ 
willen man, wie alle Verlautbarungen zeigen, die GmbH, 
als Mittel zur Haftungsbeſchränkung beibehalten will. Es 
ift febr zweifelhaft, ob dies berechtigt iſts): insbeſondere 
wäre es volkswirtſchaftlich erwünſchter, wenn fo ungeeig— 
nete Verwalter wie jene Erben das Unternehmen in bef- 
ſere Hände übergeben würden, und die Behauptung der 
ihnen nicht zukommenden Unternehmerſtellung ſollte ihnen 
nicht künſtlich erleichtert werden. Aber jedenfalls iſt es von 
hier aus ſehr ſchwer, dem einzelnen die Möglichkeit der 
Haftungsbeſchränkung zu verweigern: einerſeits der zur 
Geſchäftsführung unfähige Alleinerbe und anderſeits der 
vor beſonders riſikoreiche Aufgaben geſtellte Einzelunter— 
nehmer werden nicht begreifen, warum ſie ſchlechter be- 
handelt werden als eine Perſonenmehrheit in gleicher Lage. 

b) Entſprechendes gilt für die GmbH. als Mittel der 
Einſchiebung einer juriſtiſchen Perſonz): Im Vordergrund 
der Gmby.⸗Diskuſſion ſteht in dieſer Beziehung das Be- 
dürfnis der Unternehmungen, einzelne Betriebsſtätten in 
Form von Kapitalgeſellſchaften zu verſelbſtändigen. Hierbei 
müſſen ja notwendig EG. offen oder getarnt entſtehen. Von 
dieſem GmbH.-Motiv iſt in der letzten Zeit häufig die 
Rede geweſen, gerade auch im Zuſammenhang mit dem 
Umbau einiger Konzerne (Stahlverein, Salzdetfurth u. a.), 
und auch von Knieriem e) ſtellt es in den Vorder- 
grund. Aus welchen Gründen geſchehen dieje Ausgliede- 
rungen? Man hört dazu eine ganze Reihe von verſchieden⸗ 
ſten Motiven: Eine Produktionsgeſellſchaft wünſcht ſich 
von ihrer Verkaufsabteilung zu diſtanzieren, weil der Berr 
kauf für ſie betriebsfremd ſei (ganz andere Regelung der 
Gehälter ufw.), und außerdem haben die Neiſenden oft 
unerfreuliche, wenn auch erfolgreiche Methoden, von denen 


3) Zum Folgenden vergl. neueſtens von Knieriem, 
a. a. O. 226 ff.; Paul Fiſcher, JUDR. 1938, 544 ff. 

z) Eine Ausnahme bildet Groener, DR, 1938, 50, 
deffen Ausführungen aber auf die Gmbh. nicht zutreffen. 

37) Dazu f. Hans RGZ. 1937 A 286 f. 

%) Eingehender begründet HansRG8. 1938 A 286 f. 

) Hansgcö8. 1937 A 289 f., 1938 A 216 f. 

S. l. 
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man fih gerne fernhalten möchte. Hier liegen freilich 
mehrere Einwände nahe: Es iſt ja vielleicht viel wünſchens⸗ 
werter, wenn der Vertrieb recht bald wieder an den felb- 
ſtändigen Handel abgegeben wird, und die Rechtsordnung 
ſollte daher die Weiterführung des betriebsfremden Ab⸗ 
ſatzes der Unternehmung nicht künſtlich erleichtern. Und 
erſt recht ſollte die Rechtsordnung die Unternehmung zwin⸗ 
gen, ſich zu den Methoden ihrer Reiſenden zu bekennen: 
durch Einſchiebung einer juriſtiſchen Perſon entſteht die 
rechtspolitiſch höchſt ungeſunde Lage, daß die Unterneh- 
mung einerſeits von der Skrupelloſigkeit der Reiſenden 
zwar Nutzen zieht, aber anderſeits keinerlei Nachteile für 
ihren Ruf davon zu befürchten braucht. Uns Juriſten iſt 
übrigens die induſtrielle Verkaufs⸗GmbH. bekannt als ein 
beliebtes Mittel, die Umgehung der zwingenden Vorſchrif— 
ten des Abzahlungsgeſchäftch. zu verſuchen. — In der 
GmbH.-Propaganda der Großwirtſchaft ift neuerdings 
öfters davon die Rede, durch ſolche Ausgliederung fördere 
man den Unternehmernachwuchs, der in ſolchen „ſelbſtän⸗ 
digen“ Kapftalgeſellſchaften eher Gelegenheit zur Entfal- 
tung finde als in Betriebsſtätten, die im unmittelbaren 
Eigentum der Hauptgeſellſchaft ſtehen. Ich perſönlich be- 
kenne, daß ich mir dies ſchwer vorſtellen kann. Da die 
„ausgegründete“ Betriebsſtätte doch nach wie vor zum 
Konzern gehört. und in deſſen Arbeitsprogramm ihren 
Platz behält, kann ich nicht glauben, daß Leitung und Kon⸗ 
trolle durch die Zentralverwaltung nur deswegen weniger 
ſtraff werden ſollten, weil man eine juriſtiſche Perſon ein⸗ 
geſchaltet hat. Ich werde in dieſen Zweifeln beſtätigt durch 
die offengelegten Fälle der Kriſenzeit: wie gingen z. B. 
die Lahuſens mit den Direktoren ihrer Untergeſellſchaften 
um! Und übrigens bin ich bisher noch von jedem unbe- 
teiligten Unternehmer, dem ich von dieſer angeblich grö— 
ßeren Selbſiändigkeit des Direktors ſolcher Tochtergeſell⸗ 
ſchaften erzählt habe, — ausgelacht worden. Soweit man 
wirklich nur mehr Selbſtändigkeit einräumen will, geht 
dies auch ohne Einſchiebung einer juriſtiſchen Perſon. Ich 
erinnere mich der Unterhaltung mit den Beamten einer 
Großſtadt über deren Siedlungs⸗Gmbh.: Sie fei notwen⸗ 
dig im Intereſſe der getrennten Erfolgsrechnung. Ob die 
ſtädtiſchen Waſſer⸗, Gas- und Elektrizitätswerke auch ſelb⸗ 
ſtändige juriſtiſche Perſonen ſeien? Dies ſei nicht der Fall. 
Ob fie getrennte Erfolgsrechnung hätten? Selbſtverſtänd⸗ 
lich! Wozu alfo die Siedlungs-HmbH.? Darauf wurde ein- 
geräumt, es ginge ja wahrſcheinlich auch ohne fie. — In 
demſelben Sinn beſtimmmt die Eigenbetriebs⸗VO. vom 21. ll. 
1938: „Der Eigenbetrieb ift finanzwirtſchaftlich als Gon: 
derunternehmen der Gemeinde geſondert zu verwalten und 
nachzuweiſen“ ($ 7 Abſ. 1), und beſtimmt im einzelnen, 
wie dieſes Programm durchzuführen iſt. 

Ergebnis: Daß ſehr ſtarke Bedürfniſſe die Möglichkeit 
der Haſtungsbeſchränkung und der Einſchiebung der juris 
ſtiſchen Perſon auch für das Einzelunternehmen fordern, 
iſt unbeſtreitbar. Aber ob unter dieſen Bedürfniſſen neben 
der menſchlich begreiflichen Tendenz zur „Flucht aus der 
Verantwortung“, der Abneigung gegen das „gefährlich 
leben“ und neben dem menſchlich ebenfalls begreiflichen 
Bedürfnis, die eigenen Verhältniſſe gegenüber der ftant- 
lichen Bürokratie und anderen Mächten zu tarnen, ob es 
neben dieſen eigentlich entſcheidenden Gründen für die 
Liebe „der Wirtſchaft“ zur Haftungsbeſchränkung und 
juriſtiſchen Perſon noch außerdem berechtigte Motive 
gibt, das erſcheint mir zweifelhaft, und jedenfalls erſchei⸗ 
nen mir dieſe berechtigten Motive nicht als zahlenmäßig 
bedeutend genng, um ihretwegen ſo wichtige Grundſätze 
der Rechtsordnung aufzuheben. 


2. Ueber die zahlenmäßige Bedeutung folder Tat- 
ſachen kann man verſchieden denken. Mam kann alfo 
der Anſicht fein, der Staat müſſe für beſondere Fälle 
die Möglichkeit der Haftungsbeſchränkung und der 
juriſtiſchen Perſon auch für das Einzelunternehmen 
zur Verfügung ſtellen. Wem es dabei aber ernſt mit 
der Erhaltung jener Grundſätze der unbeſchränkten 
Haftung und der Identität zwiſchen Unternehmer und 


formellem Unternehmensträger ift, der fteht jetzt vor 
der Frage!): Wie kann bei Zulaſſung von Haftungs⸗ 
beſchränkung und juriſtiſcher Perſon für jene befon- 
deren Fälle auf der anderen Seite dafür geſorgt wer⸗ 
den, daß im übrigen jene beiden Grundſätze erhalten 
bleiben? Wie alſo kann man die Durchbrechung der 
beiden Grundſätze auf die volkswirtſchaftlich notwen⸗ 
digen Fälle lokaliſieren? Es war einer der ſchwerſten 
Irrtümer des alten Geſellſchaftsrechts, einerſeits an 
jenen Grundſätzen als ſolchen feſthalten zu wollen und 
anderſeits die unbeſchränkte Freiheit zur Grün⸗ 
dung von Kapitalgeſellſchaften zu geben, ohne irgend⸗ 
eine Garantie dafür zu ſchaffen, daß die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft nur in ſolchen Fällen gewählt werde, in denen 
fie aus beſonderen Gründen volkswirtſchaftlich gerecht: 
fertigt iſt. Man überließ die Wahl dem freien Spiel der 
Kräfte, der privatwirtſchaftlichen Erwägung. Ein 
ſchwerer verfaſſungsrechtlicher Fehler, denn dieſe pri⸗ 
vatwirtſchaftliche Ueberlegung hat hier gar keinen An- 
laß, den voltswirtſchaftlich richtigen Weg zu gehen — 
anders als etwa in der Wettbewerbsordnung die Preis⸗ 
überlegung des Unternehmers, wo die privatwirtſchaft⸗ 
liche Ueberlegung durch den Wettbewerb in die volts- 
wirtſchaftlich richtigen Bahnen gelenkt wird —, und 
fo find jene wichtigen Grundſätze der öffentlichen Ord- 
nung zu privatwirtſchaftlichen Beliebigkeiten herabge⸗ 
ſunken. 

Dem hat für die AG. das Aktien. von 1937 ein 
Ende bereitet. Der Gedanke der Heraufſetzung des 
Mindeſtkapitals iſt: die AG. fol nur für diejenigen 
Fälle verwendet werden können, in denen die Haf⸗ 
tungsbeſchränkung volkswirtſchaftlich gerechtfertigt iſt. 
Derfelbe Gedanke könnte für die GmbH. nicht in der 
gleichen Weiſe verwirklicht werden, da die obengenann⸗ 
ten, allenfalls anzuerkennenden Bebürfniſſe mit der 
Größe des Stammkapitals nichts zu tun haben, und 
aus entſprechenden Gründen könnte auch eine Vegren⸗ 
zung durch Feſtſetzung einer Höchſtzahl von Geſellſchaf— 
tern nicht zum Ziel führen. Eine Bereichsbegrenzung 
nach Geſchäftszweigen iſt zum Teil ſchon in Sonder⸗ 
geſetzen durchgeführt, im übrigen aber haben jene be⸗ 
ſonderen GmbH.-Bedirfniffe mit Eigentümlichkeiten 
irgend eines Gewerbezweiges nichts zu tun. Will man 
alſo einerſeits nicht auf die GmbH. verzichten, ander⸗ 
ſeits ſie auf die volkswirtſchaftlich berechtigten Fälle 
lokaliſieren, ſo bleibt nichts anderes übrig, als ſie unter 
Konzeſſionszwang zu ſtellen“?). Bei dieſer Regelung 
könnte insbeſondere den Wünſchen der öffentlichen 
Wirtſchaft Genüge geſchehen. 

Das gleiche gilt für die EG. Ich würde alfo die 
GmbH unter Konzeffionszwang ftellen 
und auf jede Sonderregelung gegen die 
EG. verzichten. 


III. Kein Sonderrecht gegen die EG. 


J. Von dem hier gewählten Ausgangspunkt aus ge⸗ 
lange ich alſo dazu, ein einheitliches Problem zu ſehen, 
deffen eine Erſcheinungsform die mehrgliedrige Gmbh. 
und deffen andere Erſcheinungsform die EGmbh. ift, 
ohne daß von jenem Ausgangspunkt aus Verſchieden⸗ 
heiten zwiſchen ihnen feſtzuſtellen wären, welche eine 
verſchiedene Behandlung rechtfertigen könnten. 


ai) Hans gg. 1937 A 287 f. 1938 A 219 ff. 

2) Dafür auch Vollweiler, „Vierjahresplan“, 
2. Jahrg., 148 und ZahrbfNatVekustat. 147, 308 f.; Cri⸗ 
folli, NSHandb 1157 f. und ſpeziell für die EG.: S. 1171; 
Klauſing, Gmbh. (3. Aufl., 1936), Einleitung, S. 52f. 


Die Gegner der EG. gehen überwiegend von ganz 
anderer Blickrichtung aus, prüfen die EG. nicht der 
Sache, ſondern der Form nach!) und ſtoßen dann in 
der Tat auf ein beſonderes EG.⸗Problem. Demgegen⸗ 
über brauche ich die vielfach erhobenen Gegenein⸗ 
wände) nicht ausführlich zu wiederholen: die Beden- 
ken dieſer EG.⸗Gegner ſcheinen mir z. T. ein gegen- 
über den hier in den Vordergrund gerückten Fragen 
verhältnismäßig geringes Schwergewicht zu haben 
(Widerſinn, dogmatiſche Unerfaßbarkeit uſw.), z. T. 
bezweifle ich ihre fachliche Berechtigung: man kann 
nach fo vielen Jahrzehnten GmbH.⸗Praxis der Ech. 
kaum noch Unehrlichkeit vorwerſen — man müßte die⸗ 
fen Vorwurf dann z. B. auch gegen unſeren NS. 
Rechtswahrerbund erheben wegen der Gründung der 
Verlegerin dieſer Zeitſchrift, der Deutſchen Rechts⸗ 
Verlag GmbH. 

In den entſcheidenden Punkten aber find mehrglied- 
rige GmbH. und E6mbH. Erſcheinungsformen des 
gleichen Problemkreiſes, der Haftungsbeſchränkung und 
der juriſtiſchen Perſon. Und dieſe Probleme können 
m. E. für beide, echte GmbH. wie EG., nicht verſchieden 
gelöſt werden: I. Für Perſonenmehrheit wie für den 
einzelnen müſſen unbeſchränkte Haftung und Identität 
von Unternehmer und formellem Unternehmensträger 
als Grundſätze aufrechterhalten werden“), II. ander- 
ſeits iſt das Bedürfnis nach Haftungsbeſchränkung und 
juriſtiſcher Perſon beim einzelnen weder ſchwächer vor- 
handen noch weniger berechtigt als bei Perſonenmehr⸗ 
heiten‘), Diefe beiden Punkte herauszuarbeiten ift 
die wichtigſte Bemühung meiner vorangegangenen 
Ausführungen“). 

Für ein Sonderrecht gegen die EG. könnte man 
trozdem aus zwei verſchiedenen Gründen eintreten: 


1. Einerſeits könnte man einfach wegen der grund⸗ 
ſätzlichen Unerwünſchtheit von Haftungsbeſchränkung 
und juriſtiſcher Perſon beide auf den traditionellen 
Bereich der Geſellſchaft beſchränken — ſchlechthin um 
der Beſchränkung des Bereiches willen — und eine 
darinliegende Ungerechtigkeit gegenüber dem Einzel. 
unternehmer in den Kauf nehmen. Dies würde mir 
vertretbar erſcheinen. 


2. Dagegen iſt mir zweifelhaft, ob man anderſeits 
ſolches EG.⸗Sonderrecht damit rechtfertigen kann, daß 
bei der EG. beſonders viele Mißſtände vor⸗ 
gekommen ſeien“s). 

Alle Beweisführung mit „Mißſtänden“ leidet zwar 
unter dem Mangel an zuverläſſiger Statiſtik, doch wer⸗ 
den Erfahrung und Beobachtung wirkſam ergänzt durch 
den geſunden Menſchenverſtand, durch ein richtiges 
Allgemeinbild vom Unternehmer, wie er nun ein⸗ 
mal iſt. 


a) Oben zu Anm. 2. 
1 dazu z. B. Paul Fiſcher, ZUHFON. 1938, 


0 Oben S. 14 ff. 
a) Oben S. 15 ff. 


0 Ich empfinde es daher als Mißverh ältnis, wenn in 
dieſer Zeitſchrift das EG.⸗Problem bereits in vier Auf⸗ 
ſätzen, das allgemeine GmbH. ⸗Problem dagegen noch gar 
nicht erörtert iſt. 

5) Dies wird vielfach angenommen: Jobſt, a. a. O. 49; 
Herbig, D3. 1936, 467; Reitberger, DR. 1934, 261; 
Criſolli, NS.⸗Handbuch 1170; Amtl. Begr. z. Aktiench. 
zu 88 213—215 (für die E6mbH); Schlege bb erger⸗ 
Quaſſowſki: Anm. 15 zu § 2 Altien6, — Zweiſelnd: 
von Knieriem, a. a. O. 229 f. 
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Danach möchte ich perfünlih glauben: Soweit es 
ſich um Betrügereien gegen Private handelt, um 
Dinge, die der „anſtändige“ Unternehmer, die „man“ 
nicht tut, inſoweit liegt in der Beteiligung eines Zwei⸗ 
ten oder Dritten eine gewiſſe Hemmung, namentlich im 
Hinblick auf die wichtigſte Tatſache des Geſellſchafts⸗ 
weſens, die übliche Uneinigkeit der Geſellſchafter — ein 
Betrüger findet nicht ſo leicht einen mitbetrügenden 
Geſellſchafter. Betrügereien mögen alfo bei der EG. 
mehr vorkommen als bei der echten Gmbh. 

Soweit es ſich aber „bloß“ um Tarnung handelt, 
und um die Ausnutzung dieſer Tarnung zur „Um⸗ 
gehung“ ſtaatlichen Rechts und insbeſondere heute da 
zu, ſich der ſtaatlichen Wirtſchaftslenkung zu entziehen, 
inſoweit handelt es ſich um Dinge, die — bedauerlich, 
aber unbeſtreitbar! — auch der anſtändige Unterneh- 
mer mit Selbſtverſtändlichkeit betreibt. Hierin werden 
ſich regelmäßig die Geſellſchafter immer als über etwas 
Selbſtverſtändliches einig ſein. Ich kann mir daher 
ſchwer vorſtellen, daß dieſe Mißſtände bei der echten 
GmbH. ſeltener vorkommen als bei der EG. 

II. Iſt danach die innere Berechtigung jeder Gonder- 
regelung gegen die EG. nur teilweiſe zu bejahen, ſo 
iſt noch zweifelhafter, ob ſich ſolche Sonderregelung 
praktiſch durchführen läßt“). 

Für die Möglichkeit ſolcher Sonderregelung berufen 
ſich die deutſchen Gegner der EG. immer wieder auf 
das Ausland. Aber das Ausland beweiſt das Gegen⸗ 
teils)! 

Gewiß gibt es dort Sonderregelungen gegen Gmbh., 
die nur ein Mitglied haben, fo die unbeſchränkte Haf- 
tung des Geſellſchafters nach engliſchem Recht, das 
Recht der Gläubiger auf Auflöſung nach ſchweizeriſchem 
Recht uſw. Aber das alles iſt papiernes Recht: es 
wird nicht gegen Umgehungen durch die getarnte 
EG. geſchützt. Die engliſche Rechtſprechung hat ſchon 
1897 ausdrücklich erklärt, Strohmannsgeſellſchafter im 
Sinne dieſer Vorſchriften als Geſellſchafter mitzuzäh⸗ 
lens), d. h. die engliſchen Richter haben es abgelehnt, 
das EG.⸗Sonderrecht gegen Umgehungen durch ge: 


6) Das Folgende gilt für jede der EG,. feindliche Nege- 
lung, auch für diejenigen Vorſchläge alfo, welche das Ber- 
bot der EG. durch Schaffung einer neuen Rechtsform, des 
„Einzelunternehmen m. b. H.“ ergänzen wollen: nach meiner 
Kenntnis der Unternehmerpſyche kann ich mir nicht denken, 
daß jemand diefe Rechtsform wählen wird, folange er 
irgendeine Möglichkeit ſehen wird, dasſelbe Ziel mit der 
getarnten EG. zu erreichen, denn die neue Rechtsform 
würde wahrſcheinlich ein ned, geringeres Anſehen ge⸗ 
nießen als die Gmbh. 

50) Zum Folgenden von Knieriem a. a. O. 277 ff., 
dem ich inſoweit vorbehaltlos zuſtimme. 

51) Salomon v. Salomon (1897) A. C. 22: Salomon beſaß 
20000 Anteile, feine Frau, Söhne und Töchter beſaßen je 1. 
Die beiden unteren Inſtanzen wendeten darauf die Vor⸗ 
ſchrift an, daß eine publice company bei Vermeidung un- 
beſchränkter Haftung der Geſellſchafter mindeſtens 7 Mit⸗ 
glieder haben müſſe (jetzt sect. 28 des Geſetzes von 1929), 
denn, fo die 1. Inſtanz, das Ganze fei „a mere alias for 
Salomon“, oder, fo die 2. Inſtanz, es liege Geſetzesumgehung 
vor, denn das Geſetz verlange 7 „bona fide associated 
traders“ und fei nicht damit befriedigt, daß eine Gefell- 
ſchaft aus einer „substantil person“ und „six mere dum- 
mies deyoid of any real interest“ beſtehe. Dagegen ent⸗ 
ſchied das House of Lords, die betr. Vorſchrift fei nicht 
anzuwenden; das Geſetz enthalte „keine Silbe“ darüber, daß 
die 7 Mitglieder mit eigenem Intereſſe oder „substantially“ 
beteiligt ſeien — über dieſen Poſitivismus ſoll man ſich 
nicht aufregen: in Wahrheit dürften die Lords von dem 
Bewußtſein geleitet geweſen ſein, daß gegen ſolche Um⸗ 
gehungen nichts auszurichten iſt (darüber unten). 
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tarnte EG. zu verteidigen, und man darf ohne weiteres 
annehmen, daß dies in den anderen Ländern des EG. 
Sonderrechts nicht anders liegt. Daß es in England 
„tauſende“ ſolcher getarnten EG. gibt, müßte man 
bei einigem Wirklichkeitsſinn auch dann wiſſen, wenn 
es nicht von der Autorität des engliſchen Geſellſchafts⸗ 
rechts, dem Werk von Palmers), ausdrücklich be- 
ſtätigt würde. 

Nun könnten wir ja das Ausland übertrumpfen 
und könnten unfer EG.⸗Sonderrecht ausdrücklich auf 
die getarnte EG. erſtrecken. Aber dabei würden 
wir mit ganz außerordentlichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben. 

Für ganz falſch würde ich es halten, nach dem Muſter 
des Auslandes ein EG. ⸗Recht zu ſchaffen, welches in 
ſeiner Durchführung der privaten Initiative überlaſſen 
wäre. Wenn etwa beſtimmt wird, daß für die getarnte 
(wie die offene) EG. der Geſellſchafter in jeder ihm 
nachteiligen privatrechtlichen Beziehung als der Unter- 
nehmensträger zu behandeln iſt, ſo wäre man für die 
Durchführung auf die Initiative der EG.⸗Gläubiger 
angewieſen. 

Wie würde es hiermit in Wirklichkeit ausſehen? Für 
die Regelung würde man kaum etwas anderes als eine 
elaſtiſche Generalflaufel aufſtellen könnenss). Denn da 
man ja keineswegs ſchon alle Geſellſchaften treffen will, 
in denen ein Geſellſchafter eine beherrſchende Gtel- 
lung hat, ſondern nur diejenigen, in welchen die übri⸗ 
gen Geſellſchafter ſeine Strohmänner ſind, müßte man 
weniger auf die äußerlich erkennbaren Tatſachen als 
auf die ſubjektiven Motive und außergeſellſchaftlichen 
Rechtsbeziehungen der Beteiligten ſehen. Man könnte 
alſo nicht viel mehr tun als ausſprechen, daß im Sinne 
dieſes EG.⸗Sonderrechts „Strohmänner“ eines Gefell- 
ſchafters nicht als Geſellſchafter mitgezählt werden. 
Aber wie ſtellt man ſich ſolche Regelung in der Praxis 
vor?: Gedanken, Abſichten einerſeits und außerhalb der 
Satzung liegende Abmachungen anderſeits ſind ja in 
den ſeltenſten Fällen mit Sicherheit nachzuweiſen. Dar- 
aus ergibt ſich vor allem, daß einen ſolchen Prozeß 
anzufangen die Uebernahme eines Riſikos bedeutet, das 
privatwirtſchaftlich nicht gerechtfertigt wer⸗ 
den kann — ein von Beamten viel zu wenig beach⸗ 
teterd4) Geſichtspunkt. Es ift alfo rechtspolitiſch falſch, 
auf die Chance ſolchen privatwirtſchaftlich unſinnigen 
Verhaltens der einzelnen ein Geſetz zu gründen. Gol- 
cher typiſch liberale Harmonieglaube ift auch nament- 
lich deswegen nicht mehr zuläſſig, weil ſeit einem 
halben Jahrhundert die deutſche Wirtſchaft mit Macht⸗ 
körpern durchſetzt iſt. Stehen ſich in ſolchem Prozeß um 
die Anwendung des EG.⸗Sonderrechts ein Kleiner und 
ein Großer gegenüber — etwa ein Kunde oder Liefe⸗ 
rant einer Tochtergeſellſchaft der J G. Farben behaup⸗ 
tet, in Wahrheit mit der JG. ſelbſt zu tun zu haben — jo 
würden beide das Riſiko derſelben Koſten tragen, aber 


>) 15. Aufl. 1933, S. 394. — Ebenſo der Gewährsmann 
von Knieriem's (a. a. O. 229). 

52) Zum Folgenden vgl. Feine, a. a. O. 441; Criſolli, 
SW, 1934, 938. 

5) Typiſch Hierfür, wenn Schlegelberger um 
Quaſfowſki (Anm. 15 zu § 2 AktienG.) gar glauben, 
Thon ohne Aenderung des GmbHG. werde es „der Recht⸗ 
sprechung gelingen“, EG.⸗Mißbräuchen einen Riegel vor- 
zuſchteben. Gegen dieſen Optimismus auch ſehr nachdrück⸗ 
lich Jobſt, a. a. O. 49 f. 


dieſes Rififo ift in einem Falle vielleicht die Gefahr des 
Exiſtenzverluſtes und im anderen Falle ſicherlich über- 
haupt keine (ernſthafte) Gefahr. 

Auf ſo billige Weiſe kann der Staat alſo die ihm 
obliegende Sicherung der öffentlichen Ordnung nicht 
mehr auf private Schultern abwälzen. 

Das Sonderrecht gegen die EG, müßte alfo in die 
Hände der ſtaatlichen Beamten gelegt werden; Konzeſ— 


Dr. Lothar Cuxenberg, Berlin: 


ſionszwang, Auflöfung von Amts wegen und derglei- 
chen. Doch wären die Beamten dabei auf die — an⸗ 
regende — Mitwirkung der privaten Initiative ſchlecht⸗ 
hin angewieſen, da ſie ohne dieſe regelmäßig nicht in 
die Lage kämen, eine getarnte EG. als ſolche zu er⸗ 
kennen. Solche Mitwirkung Privater wäre aber ſchwer 
zu erlangen, da Dritte an der Auflöſung der EG. 
regelmäßig nicht intereſſiert ſind. s 


Gefangenen- und Strafentlaffenenfürforge 


Die Zurüdführung der Strafgefangenen in die Gemein- 
‚haft — ein gegenwartswichtiges Problem 


Ver Politik Adolf Hitlers iſt es gelungen, die Ar⸗ 
Dbeitsloſigteit in Deutſchland zu beſeitigen und der 
deutſchen Wirtſchaft einen Aufſchwung zu geben, der 
ſie nun ſchon einen Mangel an Arbeitskräften für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben ſpüren läßt. 

Deutſchland braucht heute jede Hand und jeden Kopf, 
die fähig ſind, ſich am gemeinſamen Schaffen zu be⸗ 
teiligen. 

Volksgenoſſen, die einmal einen Fehltritt begingen 
und dafür beſtraft worden ſind, dürfen deshalb nicht 
in ſpießerhafter Voreingenommenheit zeitlebens von 
der ſchaffenden Polksgemeinſchaft verfemt und fernge- 
halten werden. 

Unſer Strafrecht iſt zwar nicht für den Rechtsbrecher, 
ſondern ausſchließlich zum Schutze der Volksgemein⸗ 
ſchaft da; die Strafen ſind hart, damit Miſſetaten auch 
wirklich geſühnt werden. Es iſt aber dann, wie Haupt⸗ 
amtsleiter Hilgenfeld es gelegentlich ausgeſpro⸗ 
chen hat, auch die Pflicht der Gemeinſchaft, den durch— 
aus Beſſerungsfähigen, wenn die Strafe vollzogen iſt, 
wieder in ihre Reihen aufzunehmen. Es geht nicht 
an, daß die eigentliche Strafe erſt mit der Entlaſſung 
aus dem Gefängnis beginnt, daß dem, der „geſeſſen“ 
hat, zeitlebens alle Türen und jegliche Arbeit ver⸗ 
ſchloſſen bleiben. Ohne übertriebene Selbſtkritik ſollten 
ſich manche ſelbſt einmal fragen, ob ſie ſicher ſind, daß 
ſie nicht der einen oder anderen Notlage oder Ver⸗ 
ſuchung, wenn ſie an ſie herangetreten wäre, ſelbſt 
unterlegen wären. 

Gerade jetzt, wo wir jede Hand brauchen, dürfen 
nicht arbeitswillige Volksgenoſſen zurückgeſtoßen und 
damit womöglich zu neuen Straftaten getrieben wer⸗ 
den. Es iſt daher unbedingt notwendig, daß die Augen 
der Oeffentlichkeit einmal auf die wenig bekannte aber 
darum nicht weniger ſegensreiche Sparte ſozialer Für- 
forge, der Sträflingsfürſorge, gelenkt werden. 

Die Kriminalſtrafe iſt ein Symptom dafür, daß 
die Gemeinſchaftstüchtigkeit des Straffälligen nicht mehr 
auf feſten Füßen ſteht, daß er nicht unbedingt über die 
von jedem Volksgenoſſen zu fordernde Haltung gegen- 
über den Notwendigkeiten und Wertungen der Volks⸗ 
gemeinſchaft verfügt. 

Die Strafe kann aber auch die Urſache für eine 
erhöhte Lebens- und Eingliederungsunſicherheit fein. 
Namentlich die Strafmethoden früherer Zeit haben 
gar oft den, der fie einmal erduldet hatte, für immer 
auf die Bahn des Verbrechens getrieben. 

Es iſt aber notwendig, daß der Straffällige gerade 
durch harte aber ſinnvolle Strafvollziehung, wenn 


irgend möglich, wieder gemeinſchaftstüchtig gemacht 
wird. 

Wichern, die engliſche Quäkerin Elizabeth 
Fry, Fliedner haben dieſe Gedanken in den Zei⸗ 
ten brutal primitiven Strafvollzuges mit Leidenſchaft 
vertreten und den Weg für den modernen Strafvoll⸗ 
zug bereitet. Es war ein langer Weg von dort bis zur 
heutigen Straffälligenfürſorge, aber ein Weg wert⸗ 
voller Arbeit und ſtillen ſozialen Verdienſtes. 

Das preußiſche „Strafvollſtreckungs⸗ und Gnaden⸗ 
recht“ vom 1. Auguſt 1933 ſagt in Ziff. 11: „Die Für⸗ 
ſorge iſt eine gemeinſame Angelegenheit von Volk und 
Staat. Ihr Ziel iſt, den Beſtraften zu unterſtützen, 
wenn er nach Strafverbüßung geſetzmäßig leben will. 
Auf dieſes Ziel ift im Zuſammenwirken mit der öffent⸗ 
lichen und freien Wohlfahrtspflege bereits während 
der Strafzeit hinzuarbeiten.“ 

Die Straffälligenfürſorge beſteht in der Gefangenen⸗ 
fürſorge während des Aufenthaltes im Gefängnis und 
der Strafentlaſſenenfürſorge. Die Gefangenenfürſorge 
iſt Aufgabe der Strafanſtaltsbehörde, die zu dieſem 
Zwecke einen oder mehrere Beamte zu Fürſorgern be⸗ 
ſtellt. Die Strafentlaſſenenfürſorge obliegt den Für⸗ 
ſorgevereinen, bei denen wiederum Gefängnisbeamte 
ehrenamtlich mitwirken. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß beide Fürſorgeſparten 
auf das engſte Hand in Hand arbeiten und arbeiten 
müſſen, um ihre Arbeit wirklich erfolgreich zu geſtalten. 
Darüber hinaus ſtehen beide im Zuſammenwirken mit 
der allgemeinen Wohlfahrt, der Polizei, den Jugend- 
ämtern (für jugendliche Verbrecher) und der GeStaßßo 
(bei politiſchen Verbrechern). 


Die Entlaſſenenfürſorgeorgane 

Seit Fliedners Zeit bildeten ſich in über Hun- 
dert Jahren eine Großzahl vielfältiger Fürforge- und 
Gefängnisvereine und »verbände konfeſſioneller und 
bürgerlicher Art. 

Die privaten Fürſorgevereine (415 Ortsfürſorge⸗ 
ſtellen, 19 Landesvereine) haben ſich im Reichsverband 
für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlaſſenenfürſorge 
zuſammengeſchloſſen. Daneben wirken namentlich die 
evangeliſche Konferenz für Straffälligenpflege und die 
katholiſche Reichsarbeitsgemeinſchaft für Gerichtshilfe, 
Gefangenen und Entlaſſenenfürſorge. 

1933 wurde der Reichsverband korporativ in das 
Hauptamt für Volkswohlfahrt übergeführt und damit 
Fachgruppe dieſes Hauptamtes in der Reichsleitung 
der NSDAP. Die beiden konfeſſionellen Verbände 
wurden mit dem Reichsverband in einem Fachausſchuß 
organiſatoriſch zuſammengeſchloſſen. 
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Die unter dem Reichsverband ſtehenden Landesver⸗ 
eine wurden wegen ihrer zum Teil in über 100jähriger 
Tätigkeit bewieſenen Eigenleiſtungsfähigkeit nicht den 
Gauämtern der NGL. eingegliedert, jedoch wurden zu 
dieſen und von den Ortsfürſorgeſtellen zu den Kreiſen 
der NSW. Verbindungsleute beſtellt. 

Es wird nunmehr grundſätzlich folgender Aufbau 
durchgeführt: 

Der Reichsverband arbeitet mit dem Neichsjuſtiz⸗ 
miniſterium zuſammen. (Der Reichsjuſtizminiſter Dbe- 
traut u. a. den Reichsverband mit der Verwendung 
der im Juſtizetat für die Entlaſſenenfürſorge vorgeſehe⸗ 
nen Gelder, während die Mittel für die Anſtaltsfuͤr⸗ 
ſorge von den Generalſtaatsanwälten bei den Ober⸗ 
landesgerichten verwaltet werden.) 

Die Vorſitzenden der Landesvereine für private Für⸗ 
ſorge ſollen die Generalſtaatsanwälte, die ſtellvertreten⸗ 
den Vorſitzenden, die Gauamtsleiter der NS. ſein. 
Den Vorſitz des Ortsvereins hat der Strafanſtaltsdirek⸗ 
tor, den ſtellvertretenden Vorſitz der Kreisamtsleiter 
der NSV. 

Beim Reichsverband wird neuerdings, um früheren 
Mißſtänden, wie Doppelbetreuung uſw. zu ſteuern, eine 
Reichsentlaſſenenkartei geführt, die allen Fürſorge⸗ 
ſtellen zur Verfügung ſteht und zu der ſie ihrerſeits 
die Perſonalien der von ihnen Betreuten einfenden. 


Der von der Fürſorge erfaßte Kreis 

Man kann nun vom Fürſorgegeſichtspunkt vier Arten 
von Gefangenen unterſcheiden: 

1. Den Unterfuhungsgefangenen ift noch keine 
Schuld nachgewieſen und ſie müſſen daher, ſoweit 
irgend möglich, vor Schaden bewahrt werden. 

2. Hoffnungslos Aſoziale und Schwerkriminelle kom⸗ 
men für die Fürſorgebetreuung nicht in Frage, ſie 
müſſen in Sicherungsverwahrung oder in Arbeits⸗ 
häuſern, Aſylen u. dgl. der Volksgemeinſchaft vom 
Halſe gehalten werden. 

3. Die einordnungswilligen und durch den Straf⸗ 
vollzug gefeſtigten Entlaſſenen bedürfen nur einer ge⸗ 
ringeren Fürſorge, nämlich lediglich der Wiederbeſchaf⸗ 
fung von Arbeit, um ſich ohne weiteres wieder dem 
Gemeinſchaftsleben einzuordnen. 

Ferner ſcheiden für die eigentliche Fürſorgearbeit 
noch die arbeitsunfähigen Schwerkranken aus, die der 
allgemeinen Wohlfahrt überlaſſen bleiben müſſen. 

4. Es iſt die vierte Gruppe der gefährdeten aber rett: 
baren Sträflinge, der einordnungswilligen aber wil⸗ 
lensſchwachen Charaktere, die den eigentlichen Gegen⸗ 
ſtand der Fürſorge bildet. 

Dieſe Strafentlaſſenen bedürſen beſonders ſorgfälti⸗ 
ger und verſtändiger Wiedereinführung in das freie 
Leben. 

Inhalt der Fürſorge 

Von allen anderen Fürſorgearten muß grundſätzlich 
die Fürſorge für Unterfuhungsgefangene unterſchieden 
werden. Ihnen iſt noch keine Schuld nachgewieſen, 
ihnen werden nur die zur Durchführung des Berfah: 
rens notwendigen Freiheitsbeſchränkungen auferlegt. 
Sie haben meiſt ihre Angelegenheiten nicht mehr vor 
der Verhaftung in Ordnung bringen können und es 
muß der daraus erwachſende Schaden abgewendet wer- 
den. Die Fürſorge für fie beſteht etwa darin, daß auf- 
gegebene Gepäckſtücke abgeholt werden, daß Mietver⸗ 
träge, Geſchäfte, Familienangelegenheiten uſw. betreut 
werden. Wenn der Häftling dieſe Dinge nicht ſchrift⸗ 
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lich beſorgen kann, dann iſt die Fürſorge zu ihrer per⸗ 
ſönlichen Erledigung berufen. Dieſe Fürſorge beſteht 
alſo weſentlich in der Abwendung von Haftſchäden. 

Als Leitſatz der Fürſorge für überführte Sträflinge 
erhebt die Preuß. Verordnung über Strafvollſtreckungs⸗ 
und Gnadenrecht von 1933 folgende Forderung: 

„Es widerſpricht dem Sinn der Fürſorgearbeit, wenn 
den Strafgefangenen die Sorge für die Zukunft von 
vornherein abgenommen wird. Vielmehr iſt bei allen 
Maßnahmen der Fürſorge entſcheidend Wert darauf zu 
legen, die eigenen Kräfte und die eigene Tätigkeit der 
Strafgefangenen zu wecken.“ 


Die ſchon mit der Einlieferung beginnende Anſtalts⸗ 
fürſorge beſteht demgemäß von Anfang an in der Vor⸗ 
bereitung der Wiedereingliederungsarbeit nach der 
Entlaſſung. So werden zuerſt einmal die Perſönlich⸗ 
keit und die Vergangenheit des Sträflings gründlichſt 
zu erforſchen verſucht. Zu dieſer Perſönlichkeitsfor⸗ 
ſchung gehören namentlich auch Beſuche der Fürſorge⸗ 
helfer bei Angehörigen, Verwandten und früheren Ar- 
beitgebern. 

Auf Grund des erlangten Ergebniſſes wird dann ein 
Fürſorgeplan aufgeſtellt. Der Sträfling wird danach 
auf einen etwa notwendigen Berufswechſel vorbereitet 
(umgeſchult). 

8. B. ein Kaſſierer, der Unterſchlagungen begangen 
hat, ſoll nicht mehr eine Arbeit verrichten, die ihn in 
ähnliche Verſuchung bringen würde, er wird, wenn an- 
gängig, auf eine Tätigkeit vorbereitet, die ſolche Ge— 
fahren nicht birgt. 

Bei politiſchen und jugendlichen Verbrechern iſt be⸗ 
ſonderer Wert auf weltanſchauliche und politiſch-mora⸗ 
liſche Erziehung zu legen. 

Ebenfalls ſchon während der Strafzeit werden in 
Verbindung mit der privaten Fürſorge die Möglich— 
keiten für die Beſchaffung eines Arbeitsplatzes, für 
einen Wohnſitzwechſel uſw. geprüft. 

Andererſeits wird vom Sträfling außerhalb des 
Strafzweckes liegender Schaden abgewehrt, um ihm Ar⸗ 
beits: und Lebensmöglichkeiten für ſpäter zu erhalten. 
So werden beiſpielsweiſe die zur Aufrechterhaltung 
der Anwartſchaft notwendigen Beiträge zur Sozial⸗ 
verſicherung, falls keine anderen Mittel, wie etwa Ar⸗ 
beitsvergütung, zur Verfügung ſtehen, notfalls aus der 
Staatskaſſe entrichtet, damit nicht der Sträfling ſpäter 
der öffentlichen Wohlfahrt zur Laſt fällt oder auf die 
Verbrechensbahn zurückgetrieben wird. 

Zur Vorbereitung der Entlaſſung werden auch die 
zum Antritt einer Stelle notwendigen Papiere, wie 
Arbeitsbuch oder dgl., beſchafft. 

Ein beſonderes Kapitel der Straffälligenfürſorge iſt 
die Angehörigenfürſorge, die die unſchuldigen Ange⸗ 
hörigen vor der ärgſten durch die Inhaftierung ihres 
Ernährers verurſachten Not bewahren ſoll. Treten nun 
während der Haft die Fürſorgevereine grundſätzlich nur 
durch Vermittlung der zuſtändigen Beamten mit den 
Gefangenen in Verbindung, ſo begleiten ſie ihn von 
den geöffneten Gefängnistoren bis zur gelungenen 
Wiedereingliederung in das Gemeinſchaftsleben. 

Eine hier beſonders wichtige Aufgabe iſt die Beſchaf⸗ 
fung eines Arbeitsplatzes. Die Schwierigkeiten, die 
früher damit verbunden waren, weil kein Unterneh- 
men einen Sträfling einſtellen wollte, wogegen ſich auch 
die Gefolgſchaftsmitglieder wehrten, fallen ja heute 
wegen des Mangels an Arbeitskräften großenteils fort. 
Immerhin ift immer noch beſondere Sorgfalt hinſicht⸗ 
lich der Auswahl des Arbeitsplatzes nötig. 


So muß vor allem darauf geachtet werden, daß der 
Strafentlaſſene nicht noch einmal in die gleiche Ver: 
ſuchung geführt wird, die ſchon einmal zu ſeinem Fall 
geführt hat. Zum anderen wird es aus begreiflichen 
Gründen oft notwendig ſein, ihn an einem Platz, an 
dem er nicht bekannt iſt, in Arbeit zu bringen und was 
andere Rückſichten mehr ſein mögen, die hier nicht alle 
aufgeführt werden können. 

Bei vielen Strafentlaſſenen muß erſt vorſichtig ge— 
prüft werden, ob ſie ſchon für die freie Arbeit geeignet 
ſind. Gegebenenfalls müſſen ſie erſt noch in einem 
Uebergangslager oder einer gemeinnützigen Schreib⸗ 
ſtube untergebracht werden. Dort werden ſie erſt ein⸗ 
mal in freier Umgebung unter Aufſicht an ordentliche 
produktive Arbeit zu gewöhnen verſucht, ehe ſie in ein 
vollſtändig freies Arbeitsverhältnis entlaſſen werden. 

Zur unmittelbaren Durchführung dieſer beſonderen 
Arbeitsvermittlung ſind die Fürſorgeſtellen von der 
Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung ermächtigt worden. Allerdings ſoll von 
dieſer Ermächtigung, einer Anordnung des Hauptamts⸗ 
leiters Hilgenfeldt zufolge, im Intereſſe einheit⸗ 
lichen Arbeitseinſatzes nur in beſonderen Fällen Ge⸗ 
brauch gemacht werden. Jedenfalls muß ſeit 4. Dezem- 
ber 1937 wieder jeder endgültig entlaſſene Sträfling 
dem Landesarbeitsamt gemeldet werden. 

Wie ſich aus dem Ausgeführten ſchon ergibt, iſt 
Grundſatz der Fürſorge, daß dem Entlaſſenen keine Ab- 
ſpeiſung in Geld, die ihm auf die Dauer nichts nützt, 
gewährt werden foll, ſondern daß vielmehr feine dauer— 
hafte Wiedereingliederung in den Arbeitsprozeß mit 
allen Mitteln erſtrebt werden muß. Dieſe Fürſorge 
muß auch gegen den Willen des Entlaſſenen im Inter⸗ 
eſſe der Volksgemeinſchaft durchgeführt werden. Weſent⸗ 
liche Gebiete der Fürſorgetätigkeit ſind auch die Be⸗ 
:haffung von Wohnung, die Ermöglichung der Unter- 
bringung von Jugendlichen in geeigneten Familien, 
die Heilung von Trinkern und Suchtkranken (im Zu 
ſammenwirken mit den Arbeitsgemeinſchaften für 
Rauſchgiftbekämpfung und der Trinkerfürſorge), ferner 


die Arbeit der Wandererfürſorge, die Anſiedlung der 
gefährdeten Strafentlaſſenen in ländlichen Gegenden, 
fern von den Verſuchungen des ſtädtiſchen Milieus und 
ſchließlich die Schutzaufſicht durch Helfer, die den Ent» 
laſſenen bis zur endgültigen Wiedereingliederung be⸗ 
treuen. 

So werden jährlich etwa 500 000 Menſchen von der 
Fürſorge erfaßt, wobei die durchſchnittlichen Aufwen⸗ 
dungen von RM. 2,25 pro Kopf gering gegenüber dem 
wirtſchaftlichen und vor allem aber menſchlichen Ge⸗ 
winn erſcheinen. Ueber den Erfolg geben etwa halb⸗ 
jährlich vom Reichsverband den Landesverbänden zur 
Ausfüllung zugeleitete Fragebogen periodiſch Auf- 
ſchluß. 

Es gäbe noch viel über dieſen ſozialen Wirkungskreis 
zu ſagen, wenn Raum dafür vorhanden wäre; ab⸗ 
ſchließend foll jedoch nur noch einmal darauf hinge- 
wieſen werden, daß gerade im Zeichen des Vierjahres⸗ 
planes dieſes Wirken, das dem deutſchen Volk Arbeits- 
kräfte rettet und wieder zuführt, von eminenter Wich⸗ 
tigkeit ift. Gerade hier kann eine den gegebenen Not- 
wendigkeiten entſprechende Arbeitslenkung in erheb⸗ 
lichem Maße verwirklicht werden. So hat der Reichs⸗ 
miniſter der Juſtiz auch angeordnet, daß die Arbeit und 
Arbeitsſchulung in den Gefängniſſen ſich nach den Er⸗ 
forderniſſen des Arbeitseinſatzes zu richten habe. 

Ergänzend ſei bemerkt, daß auch das Ausland ent⸗ 
ſprechende Einrichtungen geſchaffen hat“), mit denen die 
deutſchen Stellen zuſammenarbeiten. 

Die Rechtsabteilung der NSV. unter ihrem Leiter 
Dr. Ballarin hat auch auf dieſem Gebiet ein Beifpiel 
dafür gegeben wie die verſtändnisvolle Erhaltung be- 
währter Einzeleinrichtungen bei ſtraffer Eingliederung 
in die Geſamtarbeit in klarer rechtlicher Form verwirk⸗ 
licht werden kann. 


*) Intereſſant find in dieſem Zuſammenhang die Aus⸗ 
führungen Sir Samuel Hoares vor dem Unterhaus zu der 
engliſchen Strafreformvorlage und die daran anſchließende 
Diskuſſion. Abgedr. in „The Times“ vom 30. XI. 1938. 


Rechtsanwalt und Notar Dr. Roquette, Rönigsberg (Pr.): 


Schuldfeſtſtellung und Schuldabwägung 
im Ehefcheidungs- und Eheaufhebungsurteil 


1. Die Schuld als Urfache der Ehezerrüttung 


Die Tatſache, daß eine Ehe zerrüttet ift, ſtellt den 
eigentlichen Grund dafür dar, daß das Recht die 
Scheidung der Ehe zuläßt. Hierüber kann ein berech. 
tigter Zweifel nicht ob walten. Wo eine Ehe zerrüttet 
ijt, ſtellt das Band der Ehe nur eine leere Form dar, 
der jeder Inhalt fehlt. Aber mehr noch: Dieſe leere 
Form iſt nicht nur ohne Wert, ſie iſt auch eine Gefahr. 
Eine wahre Ehe trägt gemeinſchaftsbildende Kraft in 
ſich, eine zerrüttete Ehe dagegen wirkt gemeinſchafts⸗ 
zerſtörend. Die Ehe hat ihre tiefe Verwurzelung in 
der Perſönlichkeit der Ehegatten, ſie führt ſie zur 
Gemeinſchaft alles Lebens und Erlebens und läßt ſie 
durch dieſe Gemeinſchaft den Sinn des menſchlichen 
Daſeins erfüllen; fie iſt aber auch im Volkstum ver: 
ankert, dem die Ehegatten angehören, ſie bildet deſſen 
tragenden Urgrund und feine Wachstumsquelle, aus 


ihr werden alle Kräfte der Gemeinſchaft geſchöpft, die 
auf alle Mitglieder der Familie übergehen. Fehlt der 
Ehe dieſe gemeinſchaftsbildende Kraft, dann ſtellt ſie 
jeden der Ehegatten auf ſich ſelbſt und in einen Gegen⸗ 
ſatz zu dem anderen, dann müſſen auch die Kinder in 
dem Streit der Eltern für den einen oder anderen ſich 
entſcheiden und lernen ſo — anſtatt ſich einer Gemein⸗ 
ſchaft zu fügen und ihr Opfer zu bringen — Gegen— 
ſätzlichkeit und Eigenſucht als Lebensinhalt kennen. So 
zerſtört die zerrüttete Ehe nicht nur bei den Ehegatten 
den Gemeinſchaftsſinn, ſondern nimmt auch den 
Kindern das Verſtändnis für die Gemeinſchaft. Darin 
liegt die Gefahr für die Volksgemeinſchaft begründet. 
Das Geſetz läßt aber nicht allein die Tatſache der 
Zerrüttung an ſich als Scheidungsgrund ausreichend 
ſein, es verlangt vielmehr, daß beſtimmte Urſachen der 
Zerrüttung feſtgeſtellt werden. Es ſtellt das Scheidungs⸗ 
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recht als Folge beſtimmter Urſachen der Zerrüttung 
hin. Unter den Urſachen der Zerrüttung ſpielt die 
Schuld eine hervorragende Rolle. 


Das Scheidungsrecht des BGB. war ſtreng auf dem 
Verſchuldensgrundſatz aufgebaut. Das Ehe. 
hat mit dem Verſchuldensgrundſatz des BGB. ge⸗ 
brochen. Nachdem die neue Rechtslehre das Vertrags⸗ 
denken beſeitigt und durch das Gemeinſchaftsdenken 
erſetzt hatte, konnte auch die Scheidung der Ehe nicht 
mehr als Gegenwirkung auf verſchuldete Vertrags- 
verletzungen betrachtet werden. Die Ehe gilt nicht mehr 
als Vertrag, ſondern als perſonenrechtliche Gemein⸗ 
ſchaft mit beſonderen Aufgaben für die Volksgemein⸗ 
ſchaft. Die Löſung dieſer Gemeinſchaft kann nur mög⸗ 
lich ſein, wenn ihre Grundlagen nicht mehr vorhanden 
ſind und die Aufgaben für die Volksgemeinſchaft nicht 
mehr erfüllt werden können. Es kommt deshalb für 
die Scheidung auf die Feſtſtellung an, ob und aus 
welchem Grunde die Grundlagen der Ehe fehlen und 
die Aufgaben der Ehe nicht mehr erfüllt werden 
können. Grundlage der Ehe iſt die ſeeliſche Bereit: 
ſchaft beider Ehegatten, die rechtliche Form der Ehe mit 
ſeeliſch⸗geiſtigem Gehalt zu füllen, aus ihr die Kräfte 
erwachſen zu laſſen, die ſie zur Erfüllung des Sinnes 
der Ehe benötigen. Wo dieſe ſeeliſche Bereitſchaft weg⸗ 
gefallen iſt, da iſt die Grundlage der Ehe zerſtört. Als 
Urſache für den Wegfall des Gemeinſchaftsſinnes wird 
wohl in der Regel das Verhalten eines Ehegatten in 
Betracht kommen, es können aber auch andere Urſachen 
auftreten, die ohne Verſchulden eines Ehegatten den 
Wegfall der ehelichen Geſinnung herbeiführen. Dieſer 
Erkenntnis hat das Ehe. Rechnung getragen. Es 
erkennt als Urſachen der Ehezerrüttung und damit als 
Scheidungsgründe nicht nur das ſchuldhafte Verhalten 
eines Ehegatten an, ſondern auch objektive Gründe. 
Darin, daß das Ehe. auch Verſchuldenstatbeſtände im 
Scheidungsrecht kennt, liegt keineswegs eine Rückkehr zu 
dem Verſchuldensgrundſatz, ſondern lediglich die Feſt⸗ 
ſtellung, daß als Urſache der Ehezerrüttung neben 
anderen Gründen auch ſchuldhaftes Verhalten der Ehe— 
gatten zu betrachten ift, 


2. Der Schuldausſpruch im Eheſcheidungsurteil 

Auch das Ehe®. ſchreibt vor, daß die Urſache der Jer- 
rüttung im Urteil feſtgeſtellt wird, wenn ein ſchuld⸗ 
haftes Verhalten die Ehezerrüttung verurſacht hat. 
Zwar müſſen die Urteilsgründe auch in anderen Fällen 
ſtets erkennen laſſen, welchen Scheidungsgrund das 
Gericht feſtgeſtellt hat, aber bei ſchuldhaften Ehever— 
fehlungen bedarf es darüber hinaus eines ausdrück— 
lichen Schuldausſpruchs im Urteil. 


Es gibt drei Formen des Schuldausſpruchs. 
Wenn die Ehe wegen Verſchuldens des Beklagten geſchieden 
wird, ſo iſt er für ſchuldig zu erklären. Dieſe Feſtſtellung 
der Alleinſchuld eines Ehegatten iſt natürlich 
auch dann möglich, wenn es ſich um den Widerbeklagten 
handelt. Hat der Beklagte Widerklage erhoben und wird 
die Ehe wegen Verſchuldens beider Ehegatten geſchieden, ſo 
find beide für ſchuldig zu erklären. Eine Abart 
dieſer Feſtſtellung der beiderſeitigen Schuld iſt dann 
gegeben, wenn der Beklagte eine Widerklage nicht erhoben, 
aber einen Antrag auf Mitſchuldigerklüärung des Klägers 
geſtellt hat. Stellt ſich die Mitſchuld des Klägers heraus, 
fo ift der Beklagte für ſchuldig und der 
Kläger für mitſchuldig zu erklären. Die Mit- 
ſchuld des Klägers iſt dann auszuſprechen, wenn die Ehe 
wegen einer Verfehlung des Beklagten geſchieden wird und 
dieſer z. 8. der Erhebung der Klage oder ſpäter auf Ehei- 
dung wegen Verſchuldens hätte klagen können, § 60 Abſ. 3 
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Ehe. Hatte der Beklagte bei der Klageerhebung das 
Recht, die Scheidung wegen Verſchuldens des Klägers zu 
begehren, bereits verloren, ſo iſt dem Antrag gleichwohl 
ſtattzugeben, wenn dies der Billigkeit entſpricht. 

Der Schuldausſpruch im Eheſcheidungsurteil hat in allen 
ſeinen Formen die gleiche Bedeutung wie früher, er ſtellt 
einen Hinweis auf die Urſache der Ehezer⸗ 
rüttung dar. Dies ergibt die Wortfaſſung des § 60 
Ehech. Es wird deshalb in der Urteilsformel zweckmäßig 
die Wendung gebraucht: „Der Beklagte ift ſchuld 
an der Scheidung“ bzw. „beide Parteien ſind 
ſchuld an der Scheidung“ oder „der Beklagte 
ift ſchuldig, die Klägerin mitſchuldig an 
der Scheidung“. 

Der Schuldausſpruch im Scheidungsurteil iſt nicht 
Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zum Zweck. Er be: 
zweckt nicht eine Diskriminierung des ſchuldigen Ehe- 
gatten, wie etwa der Schuldausſpruch in Strafurteilen, 
er iſt vielmehr nichts weiter als die Feſtſtellung einer 
beſtimmten Vorausſetzung, an welche das Geſetz Rechts⸗ 
folgen anknüpft. Nach dem Vertragsdenken war der 
Schuldausſpruch im Scheidungsurteil die Voraus- 
ſetzung für vermögensrechtliche Anſprüche: Die Ver⸗ 
pflichtung zur Unterhaltsleiſtung war abhängig von 
der Feſtſtellung der Alleinſchuld eines Ehegatten. Die 
Feſtſtellung der beiderſeitigen Schuld bedeutete ledig⸗ 
lich die Klarſtellung, daß Unterhaltsanſprüche keinem 
der Ehegatten gegen den anderen zuſtanden. Damit 
hatte das Vertragsdenken für das Eheſcheidungsrecht 
die gleiche Regelung getroffen wie für ſonſtige ſchuld⸗ 
hafte Vertrags verletzungen, welche die Schadenserſatz⸗— 
pflicht des ſchuldigen Vertragsteiles auslöſen, dieſe 
aber bei eigenem Verſchulden des anderen Vertrags- 
teiles zum Wegfall bringen, 8 254 BGB. An die 
Schuldfeſtſtellung im Urteil ſchloß ſich ferner das Sorge— 
recht für die Kinder an. Der alleinſchuldige Ehegatte 
mußte als Strafe für ſein ſchuldhaftes Verhalten den 
Verluſt des Sorgerechts für die Kinder in Kauf 
nehmen. Bei Feſtſtellung der beiderſeitigen Schuld im 
Urteil wurde das Sorgerecht nach formalen Geſichts— 
punkten unter den Ehegatten verteilt. Nach dem Ehech. 
ift die Unterhaltspflicht der Ehegatten von der Grund- 
lage gelöſt, die das Vertragsdenken ihr gegeben hatte. 
Sie iſt jetzt nicht mehr die Verpflichtung des ſchuldigen 
Ehegatten zum Erſatz eines von ihm verſchuldeten 
Schadens, nämlich des Wegfalls der durch die Ehe be— 
gründeten Unterhaltspflicht, vielmehr ſteht jetzt für die 
rechtliche Beurteilung der Unterhaltspflicht der Ehe⸗ 
gatten die Erkenntnis im Vordergrunde, daß die 
Unterhaltspflicht Ausfluß und Nachwirkung der 
Rechtseinrichtung der Ehe iſt. Die Unterhaltspflicht 
beſteht nicht allein mehr aus Gründen, die in der Perſon 
des anderen Ehegatten liegen, ſondern vor allem aus 
Gründen, die in der Volksgemeinſchaft ihren Urſprung 
haben. Die Unterhaltspflicht beſteht deshalb heute nicht 
nur bei Verſchulden, ſondern auch dann, wenn die Ehe 
ohne Verſchulden, ja fogar bei beiderſeitigem Ber- 
ſchulden geſchieden wird. Lediglich das Maß des Unter— 
halts ift verſchieden, je nachdem, ob die Ehe aus Wor- 
ſchulden oder aus objektiven Gründen geſchieden wird, 
ob nur einer oder beide Ehegatten für ſchuldig erklärt 
find. Die Feſtſtellung der Alleinſchuld eines Che: 
gatten hat zur Folge, daß der andere den angemeſſe— 
nen Unterhalt verlangen kann, ſoweit er außerſtande 
iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. In anderen Fällen ent— 
ſcheidet die Bedürftigkeit und die Billigkeit. Die 
Schuldfeſtſtellung im Urteil hat mithin 
jetzteine andere Bedeutungals früher: 
Nachdem BOV., war ſie Vorausſetzung für 
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den Unterhaltsanſpruchüberhaupt, jetzt 
ift fie nur Maßſtab für den Umfang der 
Erfüllung der ohnehin beſtehenden 
Unterhaltspflicht. Dadurch iſt die redt: 
liche Bedeutung des Schuldausſpruchs 
gegenüber dembisherigen Rechtweſent⸗ 
lich vermindert worden. 

Die Verminderung der rechtlichen Bedeutung des 
Schuldausſpruchs zeigt ſich auch bei der Regelung des 
Sorgerechts. Allein das Vormundſchaftsgericht ent⸗ 
ſcheidet über den Verbleib der Kinder bei dem einen 
oder anderen Ehegatten nach freiem richterlichem Er— 
meſſen, wobei allein das Wohl der Kinder das Nicht- 
maß darſtellt. Die Feſtſtellung der Alleinſchuld eines 
Ehegatten hat lediglich die Bedeutung, daß das Ror- 
mundſchaftsgericht nur in Ausnahmefällen dem fhul- 
digen Ehegatten das Sorgerecht übertragen ſoll. 


3. Der Schuldausſpruch im Eheaufhebungsurteil 


Der Schuldausſpruch im Eheaufhebungsurteil hat 
eine andere Bedeutung als im Eheſcheidungurteil. Wäh⸗ 
rend die Feſtſtellung des ſchuldigen Ehegatten im 
Scheidungsurteil auf die Urſache der Ehezerrüttung hin⸗ 
weiſt, ſteht der Schuldausſpruch im Aufhebungsurteil 
außerhalb jeglichen Zuſammenhangs mit der Entwick— 
lung des Gemeinſchaftsverhältniſſes der Ehe. Die Ehe⸗ 
aufhebung hat nicht die Zerrüttung der Ehe zur Vor— 
ausſetzung, ſie ſtützt ſich vielmehr auf Gründe, die vor 
der Eheſchließung entſtanden find und auf die Entwid- 
lung der Ehegemeinſchaft keinen Einfluß genommen 
haben, die aber auf den Cheſchließungswillen eines 
Ehegatten einen vom Recht nicht gebilligten Einfluß 
ausgeübt haben. Wenn das Geſetz auch für das Eheauf- 
hebungsurteil den Schuldausſpruch vorſchreibt, ſo hat 
es nur die Bedeutung, daß dadurch die Kenntnis des 
betreffenden Ehegatten von einem Eheaufhebungs— 
grund feſtgeſtellt werden ſoll. 

Der Schuldausſpruch im Eheaufhebungsurteil iſt eine 
Neuerung, die das Ehe. eingeführt hat. Im Ehe 
anfechtungsprozeß, dem Vorläufer der Aufhebungs⸗ 
klage, erfolgte die Feſtſtellung einer Schuld nicht. Hier- 
zu war auch kein Anlaß gegeben, weil die Anſechtung 
zur Vernichtung der Ehe führte. Da jetzt die Ehcauf: 
hebung als ein Fall der Auflöſung der Ehe gilt, hat das 
Geſetz auch in dem Punkte des Schuldausſpruchs das 
Ehegufhebungsurteil dem Eheſcheidungsurteil ange- 
glichen. 

Der Schuldausſpruch im Eheaufhebungsurteil hat 
zwei Formen: die Alleinſchuld und die 
beiderſeitige Schuld. Das Geſetz ſpricht zwar nur 
von der Alleinſchuld eines Ehegatten, $ 17 Durch O., es 
kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß entſprechend 
den Vorſchriften über die Eheſcheidung auch im Eheauf⸗ 
hebungsurteil beide Ehegatten als ſchuldig bezeichnet mer- 
den können. In den Fällen der 8$ 35—37 Ehe. ift der 
Ehegatte als ſchuldig anzuſehen, der den Aufhebungsgrund 
bei Eingehung der Ehe kannte, in den Fällen der 88 38, 39 
Ehe. der Ehegatte, von dem oder mit deffen Wiſſen die 
Täuſchung oder die Drohung veriibt worden ift, 8 42 
Abſ. 2 Ehech. Auch im Falle der Eheaufhebung nach Rüde 
kehr eines für tot Erklärten iſt der beklagte Ehegatte der 
zweiten Ehe als ſchuldig anzuſehen, wenn er bei der Ehe— 
ſchließung gewußt hat, daß der Zurückgekehrte die Todes- 
erklärung überlebt hat, 8 19 Abſ. 2 Erſte DurchVO. Nach 
§ 17 Erſte Durch. muß, wenn ein Ehegatte nach dieſen 
Vorſchriften als ſchuldig anzuſehen ift, eine Schuldfeſt— 
ſtellung im Urteil erfolgen. Dem Wortlaut des Geſetzes 


entſpricht eine Wortfaſſung im Urteil etwa folgendermaßen: 
„Die Ehe der Parteien wird aufgehoben, 
der Beklagte iſt als ſchuldig anzuſehen.“ Es 
iſt nicht möglich zu ſagen, der Beklagte iſt ſchuldig an der 
Aufhebung; denn das Verhalten, welches dem Schuldaus⸗ 
ſpruch zugrunde liegt, iſt nicht urſächlich für die Auf⸗ 
hebung. 

Mit dem Schuldbegriff beider Eheauf⸗ 
hebung weicht das Geſetz von der ſonſti⸗ 
gen Auffaſſung des ſchuldhaften Han⸗ 
delns grundlegend ab. Betrachtet man die Ehe- 
aufhebungsgründe im einzelnen, ſo kann man von 
einem verwerflichen Handeln nur im Falle der arglifti- 
gen Täuſchung und der Drohung ſprechen, allenfalls 
noch dann, wenn jemand in Kenntnis von dem Leben 
eines für tot Erklärten mit deſſen Ehegatten eine neue 
Ehe eingeht. Das Verhalten, das das Recht mif- 
billigt, liegt nun aber nicht in der Täuſchung, der Dro- 
hung oder der Kenntnis, ſondern darin, daß trotz dieſer 
Tatbeſtände die Ehe geſchloſſen wird. Wenn man alſo 
das Verhalten als ein Verſchulden werten wollte, müßte 
man ſagen, der betreffende Ehegatte habe ſchuld an der 
Eheſchließung. Bei den übrigen Aufhebungsgründen 
liegt das Fehlen einer wirklichen Schuld noch klarer zu 


Tage. Wenn die Einwilligung des geſetzlichen Ver- 


treters fehlt, wenn fih ein Ehegatte über die Ehe- 
ſchließung irrt oder über die Perſon des anderen Ehe- 
gatten oder gar nur über Umſtände, die die Perſon des 
anderen Ehegatten betreffen, dann liegt bei feinem der 
Ehegatten ein verwerfliches Handeln vor. Die bloße 
Kenntnis eines dieſer Aufhebungsgründe iſt als ſolche 
noch kein ſchuldhaftes Handeln; ſie wird es auch nicht 
dadurch, daß der betreffende Ehegatte es unterläft. 
ſeine Kenntnis dem anderen Ehegatten mitzuteilen, 
und trotz dieſer Kenntnis die Ehe eingeht. Man kann 
in dieſen Fällen auch nicht einmal mit einiger Berech⸗ 
tigung ſagen, dieſer Ehegatte ſei ſchuld an der Ehe⸗ 
ſchließung. Es erſcheint überhaupt nicht angängig, von 
einer Schuld bei der Eheſchließung zu ſprechen. Man kann 
nicht Unterſcheidungen machen zwiſchen rechtmäßiger und 
rechtswidriger Eheſchließung. Insbeſondere könnte eine 
aufhebbare Ehe ſchon deshalb nicht als rechtswidrige 
Eheſchließung bezeichnet werden, weil fie durch Beſtäti⸗ 
gung ihre urſprüngliche Fehlerhaftigkeit einbüßen kann, 
alſo den Keim der Rechtmäßigkeit dann doch ſchon in 
jedem Falle in ſich trägt. Von einer Schuld im eigent⸗ 
lichen Sinne kann man aber auch deshalb nicht ſprechen, 
weil das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit doch faſt ſtets 
fehlen wird. Der Ehegatte, der den Anfechtungsgrund 
kennt, kann immer annehmen, der andere werde ſich 
über dieſe Umſtände hinwegſetzen, wenn auch er ſie ken⸗ 
nen würde, oder er mag glauben, der andere Ehegatte 
werde die Ehe beſtätigen, wenn er diefe. Tatſache nad- 
träglich erfährt. Zu dieſer Auffaſſung wird jeder Ehe- 
gatte auf Grund der engen ſeeliſchen Bindungen, die 
beide Ehegatten zu dem Entſchluß, die Ehe miteinander 
einzugehen, veranlaßt haben, volltommen berechtigt 
ſein. Während ſonſt das Fehlen des Bewußtſeins der 
Nechtswidrigkeit die Annahme eines Verſchuldens aus- 
ſchließt, läßt das Geſetz die Berückſichtigung dieſes Um- 
ſtandes bei Feſtſtellung der Schuld im Eheauſhebungs— 
urteil nicht zu. Ebenſowenig wird auch der Mangel der 
Schuldfähigkeit berückſichtigt. Auch dann, wenn ein Ehe⸗ 
gatte gar nicht ſchuldfähig ijt, z. B. im Falle des § 35 
Ehech, muß er im Eheaufhebungsurteil für ſchuldig er: 
klärt werden, wenn er nur im Zeitpunkt der Ehe- 
ſchließung von dem Eheaufhebungsgrund Kenntnis 
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hatte. Alles dies beweiſt, daß die Feſtſtellung der 
Schuld im Eheaufhebungsurteil nicht zugleich die Feſt⸗ 
ſtellung eines ſchuldhaften Verhaltens des betreffenden 
Ehegatten in ſich ſchließt, — im Gegenſatz zu der Ehe⸗ 
ſcheidung, wo alle Vorausſetzungen eines ſchuldhaften 
Handelns feſtgeſtellt werden müſſen, um den Schuld⸗ 
ausſpruch zu rechtfertigen. Dieſer Gegenſatz 
kommt im Geſetz dadurch zum Ausdruck, 
daß im Eheaufhebungsurteil nicht die 
Feſtſtellung der Schuld oder eine Schul⸗ 
digerklärung verlangt wird, ſondern 
nur der Ausſpruch, daß der Ehegatte, als 
ſchuldig anzuſehen“ fei. 5 42 Ehe., § 17 
Erſte DurchVO. Allerdings wird dieſer Wortgebrauch 
nicht ſtreng durchgeführt, denn § 18 Erſte Durch BO. 
ſpricht wiederum von einer Schuldigerklärung. 

Die Abweichung des Schuldbegriffs bei der Eheauf⸗ 
hebung von dem üblichen Schuldbegriff hat keinerlei ſach⸗ 
liche Bedeutung. Das Geſetz beabſichtigt gar nicht, eine neue 
Schuldart einzuführen. Der Zweck, den das Geſetz mit dem 
Schuldausſpruch im Eheaufhebungsurteil verfolgt, iſt ledig⸗ 
lich der, das Eheaufhebungsurteil äußerlich dem Ehe⸗ 
ſcheidungsurteil anzugleichen. Dieſe Angleichung ſchien dem 
Geſetzgeber erforderlich, weil das Ehe®. die Folgen der Ehe⸗ 
aufhebung den Folgen der Eheſcheidung völlig gleich ge⸗ 
regelt hat. Da dieſe von dem Schuldausſpruch im Urteil 
maßgebend beeinflußt werden, mußte auch im Eheauf⸗ 
hebungsurteil der gleiche Anknüpfungspunkt geſchaffen 
werden. 

Hieraus ergibt ſich: Der Schuldausſpruch 
im Eheaufhebungsurteilſtellt nicht ein 
Werturteil über das Verhalten des be— 
treffenden Ehegatten dar, ſondern iſt 
lediglicheine Aeußerlichkeit, an die das 
Geſetz Rechtsfolgen für die Zeit nach 
Rechtskraft des Urteils anſchließt. 


4. Der Schuldausſpruch bei Klagenmiſchung. 


Die Verſchiedenartigkeit des Schuldausſpruchs im 
Scheidungs⸗ und Aufhebungsurteil zeigt fih beſonders 
im Falle der Klagenmiſchung, d. h. dann, wenn in 
einem Rechtsſtreit Aufhebung und Scheidung der Ehe 
begehrt wird und wenn dann beide Begehren be— 
gründet ſind. Für dieſen Fall beſtimmt § 13 Erſte 
DurchfVO., daß das Urteil nur die Auf⸗ 
hebung der Ehe ausſprechen dürfe, während 
der Scheidungsankrag im Urteil nicht beſonders be- 
ſchieden wird. Die Schuld an der Scheidung muß aber 
im Urteil feſtgeſtellt werden. Das Gericht kann nur 
den Urteilstenor nicht dahin faſſen, daß die Ehe aufge⸗ 
hoben und dem Beklagten die Schuld an der Auf: 
hebung zugeſprochen wird. Denn die Schuld des Be- 
klagten bezieht ſich ja eben nicht auf die Aufhebung, 
ſondern auf die Scheidung der Ehe. Die Schuldfeſt⸗ 
ſtellung ſchwebt dann ſozuſagen in der Luft, weil die 
Beziehung der Schuldfeſtſtellung fehlt. 

Auch für den Fall der Klagenmiſchung gibt es drei 
Formen des Schuldausſpruchs: Entweder 
wird die Alleinſchuld einer Partei oder die 
beiderſeitige Schuld feſtgeſtellt oder 
Schuld und Mitſchuld ausgeſprochen. Die 
Alleinſchuld einer Partei muß dann ausgeſprochen werden, 
wenn nach den Veſtimmungen des Aufhebungsverfahrens 
die Schuld des Aufhebungsbeklagten feſtgeſtellt iſt, das 
Scheidungsbegehren dagegen nur auf Grund objektiver Schei⸗ 
dungsgründe durchdringt; in dieſem Falle hätte das Urteil 
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zu lauten: „Die Ehe wird aufgehoben, der Be- 
klagte iſt als ſchuldig anzuſehen“. Der zweite 
Fall der Alleinſchuld einer Partei iſt dann gegeben, wenn 
die Aufhebungsklage ohne Schuldausſpruch durchdringt und 
der Scheidungsbeklagte einen Scheidungsgrund wegen Ver⸗ 
ſchuldens gegeben hat. Hier hätte das Urteil zu lauten: 
„Die Ehe wird aufgehoben, der Beklagte ſiſt 
ſchuldig“. Die beiderſeitige Schuld ift auszuſprechen, 
wenn der Aufhebungsbeklagte nach den Beſtimmungen über 
die Aufhebungsklage als ſchuldig anzufehen ift und der 
Scheidungsbeklagte ſchuldig im Sinne der Scheidungsbe⸗ 
ſtimmungen iſt. Die Urteilsfaſſung kann hier nur dahin 
lauten: „Die Ehe wird aufgehoben, beide Par- 
teien ſind ſchuldig“. Schuld und Mitſchuld ſind dann 
auszuſprechen, wenn für die Aufhebungsklage kein Schuld- 
ausſpruch in Frage kommt, der Scheidungsbeklagte da- 
gegen Schuld an der Scheidung hat und ſein Antrag, den 
Scheidungskläger für mitſchuldig zu erklären, begründet ift, 
Dann müßte das Urteil etwa ſo gefaßt werden: „Die Ehe 
wird aufgehoben, der Beklagte iſt ſchuldig, 
der Kläger mitſchuldig“. Es ſteht auch nichts im 
Wege, wenn in dieſem Falle nur ausgeſprochen wird, daß 
beide Parteien ſchuldig ſind. 


5. Schuldabwägung im Scheidungsurteil. 


Nach dem Recht des BGB. gab es nur zwei Arten des 
Schuldausſpruchs, die Alleinſchuld eines Ehegatten und 
die beiderſeitige Schuld. Das Ehe®. hat nicht nur den 
Schuldausſpruch auf die Eheaufhebungsklage iiber- 
tragen, ſondern auch noch eine dritte Art des 
Schuldausſpruchs eingeführt, das über- 
wiegende Verſchulden. Wenn der Beklagte 
Widerklage erhoben oder den Mitſchuldantrag geſtellt 
hat und die Ehe wegen Verſchuldens beider Ehegatten 
geſchieden wird, hat das Gericht zwar auch heute beide 
Ehegatten für ſchuldig zu erklären, es muß aber gleich 
zeitig das Verſchulden der Ehegatten gegeneinander ab⸗ 
wägen, und, wenn es zu der Auffaſſung kommt, daß die 
Schuld des einen erheblich ſchwerer ijt als die des ande- 
ren, ausſprechen, daß feine Schuld überwiegt, § 60 
Abf. 2 Ehe®. 


Die Feſtſtellung des überwiegenden Verſchuldens er- 
fordert eine Schuldabwägung. Das Geſetz gibt 
nicht an, nach welchem Maß ſt ab die Schwere des Ber: 
ſchuldens der Ehegatten abgemeſſen werden ſoll. Es 
überläßt das der Beurteilung des Gerichts im Einzel: 
fall. Es iſt zu hoffen, daß die Gerichte ſtets die Gründe, 
die ſie bei der Beurteilung der Schwere des Verſchuldens 
der Ehegatten und bei der Abwägung der beiderſeitigen 
Schuld gegeneinander geleitet haben, in den Gründen 
der Scheidungsurteile eingehend darlegen werden, damit 
fih durch die Rechtſprechung gewiſſe Leitſätze heraus: 
bilden. Geſchieht dieſes nicht, ſo beſteht die Gefahr, daß 
die Schuldabwägung ins Gefühlsmäßige abgedrängt und 
zum bloßen Ausdruck des perſönlichen Empfindens des 
Gerichts herabgewürdigt wird. Andererſeits dürfen ſich 
natürlich nicht ſchematiſche Regeln entwickeln etwa in 
der Weiſe, daß ein Ehebruch ſtets ſchwerer gewertet 
wird, als beiſpielsweiſe die Verweigerung der Fort- 
pflanzung, ehrloſes und unſittliches Verhalten ſchwerer 
als Körperverletzung und dergl. Derartige ſchema— 
tiſche Methoden erfüllen den Sinn des Geſetzes nicht. 
Das Gegengewicht gegen fie ift in $ 56 Ehe®, gegeben: 
Danach kann eine Eheverfehlung, die an ſich betrachtet 
vielleicht recht ſchwer zu bewerten wäre, fogar als Schei— 
dungsgrund überhaupt ausſcheiden, wenn ſie gar nicht 


ehezerrüttend gewirkt hat und auch nicht fo empfunden 
wurde. Aus dieſem Grundſatz folgt dann, daß eine 
Eheverfehlung niemals abſtrakt bewertet werden kann, 
ſondern immer nur aus den Verhältniſſen des Einzel⸗ 
falles heraus. Wohl mag eine gewiſſe Regel ſich her⸗ 
ausbilden, jedoch muß dieſe ſtets an den Gegebenheiten 
des Einzelfalles geprüft werden. Danach kann ſich dann 
ergeben, daß eine an ſich ſchwer einzuſchätzende Ver⸗ 
fehlung im Einzelfall als leicht zu bewerten iſt und um⸗ 
gekehrt. 

Mit der Schuldabwägung im Schei⸗ 
dungsurteil wird die Bedeutung des 
Schuldausſpruchs abgebogen. Mit der Feſt⸗ 
ſtellung, daß ein Ehegatte die Schuld an der Scheidung 
trägt, wird die Urſache an der Ehezerrüttung beſtimmt. 
Werden beide Gatten für ſchuldig erklärt, ſo bedeutet 
das, daß beide Ehegatten durch ihr Verhalten die Ur: 
ſache der Ehezerrüttung gegeben haben. Wird dagegen 
im Urteil das überwiegende Verſchulden des einen Ehe- 
gatten feſtgeſtellt, ſo iſt damit die Beziehung des 
Schuldmoments zu dem Urſachenzuſammenhang mit 
der Ehezerrüttung aufgehoben. Die Feſtſtellung der 
überwiegenden Schuld bedeutet nicht, daß dieſer Ehe- 
gatte die Zerrüttung überwiegend verurſacht habe. 
Gradunterſchiede in der Verurſachung der Zerrüttung 
ſind ſchlechterdings nicht feſtſtellbar, dafür fehlt es an 
jedem ſachlichen Maßſtab. Vorausſetzung für eine 
ſolche Feſtſtellung wäre außerdem, daß die Verfehlungen 
beider Ehegatten miteinander im Zuſammenhang 
ſtehen. Dieſe Vorausſetzung ſtellt aber das Geſetz nicht 
auf (And. Anſ. Rilk, Das neue Eherecht S. 251). 
Das Ueberwiegen des Verſchuldens eines Ehegatten 
kann deshalb nicht aus dem Maße der Verurſachung 
der Ehezerrüttung entnommen werden. Es bleibt 
dann für die Bewertung durch das Gericht nur das 
Verſchulden in abstracto. 


Die praktiſche Bedeutung der Einführung des 
Begriffs der überwiegenden Schuld liegt in den 
Folgen der Scheidung. Wie bereits oben ausgeführt, 
iſt die Unterhaltspflicht der Ehegatten nach der Schei— 
dung von dem Schuldausſpruch grundſätzlich abgelöſt; 
die Unterhaltspflicht beſteht grundſätzlich immer, nur 
das Maß des Unterhalts kann durch den Schuld— 
ausſpruch beeinflußt werden. Dieſer Grundſatz wird 
durch den Begriff des überwiegenden Verſchuldens 
weiterhin aufgelockert: Selbſt wenn ein Ehegatte für 
mitſchuldig erklärt iſt, ſoll ihm das Maß des ange⸗ 
meſſenen Unterhalts verbleiben, wenn das Verſchulden 
des anderen Ehegatten überwiegt. Auch für die 
Uebertragung des Sorgerechts iſt die überwiegende 
Schuld der Alleinſchuld gleichgeſtellt. 


6. Schuldabwägung bei Klagen miſchung 


Eine Schuldabwägung muß nach $ 18 Durchf. 
auch in den Fällen erfolgen, wenn in demſelben 
Rechtsſtreit Aufhebung und Scheidung der Ehe begehrt 
wird und beide Begehren begründet find. Hier ſteht 
das Gericht vor einer ſchier unlösbaren Aufgabe. Die 
Schuld des Scheidungsbeklagten iſt echtes Verſchulden 
im Rechtsſinne, die Schuld des Aufhebungsbeklagten 
dagegen nur eine fittive Schuld, die mit Schuld im 
Rechtsſinne nichts zu tun hat. Wie ſoll nun ein Ver⸗ 
gleich dieſer beiden Schuldmomente erfolgen, wenn ſie 
keine gleichartige Grundlage haben? Wonach ſoll die 


Schwere der Schuld des Aufhebungsbeklagten gemeſſen 
werden, wenn hier gar keine Schuld vorliegt? Und wo 
ſoll ſchließlich der Maßſtab für den Vergleich der 
Schwere der beiderſeitigen Schuld gefunden werden? 
Es iſt wirklich eine ſchwer zu entſcheidende Frage, ob 
eine grobe Beſchimpfung oder eine Mißhandlung, die 
die Scheidung rechtfertigt, ſchwerer wiegt als die 
Kenntnis eines Eherntten vom Fehlen der Einwilli- 
gung des geſetzlicher Vertreters, das zur Aufhebung 
der Ehe führt. Es wird in der Praxis dazu kommen 
müſſen, daß die Gerichte in ſolchen Fällen ſich auf die 
Feſtſtellung der beiderſeitigen Schuld beſchränken 
müſſen und die Schuldabwägung ablehnen. Andern⸗ 
falls würden die Gerichte dazu gedrängt, die Ent⸗ 
ſcheidung aus den Folgen der Eheauflöſung zu ent— 
nehmen: Das überwiegende Verſchulden des einen 
könnte dann bejaht werden, wenn das Gericht dem 
anderen einen angemeſſenen Unterhalt ſichern wollte. 
Das ſind aber Entſcheidungen, die nicht in der Sache 
ſelbſt begründet ſind und deshalb nicht gebilligt werden 
können. 


7. Schuldabwägung im Eheaufhebungsurteil 


Eine Schuldabwägung im Eheaufhebungsurteil ſieht 
das Geſetz nicht vor. 


8. Kritik 


Die Bedeutung des Schuldausſpruchs im Arteil iſt 
durch das neue Ehe f. gegenüber dem früheren Recht 
erheblich eingeſchränkt worden. Die Praxis des 
neuen Scheidungsrechts wird es erweiſen müſſen, ob 
die Möglichkeit beſteht, den Schuldausſpruch im Urteil 
überhaupt entbehrlich zu machen. Es müßten dann die 
Folgen der Eheſcheidung von dem Schuldausſpruch 
vollkommen losgelöſt werden. Mit der Ausbildung 
einer ſo großen Zahl objektiver Scheidungsgründe 
ſcheint die Richtung, in der die Fortbildung des Rechts 
zu ſuchen iſt, ſchon angedeutet. Man wird für das 
Maß der Unterhaltsleiſtungen einen anderen An- 
knüpfungspunkt finden müſſen. Die jetzige Zwie⸗ 
ſpältigkeit des Schuldbegriffs im Schuldausſpruch 
ſcheint mir den Beweis dafür zu erbringen, daß der 
Schuldausſpruch als Anknüpfungspunkt für Rechts⸗ 
folgen der Scheidung oder Auflöſung nicht mehr ver⸗ 
wendbar iſt. 


Die Einführung des Begriffs des überwiegenden 
Verſchuldens bringt eine neue, äußerſt ſchwierige Diffe⸗ 
renzierung in das Scheidungsrecht hinein, die die 
Praxis der Gerichte vor ſchwierige Aufgaben ſtellt. 
Für die Parteien iſt ein neuer Gegenſtand des Streites 
geſchaffen: Sie haben nicht mehr allein um ſchuldig 
oder nichtſchuldig zu kämpfen, ſondern außerdem noch 
um den Ausſpruch des geringeren oder überwiegenden 
Verſchuldens. Nach wie vor bleibt aber der eigentliche 
Gegenſtand des Streites nicht die Feſtſtellung der 
Schuld als ſolche, ſondern die Unterhaltspflicht und das 
Sorgerecht. Mir will es nicht ſo ſcheinen, als ob die 
Einführung dieſes neuen Begriffs einem dringenden 
Bedürfnis abgeholfen hätte. Wenn ſich bei der früheren 
Regelung, die nur eine gleichmäßige Verteilung der 
Schuld kannte, Unbilligkeiten ergeben haben, ſo müſſen 
diefe durch die Einführung des § 56 als beſeitigt oder 
doch jedenfalls als erheblich eingeſchränkt bezeichnet 
werden. 
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Rechtsanwalt und Notar Dr. Spott, fjalie: 


Die Grundzüge des § 55 Ehegeſetz 


J. 

Nie Vorſchrift des § 55 Ehegeſetz hat ſchon in der 
„kurzen geit feit Inkrafttreten des neuen Eheſchei⸗ 
dungsrechtes gezeigt, daß ſie in der Praxis eine bedeut⸗ 
fame Roke ſpielt, zugleich aber auch Anlaß zu zal- 
reichen Zweifelsfragen gibt. Der § 55 ſtellt in Fortent⸗ 
wicklung nationalſozialiſtiſchen Gedankengutes die Ehe 
und deren Weſen als Teil der Volksgemeinſchaft in den 
Vordergrund und führt das Zerrüttungsprinzip in das 
Eheſcheidungsrecht unter dieſem Geſichtspunkt ein. Die 
Frage der Zerrüttung ift nicht fo ſehr unter dem Ge- 
ſichtswinkel des Einzelweſens und ſeiner Belange zu 
betrachten als unter dem Geſichtspunkt der Bedeutung 
der Einzelehe für die Gemeinſchaft. Der Fortſchritt iſt 
alfo ein doppelter: daß nicht nur neben dem ſubjek⸗ 
tiven individualiſtiſchen Verſchuldungsprinzip das ob- 
jektive Zerrüttungsprinzip eingeführt ift, ſondern 
darüber hinaus das Zerrüttungsprinzip in ſeiner objek⸗ 
tivſten Form, nämlich als Frage der Gemeinſchaft, in 
den Vordergrund gerückt iſt. 

Wenn es zweifellos auch noch zu früh iſt, eine ab⸗ 
ſchließende ſyſtematiſche Darſtellung des § 55 zu geben, 
ſo können doch wenigſtens einzelne Grundzüge der 
Vorſchrift näher dargelegt werden.“) 


II. 

1. Vorausſetzung für die Scheidung nach § 55 Abſ. 1 
Ehe®. ift einmal eine min deſtens dreijährige 
Trennung der häuslichen Gemeinſchaft und zum 
anderen die tiefgreifende unhaltbare Zer- 
rüttung der Ehe. 

Der Ausdruck „Trennung der häuslichen Gemeinſchaft“ 
darf nun nicht dazu führen, daß es nur auf die Tatſache 
des Getrenntlebens der Ehegatten abgeſtellt wird. Die 
Ehegatten können aus mancherlei Gründen getrennt leben, 
3. B. aus beruflichen Gründen, Wohnungsſchwierigkeiten 
uſw., ohne daß dadurch die häusliche Gemeinſchaft im 
Sinne des § 55 Abſ. 1 aufgehoben ift). Zu der rein räume 
lichen Trennung muß in jedem Falle die Aufhebung der 
ehelichen Lebensgemeinſchaft hinzutreten. Eine Trennung 
ohne Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft erfüllt 
diefe Vorausſetzung des § 55 Ehech. ebenſowenig wie die 
Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft ohne räum⸗ 
liche Trennung. Die Trennung und Aufhebung der ehes 
lichen Lebensgemeinſchaft muß außerdem ſeit mindeſtens 
drei Jahren beſtehen. Da unter Aufhebung der „häuslichen 
Gemeinſchaft“ i. S. des § 55 Ehe®, die Trennung und 
Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft zu verſtehen 
iſt, müſſen beide Tatſachen auch ſeit mindeſtens drei Jahren 
vorliegen. Die offenbar gegenteilige Anſicht von Daniel- 
cif?) würde dazu führen, daß zu Beginn der Friſt nur 
eine der beiden Tatſachen vorzuliegen braucht, beide zu⸗ 
ſammen aber erſt im Zeitpunkt der Urteilsfindung. Es 
würde danach genügen, daß z. B. becuflich getrennte Ehe⸗ 
gatten drei Jahre getrennt leben und dann der eine plötz⸗ 
lich den Entſchluß faßt, die eheliche Lebensgemeinſchaft 
aufzuheben, um ſofort die Klage aus § 55 erheben zu 
können. Das widerſpricht dem Zweck der geſetzlichen Be⸗ 


*) 55 wird in der nächſten Beit ſeine Bewährungsprobe 
zu beſtehen haben. Die Erfahrungen in der bisherigen 
Praxis ſind nicht erfreulich und rechtfertigen durchaus die 
Bedenken, die in den Beratungen und Diskuſſionen gegen 
den Entwurf des $ 55 vorgebracht worden ſind. Es muß 
ſich zeigen, ob die Rechtſprechung der Mängel des Geſetzes 
Herr wird oder Auswege zeigt, die einer endgültigen Nerte 
regelung des Scheidungsrechts den Weg bereiten. 

Die Schriftleitung. 
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ſtimmung, die offenfichtlich eine gewiſſe längere Dauer, eine 
Art zeitliche Beſlätigung der Aufhebung der häuslichen 
Gemeinſchaft, vorausſetzt. 

Ich kann auch der Anſicht von Danielcitk nicht fol- 
gen, daß die Löſung der häuslichen Gemeinſchaft nicht ſtets 
vom Willen abhängig fei. Die Löſung ſetzt ſtets den Wil- 
lensentſchluß des einen Ehegatten voraus, die eheliche 
Lebensgemeinſchaft nicht mehr fortzuführen. Ohne dieſen 
Willensentſchluß bleibt die eheliche Lebensgemeinſchaft be- 
ſtehen, und nur die räumliche Trennung wird durchge⸗ 
führt. Eine ganz andere Frage iſt die, ob dieſer Willens⸗ 
entſchluß, auch die eheliche Gemeinſchaft aufzuheben, immer 
beſonders dokumentiert werden muß. Meiſt wird er feinen 
Ausdruck in der Durchführung der räumlichen Trennung 
finden; damit wird aber das Merkmal des Willensent- 
ſchluſſes nicht überflüſſig. 

Daß Danieleik auf den Willensentſchluß übrigens 
ſelbſt ausſchlaggebenden Wert legt, zeigen die Ausfüh⸗ 
rungen über die Unterbrechung der dreijährigen Friſt. Es 
iſt zutreffend, daß jede gewollte Wiederherſtellung der 
in Gemeinſchaft“ eine neue Dreijahresfriſt be⸗ 
ingt. 

2. Soweit nun 8 55 Abſ. 1 die tiefgreifende, 
unheilbare Zerrüttung der Ehe voraus⸗ 
ſetzt, braucht lediglich eine objektive Zerrüttung 
dargetan zu werden. Es iſt nicht erforderlich und nicht 
zu unterſuchen, ob die Zerrüttung von einem oder bei- 
den Ehegatten verſchuldet iſt. Daß allein die Frage der 
objektiven Zerrüttung eine Rolle ſpielt, ergibt ſich ein⸗ 
mal aus der Stellung des $ 55 unter der Ueberſchrift 
„Scheidung aus anderen Gründen“, woran auch da⸗ 
durch nichts geändert wird, daß nach § 55 Abf. 2 das 
Verſchulden an der Zerrüttung ſehr wohl eine Rolle 
ſpielen kann, weil dieſer Abſatz bewußt aus dem Rah⸗ 
men der Vorſchrift über Scheidung ohne Verſchulden 
herausgenommen iſt. Es ergibt ſich das auch weiter: 
hin aus der einfachen Ueberlegung, daß, wenn die Zer⸗ 
rüttung von einem oder beiden Ehegatten verſchuldet 
iſt, meiſt ohne weiteres aus § 47 ff. geklagt werden 
kann, eine Sondervorſchrift alſo überflüſſig wäre. 

Es ift alfo bei Anwendung des § 55 Abf. 1 lediglich 
zu prüfen, wann eine objektive Ehezerrüttung vorliegt. 
Die Tatſache der Aufhebung „der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft“ allein genügt keineswegs zum Nachweis der Zer- 
rüttung, da dieſe, wie oben ausgeführt, durchaus im 
Einverſtändnis der Ehegatten aus ganz befonderen 
Gründen erfolgt ſein kann. Außerdem iſt ja neben 
dem Erfordernis der Aufhebung der „häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft“ gerade die tiefgreifende unhaltbare Zerrüt⸗ 
tung als zweites Erfordernis vom Geſetz aufgeſtellt. In 
den meiſten Fällen dürfte es aber zur Feſtſtellung der 
Zerrüttung im Sinne des § 55 Abf. 1 genügen, wenn 
beide Ehegatten übereinſtimmend erklären, daß die Ehe 
unhaltbar geworden ſei, daß ſich deshalb die Ehegatten 
getrennt hätten und ein Zuſammenleben nicht mehr in 
Frage komme. Darin mag vielleicht im gewiſſen Sinne 
etwas von dem früher bekannten Begriff der „unüber⸗ 
windlichen Abneigung“ wieder in das jetzige Schei⸗ 
dungsrecht hineingetragen werden. Dieſe „unüberwind⸗ 
liche Abneigung“ iſt aber dadurch erſchwert, daß ſie 
mindeſtens drei Jahre angehalten haben und dadurch 
gewiſſermaßen objektiv beſtätigt fein muß. 


1) Zutreffend: Bergenroth in JW. 38, S. 2706. 
2) JW. 38, S. 2866 f. 


Es kommt auch bei der Prüfung der Frage, wann 
objektive tiefgreifende Zerruttung vorliegt, gar nicht 
darauf an, worauf dieſe beruht, ob lediglich auf einer 
in der Ehe aufgekommenen Abneigung, oder der Tat⸗ 
iade, daß nie Zuneigung beſtanden hat, oder weil im 
Hintergrund verziehene oder verjährte Eheſcheidungs⸗ 
gründe ſtehen. Die Frage der Kauſalität ſpielt keine 
Rolle, das Ergebnis, die tiefgreifende Zerrüttung, iſt 
maßgebend. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß im Ehe⸗ 
ſcheidungsrecht fid) die Frage nach dem Grund der Zer- 
rüttung ſchwer von der Frage des Verſchuldens der 
Zerrüttung trennen läßt. Dieſe Unterſuchung gehört 
aber nicht zu dem Abf. 1 des § 55, ſondern zur Frage 
des Widerſpruchsrechts. 

3. Letzte Vorausſetzung zur Anwendung des § 55 
Abſ. 1 ift, daß die Wiederherſtellung einer dem Weſen 
der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft nicht zu er- 
warten iſt. Meiſt wird die dreijährige Trennung und 
die Erklärung der Ehegatten, die Ehe nicht wiederher- 
ſtellen zu wollen, zum Nachweis des Erforderniſſes ge- 
nügen, ſelten wird ſich aus objektiven Befunden nach— 
weiſen laffen, daß die Ehe wiederherſtellbar ift. Im Ieg- 
teren Falle müßte die Klage dann allerdings abge- 
wieſen werden. 

Ebenſo häufig werden aber Fälle auftauchen, in 
denen der Sachvortrag der Parteien die objektive Zer⸗ 
rüttung und den Mangel der Wiederherſtellbarkeit nicht 
ſofort erkennen laſſen, und das Gericht wird in eine 
eingehende Prüfung der Frage eintreten müſſen, ob 
die Ehe tatfächlich objektiv zerrüttet und nicht wieder⸗ 
herſtellbar iſt. In ſolchen Fällen ſpielt die Beweislaſt⸗ 
verteilung eine erhebliche Rolle. Nach dem Wortlaut 
des § 55 Abf. 1 muß der klagende Ehegatte beweiſen, 
daß mindeſtens eine dreijährige Trennung und eine 
Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft beſteht, 
und daß objektiv dadurch die Ehe zerrüttet iſt. Dabei 
dürfen nun die Anforderungen an die Beweislaſt nicht 
überſpannt werden. Wendet z. B. der beklagte Ehegatte 
ein, es liege zwar eine dreijährige Aufhebung der häus- 
lichen Gemeinſchaft vor, er habe auch bisher nichts zur 
Wiederherſtellung der Ehe getan, er ſei aber jetzt nach 
Klageerhebung bereit, die Ehe wieder herzuſtellen, 
halte fie auch für herſtellbar, fo müßte an fih der tla- 
gende Ehegatte beweiſen, daß dies alles nicht der Fall 
iſt, daß vielmehr Trennung und objektive Zerrüttung 
vorliegt. Wenn dieſer Beweis auch noch möglich ſein 
dürfte bezüglich des Erforderniſſes, die Ehe ſei nicht 
wiederherſtellbar, d. h. es ſei eine dem Weſen der Ehe 
entſprechende Lebensgemeinſchaft nicht wieder möglich, 
fo ift bezüglich der Behauptung des beklagten Ehegat- 
ten, er fei nunmehr bereit, eine derartige Lebensge— 
meinſchaft wieder zu führen, dem klagenden Ehegatten 
die Beweisführung ſicher unmöglich. Hier kann nur da- 
durch geholfen werden, daß über den Weg der Offizial 
mazime oder über den Weg des prima-lacie-Beweiſes 
an die Behauptungslaſt des beklagten Ehegatten cer- 
höhte Anforderungen geſtellt werden. Man könnte fo- 
gar fo weit gehen, dem beklagten Ehegatten die Beweis- 
laſt dafür aufzubürden, daß die Ehe wiederherſtellbar 
ift, und daß er den ernſten Willen zur Wiederherftel- 
lung hat. Die Tatſache, daß der beklagte Ehegatte mäh: 
rend der mindeſtens dreijährigen Trennung keinerlei 
Schritte unternommen hat, um die Lebensgemeinſchaft 
wieder herzuſtellen, aber plötzlich auf die Klage aus 
§ 55 Abf. 1 mit dem Einwand kommt, die Ehe fei wit- 
derherſtellbar und er ſei bereit zur Wiederherſtellung, 
muß zu einer Umkehr der Beweislaſt führen. Abgeſehen 
von der allgemeinen Schwierigkeit, negative Tatbeſtände 


zu beweiſen, verbietet die beſondere Geſtaltung des 
Tatbeſtandes, dem klagenden Ehegatten eine undurch— 
führbare Beweislaſt aufzubürden und damit den Zweck 
des § 55 Abf. 1 zu ſabotieren. 


III. 

Danielcikzs) ſtellt feft, daß das Viderſpruchs⸗ 
recht aus § 55 Abf. 2 ſtets ausgeſchloſſen ift: 

„n) wenn ein Verſchulden eines Ehegatten überhaupt 
nicht vorliegt, alſo z. B. in den oben erwähnten Fällen 
unüberwindlicher körperlicher Abneigung uſw., 

b) wenn die beklagte Partei eine gleichwertige Mit⸗ 
ſchuld trifft.“ 

Der Fall a) ift praktiſch der Abſ 1 des § 55 und be- 
darf überhaupt keiner Erwägung, denn § 55 Abf. 2 
verläßt den Grundſatz der Scheidung ohne Verſchulden 
und ſtellt es allein auf das Verſchulden ab. Es iſt des- 
halb zunächſt einmal feſtzuſtellen, wann das Wider- 
ſpruchsrecht gegeben und wie jih die Geltend⸗ 
machung des Widerſpruchsrechts auswirkt. 

1. Bei der Prüfung des Widerſpruchsrechtes aus 
$ 55 Abſ. 2 ift es nun von ausſchlaggebender Be- 
deutung, ob vor oder während der Trennung der Par⸗ 
teien ein Eheſcheidungsrechtsſtreit geſchwebt hat oder 
nicht. Hat ein folder „Vorprozeß“ geſchwebt, dann iſt 


nämlich die Prüfung der tatſächlichen Vorausſetzungen 


des Widerſpruchsrechtes beſchränkt. Da 8 616 ZPO. 
grundſätzlich auch für § 55 des Ehe. gilt, ebenſo die 
Wirkungen der Rechtskraft zu beachten ſind, darf der 
Vorprozeß nicht noch einmal aufgerollt werden. Keines⸗ 
wegs gibt alfo § 55 das Recht, eine nochmalige Rad- 
prüfung der im Vorprozeß entſchiedenen Verſchuldens⸗ 
frage zu erzielen. 

Der einfachſte und wahrſcheinlich häufigſte Fall wird der 
ſein, daß im Vorprozeß die Klage abgewieſen iſt, weil ſie 
unbegründet war und einzelne Verfehlungen des beklagten 
Ehegatten als zumutbar angeſehen ſind. Hier ſteht feſt, daß 
der klagende Teil die Zerrüttung der Ehe mindeſtens über⸗ 
wiegend verſchuldet hat, denn ſonſt könnte nicht auf Grund 
der Zumutungsfrage die Klage abgewieſen ſein. In ſolchen 
Fällen ift das Widerſpruchsrecht des § 55 Abſ. 2, Satz 1, 
ſtets als gegeben anzuſehen. Die Prüfung der Verſchul⸗ 
densfrage iſt in ſolchen Fällen auf Grund des Vorprozeſſes 
ziemlich einfach. 

Iſt dagegen die Klage im Vorprozeß abgewieſen, weil 
kein Verſchulden des beklagten Ehegatten vorlag, jo muß 
in dem Rechtsſtreit aus § 55 das Gericht genau nachprü⸗ 
fen, ob die Zerrüttung ganz oder überwiegend 
auf dem Verſchulden des klagenden Ehegatten beruht. Hier- 
bei darf nun das Gericht Tatſachen, die der beklagte Ehe⸗ 
gatte im Vorprozeß im Wege der Widerklage hätte geltend- 
machen können, gemäß § 616 8 PO. nicht berückſichtigen. Es 
muß feine Prüfung aljo auf die Tatſachen beſchränken, die 
nach der Rechtskraft des Vorprozeſſes liegen. Das führt zu 
dem gewiß nicht billigen Ergebnis, daß ein Ehegatte, der 
ſelbſt geringe Verfehlungen begangen hatte und deshalb 
im Vorprozeß ſich auf die Zumutungsfrage berief, faſt ſtets 
ohne weiteres das Widerſpruchsrecht hat, der Ehegatte da: 
gegen, der im Vollgefühl ſeines Rechtes im Vorprozeß nur 
die Klagebehauptungen beſtritt, ohne ſeinerſeits die den 
klagenden Ehegatten belaſtenden Tatſachen anzuführen und 
unter Beweis zu ſtellen, unter Umſtänden kein Wider: 
ſpruchsrecht hat. Dieſes Ergebnis iſt aber bedingt durch 
die Vorſchrift des § 616 ZRO. Ob dieſer letztere Fall 
allerdings ſehr häufig ſein wird, iſt eine andere Frage. 
Normalerweiſe wird der Fall, daß der beklagte Ehegatte im 
Vorprozeß ſich auf das Beſtreiten beſchränkt hat, ohne jei: 
nerſeits die den klagenden Teil belaſtenden Tatſachen vorzu⸗ 
tragen, ziemlich ſelten ſein. Weiterhin kommt aber hinzu, 
daß es noch viel ſeltener ſein wird, daß die Eheverfeh⸗ 
lungen des klagenden Teils mit der Rechtskraft des Vor- 
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prozeſſes aufgehört haben. Der Regelfall wird ein ähn⸗ 
licher wie der in der amtlichen Begründung erwähnte Fall 
ſein, daß der Ehemann ſich einer anderen Frau zugewandt 
hat und deshalb im Vorprozeß Scheidung begehrte, ohne 
eigentliche Gründe zu haben. Hat er dieſes Verhältnis 
fortgeſetzt, fo beſteht ja in der Fortſetzung dieſes Verhält- 
niſſes jederzeit eine neue Verfehlung, die trog § 616 ZPO. 
berückſichtigt werden kann. Hat er ausnahmsweiſe mit der 
Rechtskraft des Vorprozeßurteils die Beziehungen abgebro⸗ 
chen, dann wird inſoweit § 55 Abſ. 2, Satz 2, in den mei- 
ſten Fällen Anwendung finden, woraus ſich ergibt, daß 
die Vorſchrift des Satz 2 die folgerichtige Entwicklung des 
Gedankens des § 616 ZPO. und der Zumutungsfrage ift. 

Sind im Vorprozeß Klage und Widerklage abgewieſen, 
weil auf beiden Seiten kein Verſchulden feſtgeſtellt wer⸗ 
den konnte, muß im neuen Prozeß geprüft werden, ob das 
Widerſpruchsrecht auf das Verhalten des klagenden Ehegat⸗ 
ten nach Rechtskraft des Vorprozeſſes geſtützt werden kann. 
Damit taucht faſt immer die ſehr ſchwierige und zur be- 
ſonderen Borficht in der Beurteilung mahnende Frage nach 
der Kauſalität der Zerrüttung auf. Es kommt hierbei 
weſentlich darauf an, ob die objektive Zerrüttung ſchon bei 
der Rechtskraft des Vorprozeßurteils feſtſtand und nur das 
Verſchulden verneint iſt, oder ob das Vorprozeßurteil über⸗ 
haupt die Zerrüttung ſchon verneinen wollte. Die meiſten 
Vorprozeßurteile werden darüber keine Auskunft geben, 
weil nach dem bisherigen Eherecht die Frage der objek⸗ 
tiven Zerrüttung wenig intereſſierte und maßgebend allein 
die Berfehuldensfrage war. Iſt die Zerrüttung im Vor- 
prozeß bejaht und nur das Verſchulden verneint, wird ſich 
kaum die Kauſalität der Zerrüttung aus dem nachträglichen 
Verhalten des klagenden Ehegatten feſtſtellen laſſen, das 
Widerſpruchsrecht alſo meiſtens verſagt werden müſſen. 
Iſt, was häufiger der Fall ſein wird, im Vorprozeß ledig⸗ 
lich das Vorliegen eines Verſchuldens verneint, ſo muß 
die Kauſalität der Zerrüttung geprüft werden, und es kann 
ſehr wohl das Widerſpruchsrecht bejaht werden. Daß dabei 
Vorgänge aus der Zeit vor der Rechtskraft des Vorprozeß⸗ 
urteils unterſtützend herangezogen werden können, um die 
Frage der Kauſalität aufzuklären, iſt zweifellos, denn inſo⸗ 
weit ſteht der Prüfung dieſer Frage § 616 ZVO. nicht im 
Wege. 

2. Hat dagegen kein Vorprozeß geſchwebt, ſo iſt die 
Verſchuldensfrage nach den allgemeinen Regeln des 
Eheſcheidungsrechtes zu entſcheiden. Nach dem eindeu- 
tigen Wortlaut des Geſetzes iſt lediglich zu unterſuchen, 
ob der widerſprechende Ehegatte die Zerrüttung ganz 
oder überwiegend verſchuldet hat. Dabei hat das Ge⸗ 
richt alle Tatfahen zu berückſichtigen, ohne an pro- 
zeſſuale Vorſchriften gebunden zu ſein. 

Bezüglich der Frage der Kaufalität befinde ich mich in 
voller Uebereinſtimmung mit Danielcit dahin, daß 
ein Verſchulden des widerſprechenden Ehegatten auch dann 
den Widerſpruch zu Fall bringt, wenn die Ehe objektiv 
ſchon zerrüttet war, bevor der widerſprechende Ehegatte 
Verfehlungen beging. Eine Einſchränkung iſt allerdings 
dahin zu machen, daß, falls der klagende Ehegatte die Zer⸗ 
rüttung verſchuldet hat, nicht jede Mitſchuld des beklagten 
Ehegatten ausreicht, ſondern nur die überwiegende 
Mitſchuld. Dies Erfordernis ſtellt das Geſetz eindeutig auf. 

Die Verteilung der Behauptungs- und Beweislaft 
iſt bei der Frage des Widerſpruchsrechts inſofern ſehr 
einfach, als für alle Tatſachen, auf die das Wider⸗ 
ſpruchsrecht gegründet wird, dem widerſprechenden 
Ehegatten die Behauptungs⸗ und Beweislaſt obliegt. 

IV. 

Das Widerſpruchsrecht ift zu verſagen, 
wenn 1. die Würdigung des Weſens der Ehe und 2. das 
geſamte Verhalten der Ehegatten die Aufrechterhaltung 
der Ehe nach allgemeinen ethiſchen Anſchauungen ver⸗ 
bietet. Die Prüfung bei Verſagung des Widerſpruchs⸗ 
rechtes hat ſich alſo nach drei Richtungen zu erſtrecken, 
und zwar zwei rein objektiven (Weſen der Ehe und 
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ethiſche Anſchauungen) und nur einer ſubjektiven 
(Verhalten der Ehegatten). Dieſe ſtarke Betonung der 
objektiven Maßſtäbe ſoll offenſichtlich erreichen, daß 
die Ehe mehr als bisher als Angelegenheit des Volks⸗ 
ganzen und nicht nur als Privatangelegenheit zweier 
Ehepartner angeſehen wird. Die Ehe als kleinſte Ein⸗ 
heit des nationalſozialiſtiſchen Staates und die Fami⸗ 
lie als Baſis der Volksgemeinſchaft ſtehen im Border- 
grund. Der Richter ſoll endlich auch die Möglichkeit 
haben, die Ehe nicht nur unter dem Geſichtswinkel der 
beiden Ehepartner betrachten zu müſſen, ſondern in 
der Lage fein, den allgemeinen ethiſchen Gründen 
gegenüber den manchmal kleinlichen Wünſchen des Ein⸗ 
zelindividuums den Vorzug zu geben. 

So ſehr dieſe Vorſchrift als Fortentwicklung zu be⸗ 
grüßen ift, fo ſehr verführt die neue Richtung, über 
das Ziel hinauszugehen. Es handelt ſich bei $ 55 Abſ. 2, 
Satz 2, darum, ein Widerſpruchsrecht abzulehnen, das 
ſeine Grundlage und Berechtigung aus dem alleinigen 
oder überwiegenden Verſchulden des klagenden Ehegat⸗ 
ten herleitet. Dieſes Verſchulden des klagenden Ehegat⸗ 
ten ſtellt aber einen Verſtoß gegen das Weſen der Ehe 
und die ethiſche Anſchauung dar und verletzt zweifel⸗ 
los die Ehe als Grundlage des nationalſozialiſtiſchen 
Staates. Dieſer Ausgangspunkt darf bei der Betrad)- 
tung der Vorſchrift niemals vergeſſen werden, und die 
Vorſchrift darf nicht dazu mißbraucht werden, dieſen 
urſprünglichen Verſtoß des klagenden Ehegatten als 
unwichtig zu betrachten und über den Umweg angeb- 
licher Fortentwicklung nationalſozialiſtiſchen Gedanken 
gutes einen ſolchen Vorſtoß gegen die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Ehe zu rechtfertigen. Die Vorſchrift ſtellt nichts 
weiter als eine konſequente Fortentwicklung der Zu⸗ 
mutungsfrage dar, bei der neben der Zumutbarkeit 
gegenüber dem Einzelindioiduum die Zumutbarkeit 
gegenüber dem Weſen der Ehe als Teil des Volksgan⸗ 
zen zu prüfen iſt. Beſonders lehrreich ſind zu dieſer 
Betrachtung die Beiſpiele der amtlichen Begründung. 
Wenn der Ehemann, der fih einer anderen Frau zuge- 
wandt und damit die Trennung ſeiner Ehe verſchuldet 
hat, ſich von ſeinem Tun abwendet und alles zur Wie⸗ 
derherſtellung der Ehe veranlaßt, die Frau aber uner⸗ 
bittlich die Wiederherſtellung der Ehe ablehnt, kann 
ihr das Widerſpruchsrecht verſagt werden. Durch das 
ſpätere Verhalten des Ehemannes, nämlich feine auf- 
richtige tätige Reue, und die hartnäckige Weigerung der 
Ehefrau auf der anderen Seite trotz dieſer Reue wird 
die Fortſetzung der Ehe nach ihrem Weſen und nach 
allgemeinen ethiſchen Grundſätzen nicht mehr zumut⸗ 
bar. Das Widerſpruchsrecht, das ſich rein formal auf 
die urſprüngliche Verfehlung des klagenden Ehegatten 
ſtützt, muß infolge ſeines eigenen Verhaltens, des Ver⸗ 
haltens der Ehefrau und unter Würdigung der objet- 
tiven Geſichtspunkte verſagt werden. Der Verſtoß des 
Ehemannes gegen ſeine Ehe wird geheilt durch den viel 
ſchwerwiegenderen Verſtoß der Ehefrau gegen das 
Weſen der Ehe, wenn fie womöglich aus eigenfüchtigen 
Gründen eine Formalehe weiterführen will, die dem 
nationalſozialiſtiſchen Gedanken widerſpricht. Dagegen 
iſt das Widerſpruchsrecht ohne weiteres gegeben, wenn 
der Ehegatte die tätige Reue nicht gezeigt und vielleicht 
ſogar die Eheverfehlungen noch fortgeſetzt hat. Dann 
wiegt ſein Vergehen gegen das Weſen der Ehe und die 
allgemeinen ſittlichen Anſchauungen ſo ſchwer, daß 
Abſ. 2, Satz 2, nicht angewendet werden kann, auch 
wenn die Ehefrau nur aus mehr oder minder formalen 
Geſichtspunkten die Ehe fortſetzen will. Beide Beiſpiele 
zeigen deutlich, daß das Primäre und der Ausgangs- 
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punkt der Berftoß des klagenden Ehegatten gegen die 
Ehe iſt, der nicht überſehen werden darf. Die Beiſpiele 
der amtlichen Begründung laffen fid noch weiter tort- 
entwickeln. So nützt umgekehrt die tätige Reue des 
klagenden Ehegatten nichts, wenn trotzdem ſein Ver⸗ 
ſtoß gegen das Weſen der Ehe ſo ſchwer wiegt, daß 
die Auflöſung der Ehefrau nicht zumutbar ift. Hat 
z. B. der klagende Ehemann ſich einer anderen Frau 
zugewandt und dabei ſich in volle wirtſchaftliche Ab⸗ 
hängigkeit von ihr begeben, ſo nützt die tätige Reue 
dann nichts, wenn die wirtſchaftliche Abhängigkeit noch 
fortbeſteht und nicht mehr geändert werden kann. Hier 
wird durch die Folgeerſcheinungen der Verſtoß gegen 
das Weſen der Ehe fo ſchwerwiegend, daß eine Ber- 
ſagung des Widerſpruchs nicht zumutbar iſt. 

Dieſe Gedanken berüdfihtigt Danteleik a. a. O. nicht 
genügend. Es mag Schon richtig fein, daß es faſt unmöglich 
ift, für $ 55 Abſ. 2 Satz 2 Eheb. eine erſchöpfende ſyſte⸗ 
matiſche Darſtellung zu geben. Das iſt aber bei der Zu⸗ 
mutungsfrage im alten Eheſcheidungsrecht genau ſo. Dem⸗ 
nach ift es aber auch genau jo ſchwierig, einzelne Tat- 
beftandsgruppen aufzuſtellen. Bei der Aufſtellung der Tat- 
beſtandsgruppen berückſichtigt aber weiter Danieleik nicht 
genügend, daß die Verſagung des Widerſpruchsrechtes nicht 
von der einen oder anderen der dort angegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen abhängig ift, ſondern daß alle drei oben ange⸗ 
führten Vorausſetzungen vorhanden ſein müſſen. In Wirk⸗ 
lichkeit überſchneiden fich deshalb die von Danielcik gege⸗ 
benen Tatbeſtandsgruppen und ſind nicht ſo voneinander 
zu trennen. Es fällt daher auf, daß z. B. die Tatbeſtands⸗ 
gruppe la nur die beiden objektiven Erforderniſſe berück- 
ſichtigt und nicht auch das ſubjektive, nämlich das Geſamt— 
verhalten der beiden Ehegatten. Letzteres wird wieder bei 
der Gruppe 2 u behondelt. 

Trotzdem iſt die Zuſammenfaſſung in die einzelnen 
Tatbeſtandsgruppen (beſſer geſagt, Herausſtellung von 
Einzelgrundſätzen, die zweifellos jeder für ſich betrachtet 
durchaus zutreffend und überſichtlich find) fehe ver⸗ 
dienſtvoll. Denn es braucht nur darauf hingewieſen zu 
werden, daß die Grundſätze la—e die objektiven Bor- 
ausſetzungen behandeln und die Grundſätze 2a und b 
die ſubjektiven Vorausſetzungen. Beide Gruppen von 
Grundſätzen müffen zuſammentreffen, um die Verſa⸗ 
gung des Widerſpruchsrechtes begründen zu können. Es 
ift ſelbſtverſtändlich, daß die Kombination durchaus ver- 
ſchieden ſein kann. Damit iſt aber zugleich darauf hin⸗ 
gewiefen, wie mannigfaltig die Vorſchrift des Abſ. 2 
Satz 2 ſich in der Praxis auswirkt, denn allein ſchon die 
von Danieleik herausgeſtellten Grundſätze geben feds 
verſchiedene Kombinationsmöglichkeiten. 

Es würde zu weit führen, auf jedes einzelne dazu 
angeführte Beiſpiel näher einzugehen. Es darf aber 


vielleicht darauf hingemwiefen werden, daß die Beifpiele 
nicht genügend den Umſtand berückſichtigen, daß das 
Geſetz die oben erwähnten 3 Vorausſetzungen zuſam⸗ 
men erfordert und nicht wahlweife zuläßt. Weiter wird 
bei den meiſten Beiſpielen nicht genügend der Tatſache 
Rechnung getragen, daß, wie oben ausgeführt, Aus⸗ 
gangspunkt das Allein- oder überwiegende Verſchulden 
des klagenden Ehegatten iſt, daß der Kläger der Rechts⸗ 
brecher iſt, der zuerſt gegen das Weſen der Ehe als 
Keimzelle des Staates verſtoßen hat. Deshalb ſteht 
auch das zu la angeführte Beifpiel im gewiſſen Wider- 
ſpruch zu dem Beiſpiel der amtlichen Begründung. 
Der Ehemann, der ſich einer anderen Frau zugewandt 
hat und bei ihr noch heute bleibt, hat damit ſich gegen 
das Weſen der Ehe vergangen. Die Folgen dieſes 
Rechtsbruchs hat ſowohl er als auch die „illegitime 
Ehefrau“ zu tragen, weil beide gemeinſchaftlich gegen 
das Weſen der Ehe verſtoßen haben. Dieſes Ergebnis 
entſpricht auch den allgemeinen ſittlichen Anſchauun⸗ 
gen, während es dem Weſen der Ehe und der ethiſchen 
Anſchauung widerſprechen würde, die legitime Ehefrau 
die Folgen dieſer Handlungsweiſe tragen zu laſſen. 

In prozeſſualer Hinſicht bedeutet der Abſ. 2 Satz 2 
keine Beſonderheit. Es müſſen grundſätzlich die gleichen 
Erwägungen wie oben zu III ausgeführt gelten. Hat 
ein „Vorprozeß“ zwiſchen den Parteien geſchwebt, dir- 
fen ſolche Tatſachen, die vor Rechtskraft des Vorpro⸗ 
zeßurteils liegen, für die Frage der Verſagung des 
Widerſpruchsrechtes nicht ohne weiteres berückſichtigt 
werden, jedenfalls nicht für die Feſtſtellung eines Ver⸗ 
ſchuldens, ſondern höchſtens für die Feſtſtellung der 
Kauſalität. Hat dagegen kein Vorprozeß ſtattgefunden, 
ift das Gericht bei der Prüfung des tatſächlichen Vor- 
bringens völlig freigeſtellt. 

Bezüglich der Beweislaſt iſt die Frage ebenſo einfach 
zu entſcheiden. Der klagende Ehegatte muß alle Tat⸗ 
ſachen, die das Widerſpruchsrecht ausſchließen ſollen, 
beweiſen. 

Zum Schluß darf darauf hingewieſen werden, daß 
die Bedeutung des § 55 Ehc®. und die Fülle feiner 
Anwendungsmöglichkeiten noch längſt nicht ausge⸗ 
ſchöpft ift. Das praktiſche Leben mit ſeiner Vielgeſtal⸗ 
tigkeit wird den Richter und den Anwalt täglich vor 
neue Zweifelsfragen ſtellen. So groß die Bedeutung 
dieſer Vorſchrift iſt, ſo liegt dieſe Bedeutung auf ande⸗ 
rem Gebiet, als urſprünglich in Laienkreiſen gedacht iſt. 
Sie ift beſtimmt kein Freibrief für ungetreue und ver- 
antwortungsloſe Ehegatten. Das Hauptgewicht der 
Vorſchrift liegt auch nicht in der „Scheidung ohne Ber- 
ſchulden“, ſondern durchaus in der „Scheidung aus 
Verſchulden“. 


Rechtspolitik in der Praxis 


Iſt die khe⸗fjerſtellungsklage gegenſtandslos 
geworden? 


Die Neuregelung des Eherechts durch das Geſetz vom 
6. Juli 1938 hat die Frage auftauchen laſſen, ob Klagen 
auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft gegenſtandslos 
geworden ſind und daher des Rechtsſchutzes entbehren. 
Der Gedankengang iſt dabei meiſt folgender: Die Her⸗ 
ſtellungsklage diente bislang der Vorbereitung der Schei⸗ 
dungsklage aus & 1567 II Ziff. 1 BGB. wegen „böslichen 
Verlaſſens“. Dieſe Sonderregelung hat das Ehegeſezz 


fallen gelaſſen und ſtatt deſſen den allgemeinen § 49 (evtl. 


§ 55) — „andere Eheverfehlungen“ — gegeben, jo daß alſo 
ſofort auf Scheidung geklagt werden kann, ohne daß es des 
Umwegs über eine „Herſtellungs“ Klage bedürfte. 

Dieſer in der Praxis zur Zeit häufig feſtzuſtellende 
Gedankengang iſt jedoch in doppelter Hinſicht anfechtbar, 
ganz abgeſehen davon, daß die Herſtellungsklage auch 
weiterhin Beſtandteil der 88 607 ff. ZPO. nach der durch 
die VO. vom 27. Juli 1938 (88 31 ff.) erfolgten Neu 
faſſung geblieben iſt. 


Eine Herſtellungsklage aus 8 1353 BCB. ift zunächſt 
einmal nicht auf den Fall des böslichen Verlaſſens 
beſchränkt, was häufig überſehen wird. Sie umfaßt viel- 
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mehr den ſehr viel weiteren Spielraum der „ehelichen 
Lebensgemeinſchaft“. Sie kann alſo nicht nur auf Her⸗ 
ſtellung eines beſtimmten räumlichen Verhältniſſes (häus⸗ 
liche Gemeinſchaft) gerichtet werden, ſondern ebenſo gut 
auf Erfüllung irgendeiner der vielen aus der Ehegemein⸗ 
ſchaft ſich ergebenden Pflichten, wie Arbeitsleiſtung, 
Taſchengeld, Namensführung, Auskunft über Erkrankung 
u. a. m. Schon hieraus ergibt fich, daß die „Herſtellungs⸗ 
klage“ ſo ſchlechthin keineswegs gegenſtandslos und damit 
entbehrlich geworden iſt. 

Die Gegenmeinung überſieht aber auch weiterhin, daß 
die Herſtellungsklage früher zwar oft nur als notwendiges 
Uebel angeſehen wurde und tatſächlich in vielen Fällen 
nichts anderes als eine Vorſtufe für die von Anbeginn 
beabſichtigte Scheidungsklage war, daß ſie dies aber nach 
dem Willen des Geſetzes keineswegs fein ſollte. 
Denn die Herſtellungsklage ſetzte ſchon immer die ehrliche 
Abſicht voraus, die Ehe auch wirklich „wieder herſtellen“ 
zu wollen. Daß ſich die gerichtliche Praxis darüber 
hinweggeſetzt und mitunter mehr als ein Auge zugedrückt 
hat, hatte ſeinen ganz einfachen Grund darin, daß der 
Scheidungsgrund des § 1567 II Ziff. 2 BGB. (bösliches 
Fernbleiben und unbekannter oder Auslandsaufenthalt) 
faſt nie in Frage kam und man bei Schuldlofigfeit des ver- 
weigernden Ehegatten im übrigen auf den recht konſtruk⸗ 
tiven und von der Rechtſprechung faſt ungangbar gemachten 
Umweg über § 1568 BGB. angewieſen war. Die übliche 
Handhabung des § 1567 BGB. war alfo in der Tat zwar 
einfacher und bequemer, widerſprach aber nichtsdeſtoweniger 
dem ausgeſprochenen Willen des Geſetzes. Sie findet ihre 
Rechtfertigung lediglich in dem erft durch das neue Ehez 
geſetz wirkſam geförderten Beſtreben, ſinnlos gewordene 
Ehen möglichſt raſch und ohne große und gekünſtelte 
„Schuld“erörterungen zu trennen. 

Das Ehegeſetz hat nun, wie ſchon erwähnt, das „bösliche 
Verlaſſen“ als ſelbſtändigen Scheidungsgrund aufgegeben 
und verweiſt auf die Scheidung wegen „ſchwerer Ehever- 
fehlung“. Will alfo der Kläger wegen böslichen Ber- 
laſſens auf Scheidung klagen, fo kann er dies ohne Um- 
ſchweife über § 49 Ehegeſ. tun. Darf man ihn aber gegen 
ſeinen Willen zwingen, dies zu tun, wenn er tatſächlich 
und ernſtlich die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft 
begehrt? Es kann hier nicht eingewandt werden: eine 
Herſtellungsklage fei doch ausſichtslos und auch nicht voll- 
ſtreckbar. Denn einmal war die Herſtellungsklage auch 
bisher nicht vollſtreckbar oder ſonſt ausſichtsvoller als heute 
und zum anderen gilt auch heute noch hinſichtlich ebe- 
freundlicher Tatſachen die Offizialmaxime, d. h.: der Richter 
hat von ſich aus auf eine Erhaltung der Ehe in jedem 
Stande des Verfahrens hinzuwirken! Wie könnte er alſo 
etwa einem Antragſteller das Armenrecht ausgerechnet für 
eine Herſtellungsklage „mangels Rechtsſchutzintereſſes“ ver⸗ 
weigern?! Gerade heute, wo die Herſtellungsklage gar 
nicht mehr als Vorbereitung der Scheidungsklage in Frage 
kommen kann, muß ſie ſchon ernſt gemeint und daher auch 
zuläſſig fein. Wenn fih allerdings im Armenrechtsver⸗ 
fahren herausſtellt, daß an eine Wiederherſtellung einer 
dem Weſen der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft 
wirklich nicht zu denken iſt, dann kann eine Zurückweiſung 
des Armenrechtsgeſuchs „wegen Ausſichtsloſigkeit“ mög⸗ 
licherweiſe berechtigt fein, niemals aber „mangels Rechts- 
ſchutzintereſſes“ ſchlechthin. 

Aber auch noch aus einem anderen Grunde wiegt die 
Herſtellungsklage heute ſogar erheblich ſchwerer als früher. 
Während fih nach dem BGB. ein Ehegatte fein Leben lang 
unbehelligt alimentieren laſſen konnte, nur weil der 
andere Ehegatte vor Jahren einmal einen Scheidungs⸗ und 
damit Trennungsgrund gegeben hatte (übrigens ein ganz 
übles und keinesfalls notwendiges Ergebnis der Recht 
ſprechung!), ift dies nach dem Ehegeſetz nicht mehr möglich. 
Heute muß ein Ehegatte, falls er das eheliche Zufammen«- 
leben wegen einer Verfehlung des anderen Ehegatten nicht 
mehr für erträglich hält, die Folgerungen daraus ziehen 
und ſich ſcheiden laſſen; tut er das nicht, ſo verliert er nicht 
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nur — wie ſchon bisher — ſein Scheidungsrecht, ſondern 
darüber hinaus auch das Recht, die Herſtellung der ehe- 
lichen Gemeinſchaft verweigern zu dürfen (§ 1353 BGB. 
i. d. Faſſg. d. $ 83 Ehegeſ.). Weigert er ſich trotzdem, fo 
gibt er ſeinerſeits dem anderen einen Scheidungsgrund 
aus 8 49 Ehegeſ. 

Hierdurch wird die Möglichkeit, auf Herſtellung klagen 
zu können, noch ganz erheblich erweitert. Wenn alſo der 
Geſetzgeber jagt: wer nicht geſchieden fein will, muß her- 
ſtellen, dann kann man doch wirklich nicht davon ſprechen, 
daß die Herſtellungsklage „gegenſtandslos geworden“ ſei. 
Im Gegenteil kann, wie ſchon hervorgehoben, heute an der 
Ernſtlichkeit des Herſtellungswillens kaum noch gezweifelt 
werden, und der Gegner muß ſchon mit „akuten“ Schei⸗ 
dungsgründen aufwarten können, um einer Verurteilung 
zu entgehen. Die Bedeutung des Herſtellungsurteils liegt 
zudem nicht nur in der gerichtlichen Feſtſtellung, daß der 
Beklagte keinen Grund habe, vom Kläger getrennt zu 
leben, ſondern auch z. B. in ſeinen Auswirkungen auf 
einen etwaigen Unterhaltsanſpruch. Davon abgeſehen, gibt 
die grundloſe Weigerung, wie eben ſchon hervorgehoben, 
einen ſelbſtändigen Scheidungsanſpruch des Herſtellungs⸗ 
klägers. 

Eine Herſtellungsklage kann alſo gerade nach heutigem 
Recht ihren guten Zweck und damit ihr unbezweifelbares 
Rechtsſchutzbedürfnis haben. Keinesfalls aber darf ein 
Herſtellungswilliger auf den Scheidungsweg „verwieſen“ 
werden. 

Landgerichtsrat Dr. Bergenroth, Osnabrück 
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Hechtskräftiges Unrecht? 


Der Angeklagte A. hatte ſich vor dem Schöffengericht we⸗ 
gen ſchwerer Urkundenfälſchung zu verantworten. Die Tat 
wurde am 30. April 1938 begangen; fie fällt mithin zeitlich 
in den vom Straffreiheitsgeſetz vom 30. April 1938 
(RG Bl. J, 433) erfaßten Bereich. Das Schöffengericht ver— 
urteilte den Angeklagten wegen einfacher Urkundenfälſchung 
zu einer Gefängnisſtrafe von einer Woche. Da hiergegen 
von keiner Seite ein Rechtsmittel eingelegt wird, wird 
nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt die Rechtskraft beſcheinigt. 
Erft bei der Vorlage der Akten zum Zwecke der Strafvoll⸗ 
ſtreckung wird feſtgeſtellt, daß die Straftat angeſichts der 
Höhe der verhängten Strafe unter das Straffreiheitsgeſetz 
fällt und das Verfahren daher einzuſtellen geweſen wäre 
(81 Abſ. 2 Straffreihceſ.). Wie iſt zu verfahren, um das 
fragliche Urteil und ſeine ihm beſcheinigte „Rechtskraft“ zu 
beſeitigen? 


Dieſe — bei jeder Amneſtie immer wieder auftretende 
und damit grundſätzliche — Frage, beantwortet 


OL GGRat Karl Schäfer in feinem zum Straffreiheits⸗ 
geſetz vom 30. April 1938 herausgegebenen Erläuterungs⸗ 
buch dahin, daß ein in Nichtbeachtung einer Amneftie er- 
laſſenes Urteil nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt nur noch 
im Wege der Gnade aus der Welt geſchafft werden 
könne. Ich vermag dieſer Auffaſſung nicht beizupflichten. 
Der aufgezeigte Weg ſcheint mir das Rechtsgefühl um ſo 
weniger zu befriedigen, als gerade im letzten Gtraffreiheits- 
geſetz ($ 1 der II. DO.) die Auffaſſung des nationaljozia- 
liſtiſchen Staates von der Ehre des einzelnen Volksgenoſſen 
im Rahmen der Volksgemeinſchaft in der Zubilligung eines 
Antragsrechts zur Fortſetzung des Verfahrens für den Be” 
ſchuldigten ſeinen geſetzlichen Niederſchlag gefunden hat. 
Der damit zum Durchbruch gekommene Grundſatz erſcheint 
ſo wichtig, daß er bei der Entſcheidung auch ſonſtiger 
amneſtierechtlichen Fragen Beachtung verlangen darf. Seine 
Anwendung auf die eingangs aufgeworfene Frage, wie 
Urteile zu behandeln ſind, die in Nichtbeachtung eines 
Straffreiheitsgeſetzes ergangen ſind, ergibt folgendes: 

Jedes eine Niederſchlagung von Strafverfahren anord- 
nende Straffreiheitsgeſetz bedeutet, wie Schäfer ſelbſt in 
der Vorbemerkung zu feinen Erläuterungen (S. 11) feft- 
ſtellt, „grundſätzlich ein Verbot des Geſetzgebers, jemanden 


wegen einer noch nicht rechtskräftig abgeurteilten Straf- 
lat zu verfolgen oder — wenn ein Strafverfahren ſchon 
anhängig war — weiter zu verfolgen“. 

Bei der Unterſuchung derjenigen Urteile, die in Nicht⸗ 
beachtung einer Amneſtie ergangen ſind, unterſcheidet 
Schäfer zwei Gruppen: Zunächſt diejenigen Urteile, die, 
meiſt unmittelbar nach Verkündung einer Amneſtie, in 
deren un verſchuldeter Unkenntnis erlaſſen worden ſind. 
Solchen Entſcheidungen ſpricht er unter Bezugnahme auf 


das in JW. 1936, S. 2713, veröffentlichte Reichsgerichts 


urteil rechtliche Wirkſamkeit ab (S. 73 a. a. O.). 

Urteile hingegen, die ergangen find, obwohl das erken⸗ 
nende Gericht bei entſprechender Sorgfalt in Anwendung 
eines Straffreiheitsgeſetzes zur Einſtellung des Verfahrens 
hätte kommen müſſen, glaubt Schäfer rechtlich anders be- 
handeln zu ſollen. Er weiſt darauf hin, daß ſie an keinem 
ſchwereren Mangel litten als etwa Urteile, die z. B. trotz 
fehlenden Strafantrags ergangen ſind. Ich halte dieſen 
Hinweis und Vergleich nicht für ſonderlich überzeugend. 
Die von Schäfer herangezogenen Beiſpiele betreffen 
ſämtlich Fälle, wie ſie im regelmäßigen Rechtsgang immer 
wieder denkbar find. Der Erlaß eines Straf- 
freiheitsgefeßes aber bedeutet Ausnahme 
von der Regel, Einbruch in den regelrechten 
Verfahrensgang und damit cine fo tief einjchnei- 
dende und durchgreifende Umwälzung, daß er auch in 
feinen weitgehenden Folgerungen als Ausnahme: 
erſcheinung behandelt zu werden verdient. Iſt nach dem 
Willen des Geſetzgebers ein an ſich ſtrafbarer Tatbeſtand 
infolge Niederſchlagung nicht mehr geeignet, Rechtswirkun⸗ 
gen im Sinne einer Verurteilung zu äußern, ſo iſt jedes 
dennoch ergehende Urteil nicht mehr als eine hohle Form, 
die nicht mit der Konſtruktion einer nur formalen Rechts- 
kraft aufrechterhalten zu werden verdient. Der etwaige Ein⸗ 
wand, daß dieſe Auffaſſung zu einer gewiſſen Rechts⸗ 
unſicherheit führen müßte, überſieht, daß Ehre und Wohl 
eines Volksgenoſſen mit dieſem fehlerhaften Urteilsſpruch 
verquickt ſind. Er beachtet ferner nicht, daß gerade mit 
ſolchem Mangel behaftete Urteile infolge 
ihres Formaldaſeins und der damit gegebenen Möglichkeit 
ihrer Vollſtreckung und ihrer Mitteilung ins Strafregiſter 
die Rechtsſicherheit — nicht nur theoretiſch — 
ganz erheblich gefährden. 

Ferner iſt nicht recht einzuſehen, weshalb bei der ſchon 
gekennzeichneten Unterſcheidung auf das durchaus ſubjektive 
Moment eines Verſchuldens abgeſtellt werden ſoll. Würde 
fih doch diefe Auffaſſung gerade dahin — jeglichem Rechts- 
empfinden zuwider — auswirken, daß bei Urteilen, die in 
ſchul d hafter (nämlich verſehentlich⸗fahrläſſiger) Nicht 
beachtung einer Amneſtie, alſo eines nicht vom 
Angeklagten zu vertretenden Umſtandes, ergangen ſind, 
zu dem Formalunrecht des Urteilsſpruches die 
Folge und der Rechtsſchein der Beſtrafung hinzutritt 
und damit der Betroffene zunächſt einmal — ſei es auch 
vorübergehend — belaſtet wird. Die Verhütung der⸗ 
artiger Folgen muß aber m. E. gerade bei ſolchen 
Urteilen für das Gericht, das nachträglich erkennt, die 
Anwendung der Amneſtie überſehen zu haben, vor ⸗ 
nehmſte Pflicht ſein. Dieſe Pflicht darf nicht auf die 
Gnadeninſtanz abgewälzt werden, ſolange die gleiche Ver- 
fahrensordnung, in deren Anwendung das fehlerhafte 
Urteil geſprochen wurde, noch Mittel und Wege zu feiner 
Beſeitigung aufzeigt. 

Nicht zuletzt aber widerſtrebt es dem heute durchgeſetzten 
Ehrbegriff der nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft, daß 
ein Volksgenoſſe, der durch den Spruch des Geſetzgebers ein 
Anrecht auf Straffreiheit erworben hat, ſich dieſen unab⸗ 
dingbaren Anſpruch erſt auf dem Wege der umſtändlichen 
Einzelbegnadigung beſcheinigen laſſen ſoll. Wobei noch zu 
bemerken iſt, daß eine derartige „Begnadigung“ letzten 
Endes doch nur in der Anwendung des bereits erlaſſenen 
Straffreiheitsgeſetzes auf dieſen Einzelfall beſtehen könnte. 

Die Löſung des Problems ergibt fih jedoch ohne 
Zwang bei folgerichtiger Durchführung des 


ſchon eingangs näher umſchriebenen Riederſchla— 
gungsgebots von ſelbſt: Ein unter Nichtbeachtung der 
Amneſtie ergangenes Urteil mag zwar der äußeren Form 
nach nicht mehr aus der Welt zu ſchaffen ſein; es vermag 
aber niemals rechtskräftig zu werden. Faßt man den 
Begriff der Rechtskraft nach ihrem Weſensinhalt 
dahin, daß ſie die vom Geſetzgeber einem Richterſpruch ver⸗ 
liehene Fähigkeit iſt, Rechtswirkungen zu 
äußern, ſo ergibt ſich, daß der Erlaß eines Straf— 
freiheitsgeſetzes nur als ein abſolutes Re chtskraft⸗ 
verbot des Geſetzgebers ausgelegt werden tann. 
Die Konſtruktion der „formellen Rechtskraft“ fällt angeſichts 
des eindeutigen geſetzgeberiſchen Verbots der Rechtskraft⸗ 
wirkung in ſich zuſammen. Es kann nicht angenommen 
werden, daß ein in Nichtachtung des Willens des Geſetz⸗ 
gebers zuſtande gekommenes Urteil gegen dieſe Anord- 
nung „formell“ rechtskräftig werden ſollte. 

Setzt man an dieſer Stelle den Hebel an, ſo bedarf es 
keiner Erörterung darüber, ob derartige Urteile „unheilbar 
nichtig“ und damit überhaupt nicht beſtehend ſind (der 
amneſtiewidrige Urteilsſpruch ſelbſt kann auch durch die 
nachträgliche Konſtruktion — beſſer: Fiktion — ſeiner 
„Nichtigkeit“ zwar gedanklich, nicht aber (und darauf kommt 
es an!) tatſächlich aus der Welt geſchafft werden! Das 
fehlerhafte Urteil vermag trotz äußeren Beſtehenbleibens 
keinerlei Rechts wirkungen, die ja nicht nur „formelle“ 
Rechtskraft vorausſetzen, zu äußern, was die (von Schä⸗ 
fer) zitierte gelegentliche Bemerkung des Reichsgerichts, das 
Urteil habe „ins Leere getroffen“, m. E. ebenſo anſchaulich 
wie zutreffend wiedergibt. Die Erteilung einer Rechtskraft⸗ 
und Vollſtreckbarkeitsbeſcheinigung iſt daher infolge Fehlens 
jeglicher Rechtswirkung unzuläſſig; damit find weitere 
Rechtskraftwirkungen (Eintragung ins Strafregiſter uſw.) 
ausgeſchaltet. 

Iſt verſehentlich die Rechtskraftbeſcheinigung erteilt wor- 
den — meiſt pflegt ja ein Fehler nie allein zu bleiben —, 
ſo iſt ſofortige Abhilfe im Wege von „Einwendungen gegen 
die Zuläſſigkeit der Strafvollſtreckung“ (S8 458/460 StPO.) 
möglich und geboten. Eine etwa [don bewirkte Straf- 
regiſtereintragung kommt mit dem alsdann ergehenden 
Gerichtsbeſchluß der Unzuläſſigkeit der Rechtskraftbeſcheini⸗ 
gung im Wege der Berichtigung in Wegfall. Der Weg 
der Einzelbegnadigung erübrigt ſich. Er 
ſoll ſeinem Zwecke nach als Ausnahmeerſcheinung des 
Rechtslebens nur dann beſchritten werden, wenn die Rechts⸗ 
ordnung im Mechanismus des ordentlichen Verfah⸗ 
rens ſelbſt keinerlei Hilfsmittel mehr zu bieten vermag. 


Ich faſſe zuſammen: 

1. Jede durch Straffreiheitsgeſetzangeord⸗ 
nete Niederſchlagung enthält ein abſo⸗ 
lutes Rechtskraftverbot. Urteile, die in Un⸗ 
kenntnis oder Nichtbeachtung der Niederſchlagung er⸗ 
gangen ſind, können keine Rechtskraftbeſcheinigung er⸗ 
halten. 

2. Ift einem durch Nichtbeachtung der Niederſchlagung 
fehlerhaften Urteil dennoch die Rechtskraftbeſcheinigung 
erteilt worden, ſo iſt der Weg des ordentlichen Ber- 
fahrens (durch Antragſtellung und Beſchluß⸗ 
faſſung aus 88 458/460 StPO.) zu be- 
ſchreiten. Dr. Graehl, Staatsanwalt 


Pa 
** 


Beſchuldigter oder Zeuge? 


Wohl bei keinem ſtrafrechtlichen Tatbeſtand tritt die 
Beſſerſtellung des Anzeigers im Strafverfahren gegen den 
anderen Verkehrsteilnehmer, der als der Schuldige hin⸗ 
geſtellt wird, deutlicher in Erſcheinung, als gerade in den 
Fällen der Zuwiderhandlung gegen die Reichsſtraßen⸗ 
verkehrsordnung und das Kraftfahrzeuggeſetz. 

Der Anzeigenerſtatter — mag er noch ſo unerfahren und 
ſchlecht bewandert in den Verkehrsvorſchriften ſein — ſchil⸗ 
dert naturgemäß den Vorgang in ſeinem Sinne, nach ſeinen 
Eindrücken und Empfindungen, nach ſeiner ſubjektiven 
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Auffaſſung; er beeinflußt durch die ſubjektive Färbung von 
vornherein die Polizeiorgane und zweifellos auch damit 
die Ankiagebehörde. 

Dieſe Beeinfluſſung wirkt ſich notwendigerweiſe zum 
Nachteil des angeblichen Verkehrsfünders aus, fie kann den 
mit der Strafverfolgung betrauten Beamten voreinge⸗ 
nommen machen und ſo das objektive Tatbeſtandsbild 
„a priori“ verändern. 

Lehrt ſchon die beinahe alltägliche Erfahrung, daß in 
Fällen dieſer Art die Ausſagen der Zeugen, je nachdem 
ſie Fahrgäſte des einen oder des anderen Fahrzeugführers 
waren, vielfach einander gegenüberſtehen, ſo kann die 
gleiche Beobachtung hinſichtlich der Angaben des Anzeigers 
und des Angezeigten nicht wundernehmen. 

Von Anfang an iſt daher darauf Bedacht zu nehmen, daß 
nur gegen denjenigen die Anzeigenerſtattung ſeitens der 
Polizeiorgane erfolgt, der der Tat auch wirklich verdächtig 
ift; denn nur bei Vorliegen zureichender tatſächlicher An- 
haltspunkte iſt die Strafeinſchreitung gerechtfertigt und 
geboten. Der Umſtand, daß 4 den B angezeigt hat, darf 
ſohin nie und nimmer dazu führen, in dem Anzeiger ein⸗ 
fach den Zeugen und in B den Beſchuldigten zu erblicken. 
Mit peinlichſter Sorgfalt ſollen die für die Strafver⸗ 
folgung tätigen Organe bei Verfehlungen gerade gegen die 
Verkehrs vorſchriften beſtrebt fein, den wahren Sachverhalt 


von Anfang an zu klären, um ſo das Strafverfahren nur 
gegen den tatſächlich der Tat Verdächtigen einzuleiten. 

Zur Erreichung dieſes Zweckes wird es häufig veranlaßt 
ſein, Zeugen am Tatorte gleich zu vernehmen, unter Um⸗ 
ſtänden einen Sachverſtändigen beizuziehen, die Unfallſtelle 
im Lichtbilde feſtzuhalten und durch entſprechende Mar- 
kierungen die Spuren der Tat ins rechte Licht zu ſetzen. 
Das zuverläſſigſte, um nicht zu fagen abſolut ſichere Be- 
weismittel iſt die Lichtbildaufnahme am Tatorte, die nicht 
eindringlich genug den Strafverfolgungsorganen emp- 
fohlen werden kann. 

Wird in der hier angedeuteten Weiſe das Gtrafver- 
fahren vorbereitet, ſo iſt zu einem gut Teil die Gewähr 
dafür geſchaffen, daß nicht erſt in der Gerichtsverhandlung 
klargeſtellt werden muß, wer denn überhaupt auf die An- 
klagebank gehört. Bis zu dieſem Zeitpunkt kann aber die 
Strafverfolgung gegen den Täter wegen der kurzen Ber- 
jährungsfriſt bei Uebertretungen ſchon verjährt ſein. Der 
in Wahrheit Schuldige entgeht daher der Beſtrafung, ein 
Ergebnis, das abegeſehen von der finanziellen Auswirkung 
auf die Reichskaſſe, die mit den Verfahrenskoſten bei Freir 
ſprechung belaſtet werden muß, keineswegs befriedigt, das 
aber in vielen Fällen durch die aufgezeigte Sachbehandlung 
vermeidbar iſt, womit der Rechtspflege nur gedient ſein 
kann. 

Amtsgerichtsrat Donaubauer, Altötting (Ob.⸗Bay.) 


Blick in die Zeit 


Neues italienifches Verfaſſungsrecht 


Die Kammer der Faſei und Korporationen 

Im Dezember 1938 endete die 29. Legislaturperiode der 
italieniſchen Deputiertenkammer. Es war ihre letzte, ſie 
wird nicht wieder zuſammentreten; denn feit der Oktober⸗ 
tagung 1938 des Großen Faſchiſtiſchen Rates ſteht feſt, daß 
fie durch die Kammer der Faſei und Korporationen erſetzt 
werden wird. 

Dieſer Beſchluß des Großen Faſchiſtiſchen Rates ift eine 
der wichtigſten Entſcheidungen für den allmählichen Umbau 
des italieniſchen Staates nach faſchiſtiſchen Grundfäßen. In 
Italien gilt trotz der faſchiſtiſchen Revolution auch heute 
noch die von Karl Albert von Sardinien-Piemont im 
Jahre 1848 oktroyierte Verfaſſung, die nach der Einigung 
Italiens auf das ganze Königreich ausgedehnt wurde. Das 
neue faſchiſtiſche Staatsrecht entwickelte ſich ohne formelle 
Aenderungen der Verfaſſung. Nur langſam, oft nach 
mehrfachen Verſuchen, wurde der durch die Machtergreifung 
des Faſchismus geſchaffene politiſche Zuſtand in neue recht⸗ 
liche Formen gebracht. Auch die Erſetzung der Deputierten⸗ 
kammer durch die Kammer der Faſei und Korporationen iſt 
das Ergebnis verſchiedener vorhergehender Experimente. 


Nach dem in der Verfaſſung verankerten Zweikammer⸗ 
ſyſtem kommen Geſetze dadurch zuſtande, daß ſie vom Senat 
und der Volksvertretung durch übereinſtimmenden Beſchluß 
angenommen und vom König ſanktioniert, ausgefertigt 
und in der „Gazzetta Ufficiale“ verkündet werden. Die 
faſchiſtiſchen Reformgeſetze verſtärkten die Stellung des 
Regierungschefs bei der Geſetzgebung, gaben der Re⸗ 
gierung in begrenztem Umfang ein ſelbſtändiges Geſetz⸗ 
gebungsrecht und ſchalteten für wichtige Geſetze den Gro- 
ßen Faſchiſtiſchen Rat als beratendes Organ ein. Der Senat 
blieb davon im weſentlichen unberührt, da ſeine Einrichtung 
mit der faſchiſtiſchen Auffaſſung vom autoritären Staat in 
Einklang ſteht. Die Mitglieder des Senats werden auf 
Vorſchlag des Regierungschefs vom König auf Lebenszeit 
ernannt. Als Senatoren kommen freilich nur die Inhaber 
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beftimmter Aemter und Würden in Betracht. Ihre Zahl, 
die geſetzlich nicht feſtgelegt iſt, beträgt zur Zeit etwa 450. 
Die Deputiertenkammer, die aus allgemeinen Wahlen Her- 
vorging, wurde nach mehreren Aenderungen der Wahl- 
geſetze zuletzt auf folgende Weiſe gebildet: Den Wählern 
wurde eine Einheitsliſte des Großen Faſchiſtiſchen Rates 
zur Abſtimmung vorgelegt. Der Große Faſchiſtiſche Rat 
ſtellte die 400 Abgeordneten aus 800 Wahlvorſchlägen der 
Berufsverbände und aus 200 Vorſchlägen anderer, beſon⸗ 
ders zugelaſſener Körperſchaften und Organiſationen zu⸗ 
ſammen. Die Liſte konnte nur als Ganzes angenommen 
oder abgelehnt werden. Für den Fall der Ablehnung, der 
aber niemals eingetreten iſt, mußte ein Wahlverfahren mit 
verſchiedenen Liſten durchgeführt werden. 

Bereits ſeit längerer Zeit beſchäftigte ſich die italieniſche 
Oeffentlichkeit mit Plänen zur Abſchaffung der Deputierten⸗ 
kammer, die als überlebte Einrichtung innerhalb des totalen 
faſchiſtiſch⸗korporativen Staates empfunden wurde. Das, 
wenn auch abgeſchwächte, parlamentariſche Wahlſyſtem war 
eine Syſtemwidrigkeit. Zeitweilig wurde der Gedanke einer 
rein berufsſtändiſchen Volksvertretung viel diskutiert. Man 
iſt aber davon wieder abgekommen, weil man nicht nur die 
wirtſchaftlichen und ſozialen Organiſationen an der Geſetz⸗ 
gebung beteiligen, ſondern auch die in der faſchiſtiſchen 
Partei organiſierten politiſchen Kräfte einbeziehen wollte. 


Nach den richtungweiſenden Beſchlüſſen des Großen 
Faſchiſtiſchen Rates wird die Deputiertenkammer durch 
die Kammer der Faſci und Korporationen erſetzt. Wie 
ſchon der Name ſagt, werden die faſchiſtiſche Partei, die 
Hüterin des faſchiſtiſchen Geiſtes, und die Korporationen, 
die Zuſammenfaſſung der Produktivkräfte der Nation, die 
neue Kammer bilden. Der Nationalrat der faſchiſtiſchen 
Partei und der Nationalrat der Korporationen ſtellen die 
zukünftigen Mitglieder der neuen Kammer. Sie führen den 
Titel Nationalrat und haben nur ſo lange Sitz und Stimme, 
als ſie ihre Funktionen in den entſendenden Organiſationen 
ausüben. Der neuen Kammer gehören ferner kraft Geſetzes 
an der Duce und Regierungschef und die Mitglieder des 


Großen Faſchiſtiſchen Rates, ſoweit fie nicht Mitglieder des 
Senats oder der Akademie Italiens find, an, denn die Natio- 
nalräte dürfen nicht gleichzeitig dem Senat oder der Aka⸗ 
demie angehören. Die Nationalräte müſſen mindeſt⸗ ns 
25 Jahre alt fein, fie werden vereidigt, ihre Berufung ward 
durch den Duce und Regierungschef in der „Gazzetta Uffi⸗ 
ciale“ bekanntgemacht. Sie genießen beſtimmte Immuni⸗ 
tätsrechte. 

Die neue Kammer wird für ſtändig berufen. Sie arbeitet 
in 2egislaturperioden, die mit einer Thronrede eröffnet 
und auf Vorſchlag des Regierungschefs durch königliches 
Dekret geſchloſſen werden. 

Ihre Funktionen als geſetzgebendes Organ des faſchiſti⸗ 
ſchen Staates übt die Kammer durch ihre Vollverſammlung 
und durch geſetzgebende Kommiſſionen aus. Die geſetz⸗ 
gebenden Kommiſſionen follen ein ſchnelles und von iiber- 
flüſſigen Formalitäten befreites und genaues Arbeiten der 
Kammer erleichtern. An den Sitzungen der Kommiſſionen 
können Präſident und Vizepräſidenten der Kammer ſowie 
Miniſter und Unterſtaatsſekretäre jederzeit teilnehmen. 

Beſtimmte Geſetze von grundſätzlicher oder allgemeiner 
Bedeutung find der Beſchlußfaſſung durch die Vollverſamm⸗ 
lung vorbehalten. Dazu gehören insbeſondere Geſetze ver⸗ 


faſſungsmäßigen Inhalts, die Haushaltspläne und die mid- 
tigſten Rechtsverorönungen für die berufsſtändiſchen Organi⸗ 
ſationen. Mit der Prüfung und Billigung der Haushalts- 
pläne ift zugleich eine Kontrolle der Zentralverwaltungen 
des Staates verbunden. Für einzelne Materien find die 
Geſetzgebungskommiſſionen ausſchließlich zuſtändig. Die Nb- 
ſtimmungen in der Vollverſammlung und in den Rom- 
miſſionen ſind öffentlich. Die beſchloſſenen Geſetzentwürfe 
werden dem Regierungschef zugeleitet, der ſie dem König 
zur Sanktion und Verkündung unterbreitet. 

An der beherrſchenden Stellung des Duce und Regierungs- 
chefs hat ſich durch die Neuordnung nichts geändert. Ohne 
ſeine Zuſtimmung kann keine Angelegenheit auf die Tages⸗ 
ordnung der Kammer geſetzt werden. Er allein trägt die 
Verantwortung. Zwar ſind auch die anderen Mitglieder 
der Regierung de jure Minifter des Königs, aber de facto 
arbeiten ſie als Chefs der Zentralverwaltungen des Staates 
nach den Befehlen des Duce, deſſen Gefolgsmänner ſie ſind. 
Auch die neue Kammer wird ein Inſtrument in der Hand 
des Duce ſein, das in engſter Zuſammenarbeit mit dem 
Großen Faſchiſtiſchen Rat, mit der Regierung, mit der 
Partei und mit den Korporationen für die ihm zugeteilten 
Aufgaben des faſchiſtiſchen Regimes eingeſetzt werden wird. 


Dr. Horſt Horſtmann, Berlin 


Aus der Rechtſprechung 


Arztrechtliche Entſcheidungen 

Die am 13. November 1937 in Kraft getretene „Berufs⸗ 
ordnung für die deutſchen Aerzte“ enthält in ihrem $ 1, 
wörtlich übereinſtimmend mit dem $ 12 der Reichsärzte⸗ 
ordnung, das Generalgebot; 

„Der Arzt iſt verpflichtet, ſeinen Beruf gewiſſenhaft aus⸗ 
zuüben und ſich bei feinem Verhalten innerhalb und außer⸗ 
halb des Berufs der Achtung und des Vertrauens würdig 
zu zeigen, die der ärztliche Beruf erfordert.“ 

In dieſer Formulierung kommt klar zum Ausdruck, daß 
der ärztlichen Berufsausübung ein Vertrauensverhältnis 
zwiſchen Arzt und Patient zugrunde liegt. Wie auch ſonſt 
im Leben des Volkes gegenſeitiges Vertrauen herrſchen 
muß — iſt doch das Vertrauen der ſinnfälligſte Ausdruck 
jeder Gemeinſchaft — ſo fordert man ganz beſonders von 
der Aerzteſchaft höchſte Pflichterfüllung, weil ſie dazu be⸗ 
rufen iſt, „zum Wohle für Volk und Reich für die Erhal⸗ 
tung und Hebung der Geſundheit, des Erbguts und der 
Raſſe des deutſchen Volkes zu wirken.“ (§ 19 RAerzte⸗O.) 
Der Beruf des Arztes ift ſomit ſinnvoll in die Lebens- 
ordnung des deutſchen Volkes eingereiht. Wo aber 
immer perſonenrechtliche Beziehungen 
eine auf einem Vertrauens verhältnis be⸗ 
ruhende Gemeinſchaft bilden, da können 
ſie nicht nach denſelben Geſichtspunkten 
behandelt werden, wie die auf vermö⸗ 
gensrechtliche Beziehungen abgeſtellten 
Vertragstypen und Rechtsfiguren des 
Schuldrechts des BGB., die für ein Aus- 
tauſchverhältnis zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner maßgebend ſein mögen. 

Alle rechtlichen Beziehungen zwiſchen Arzt und Patient 
ergeben ſich allein aus dem zugrunde liegenden konkreten 
Vertrauensverhältnis im Rahmen der Berufung des Arztes 
„zum Dienſt an der Geſundheit des einzelnen Menſchen 
und des geſamten Volkes“. (§ 1 RAerzte⸗O.) 

Die Nechtſprechung des Reichsgerlchts hat 
dieſer weltanſchaulichen Entwicklung unſeres Rechts nicht 


zu folgen vermocht. Noch in einer vorjährigen Entſchei⸗ 
dung erklärt das RG. eindeutig: „Der Aerztevertrag iſt 
ein bürgerlich rechtlicher Vertrag, der den Arzt weitgehend 
an die Entſchließungen des Kranken bindet“, und verweiſt 
auf die in gleichem Sinn gehaltene Entſcheidung in RGR. 
151, 3525). 

Auch die rechtliche Betrachtung der Sorgfaltspflicht 
des Arztes und der ſich aus einer Verletzung dieſer 
Sorgfaltspflicht ergebenden Haftung hat auszugehen von 
der oben dargelegten Auffaſſung vom Weſen der Arzt- 
tätigkeit und ihrer Wertung innerhalb der Gemeinſchaft. 
Das erwähnte Urteil, das zu entſcheiden hatte, ob der 
beklagte Arzt eine ihm obliegende Sorgfaltspflicht verletzt 
habe, erging aber auf Grund der SS 611 ff. BGB. 


Es handelte ſich in dieſem Fall um die Behandlung einer 
Wundinfektion, über deren Behandlung im Einzelfall noch 
durchaus keine Einigkeit in der mediziniſchen Wiſſenſchaft 
herrſcht, wie aus den während des Rechtsſtreits abgegebe⸗ 
nen, ſich widerſprechenden Gutachten eindeutig hervorging. 
Wie Kallfelz in feiner Beſprechung zu dieſer Ent- 
ſcheidung richtig ſagt, mag dieſes dem Laien und Fern: 
ſtehenden verwunderlicher erſcheinen, als es in Wirklichkeit 
iſt. „Das Gebiet der Wundinfektion iſt wohl deshalb 
natürlicherweiſe ſo beſonders ſchwierig, weil die Bedingun⸗ 
gen für das Eintreten oder Ausbleiben einer Infektion ſo 
vielartig, zum großen Teil auch unüberſehbar und ſogar 
unbeeinflußbar ſind. Sie hängen ja auch nicht nur von 
dem Zuſtand der Wunde und ihrer Umgebung, ſondern 
auch in hohem Maße von dem Allgemeinzuſtand des 
Geſamtorganismus, von der Stärke oder Schwäche ſeiner 
Abwehrkräfte ab. Auch wird bei der Beurteilung ärztlicher 
Gutachten oft nicht genügend berückſichtigt, daß der der 
Beurteilung der Sachverſtändigen unterliegende Tatbeſtand 
meiſt nicht nur erheblich zurückliegt, ſondern vielfach auch 
nicht genügend aufgeklärt oder aufklärbar iſt, und es oft 


1) RO., Urteil v. 7. 1. 1938, — III 89/37 — 

au er Beſprechung von K alle E dien. 
u ber Enticheidung in RGR. 151, 352 fehe die eingehende Stellung⸗ 
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gerade an der Feſtſtellung oder Feſtſtellbarkeit entſcheidender 
Einzelheiten fehlt.“ 

Im Ergebnis iſt dem Urteil zuzuſtimmen, wenn es ſagt, 
daß ein praktiſcher Arzt ſich gerade deshalb der Verletzung 
der ihm obliegenden Sorgfaltspflichten ſchuldig machen 
kann, daß er eine Behandlung übernimmt, die ſeinen 
Fähigkeiten und Kenntniſſen nicht entſpricht. Jedoch ſeien 
dann die Anforderungen an die Sorgfaltspflicht nicht zu 
überſpannen, wenn die Meinungen der ärztlichen Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis über die ordnungsmäßige Behandlungs- 
weiſe auseinandergehen. 


Eine weitere Frage, die ſich aus der vom Arzt zu über⸗ 
nehmenden Sorgfaltspflicht ergibt, iſt die, wie weit die 
ärztliche Beratungspflicht zu gehen hat, ins⸗ 
beſondere dahingehend, ob der Arzt verpflichtet iſt, den 
Patienten auf die Möglichkeit einer Komplikation im Ber- 
laufe der Behandlung hinzuweiſen. Das Reichsgericht ver- 
tritl in ſtändiger Rechtfprechung?) die Auffaſſung, der Arzt 
brauche den Patienten — wenn nicht beſondere Umſtände 
vorlägen — nicht darüber aufzuklären, daß jeder gering⸗ 
fügige operative Eingriff unter ungünſtigen, nicht voraus- 
ſehbaren Umſtänden ſchädliche Folgen nach fih ziehen könne, 
und führt zur Begründung an, ſelbſt die geringfügigſten 
operativen Eingriffe könnten unter ungünſtigen Verhält- 
niſſen trotz Beachtung aller Vorſichtsmaßnahmen zu irgend- 
welchen Komplikationen führen. Das ſei eine allgemein 
jedem im Leben ſtehenden Laien bekannte Tatſache. Mit 
dieſer Kenntnis dürfe auch der Arzt im allgemeinen rech⸗ 
nen, und er brauche deshalb, ſofern nicht beſondere Um⸗ 
ſtände es erfordern, darauf auch nicht beſonders hinzuwei⸗ 
ſen. Seine Pflicht, den Patienten vor der Operation über 
die möglichen Folgen einer Operation zu belehren, finde 
da ihre Grenze, wo es ſich um Schädigungen handele, mit 
deren Eintritt der Arzt ſelbſt nicht zu rechnen brauche. 
Auch wenn der Patient unter Hinweis auf die Bedeutung 
ſeiner Berufsausübung dem Arzt zu erkennen gäbe, daß 
er die Operation nur dann vornehmen laſſen wolle, wenn 
keine Gefahren für die Berufsausübung damit verbunden 
ſeien, müſſe es im allgemeinen als ausreichend erachtet 
werden, daß der Arzt den Patienten über diejenigen Ge- 
fahren aufkläre, die mit der Vornahme der Operation ver⸗ 
bunden zu ſein pflegen, und mit deren Eintritt nach dem 
Stande ärztlicher Erfahrung und Wiſſenſchaft als möglich 
gerechnet werden müſſe. Den Arzt für verpflichtet zu hal⸗ 
ten, darüber hinaus noch den Patienten darüber aufzu⸗ 
klären, daß jeder geringfügige operative Eingriff unter 
ungünſtigen, nicht vorausſehbaren Umſtänden ſchädliche 
Folgen nach ſich ziehen könne, würde, ſofern nicht beſondere 
Umſtände es erforderlich erſcheinen laffen, eine Ueberſpan⸗ 
nung des Maßes der an die ärztliche Beratungspflicht zu 
ſtellenden Sorgfalt bedeuten. 


Es liegt im Weſen ärztlicher Behandlung, daß ſich 
Kunſtfehler nie vermeiden laſſen werden. Die Frage 
iſt dann, wann bei einer zum Schadenerſatz verpflichtenden 
Körperverletzung eine Unterbrechung des Ka ufal- 
zuſammenhangs eingetreten ift. Dazu jagt das 
RES: „Nicht immer dann, wenn eine Verſchlimmerung der 
Verletzung auf einem Kunſtfehler des Arztes beruht, ift 
eine Unterbrechung des urſächlichen Zuſammenhanges bei 
einer zum Schadenerſatz verpflichtenden Körperverletzung 
anzunehmen, ſolange er ſich innerhalb der Grenzen der 
erfahrungsgemäß vorkommenden ärztlichen Fehler hält, 
ſondern erſt dann, wenn das Verhalten des Arztes ſo gegen 
alle ärztlichen Regeln und Erfahrungen verſtößt, daß der 


>) RO., Urteil v. 24. 11. 1936, — III 23/36 —, abgedr. in JW. 
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Mißerfolg der Heilung im Rechtsſinne allein auf dieſen 
ungewöhnlichen Umſtand zurückzuführen iſt.“ 

Nun wird oft der Urſachenzuſammenhang nicht mehr feit- 
zuſtellen ſein. In dieſen Fällen hat der III. Zivilſenat des 
RE. in ſtändiger Rechtſprechung an dem Standpunkt feſt⸗ 
gehalten, daß die Unmöglichkeit einer Auf⸗ 
klärung des Urſachenzuſammenhangs nicht 
zu Laſten des Arztes gehen kan nö). Dieſer 
Grundfatz finde feine letzte Rechtfertigung darin, daß der 
Ablauf biologiſcher und phyſiologiſcher Vorgänge im leben⸗ 
den Organismus mit menſchlichen Erkenntnismitteln kaum 
jemals mit voller Sicherheit ergründet werden könne. Als 
eine Regel der Billigkeit fei er natürlich nicht ſtarr anzu: 
wenden, fo daß es fih immer nach den obwaltenden Um- 
ſtänden richten werde, ob er Platz greifen müſſe. 


Aber wenn auch die fehlerhafte Behandlung ſelbſt die 
Unauſklärbarkeit der urſächlichen Folgen herbeigeführt 
habe, ſo ſei es nicht angängig, ohne weiteres eine Umkehr 
der Beweislaſt anzunehmen, vielmehr miüſſe fid) gegebenen: 
falls der Richter gemäß $ 287 JPO. mit einem, vom Klä⸗ 
ger zu beweiſenden, ausreichenden Grad von Wahrſchein⸗ 
lichkeit für den urſächlichen Zuſammenhang begnügens). 

In letzter Zeit wurde in der Oeffentlichkeit und im arzt⸗ 
rechtlichen Schrifttum wiederholt die Frage erörtert, ob 
einem minderjährigen Kinde eigene vere 
tragliche Rechte gegenüber einem von ſei⸗ 
nen Eltern zur Behandlung zugezogenen 
Arzt u erwachſen. Das RG. entſchied dahins), das Kind 
erwerbe eigene Anſprüche gemäß $ 328 BGB. ſelbſt dann, 
wenn nur aus den Umſtänden, insbeſondere dem Zweck 
des zwiſchen dem geſetzlichen Vertreter des Kindes und dem 
Arzt abgeſchloſſenen Vertrages entnommen werden könne, 
daß das Kind eigene Anſprüche aus dem Vertrage er⸗ 
werben ſolle. In aller Regel ſei das Vorliegen einer ſol⸗ 
chen Abſicht des geſetzlichen Vertreters wohl zu bejahen, 
da er doch beſtrebt ſei, dem Kind, um deſſen Heilung es 
gehe, eine möglichſt günſtige Rechtsſtellung gegenüber dem 
behandelnden Arzt, namentlich einen unmittelbaren An⸗ 
ſpruch auf ordnungsmäßige Behandlung zu verſchaffen. Das 
werde im konkreten Fall auch dem Arzt erkennbar ſein. 


Auch hier wieder nimmt alfo das RG. zu 
einer grundſätzlichen Entſcheidung den 
Umweg über die bürgerlich⸗rechtliche Kon- 
ſtruktion des BGB, über die Krücke einer ergänzen⸗ 
den Vertragsauslegung, die zumeiſt zu einer Vergewalti⸗ 
gung des Vertragswillens der Parteien führt). Es erkennt 
nicht, wie Roquette richtig ausführt, daß hier das reine 
Vertragsdenken verſagt, und daß die Löſung dieſer und 
ähnlicher Fragen allein aus dem Geſichtspunkt der ent- 
ſtehenden perſonenrechtlichen Bindungen, der Gemeinſchaft 
und der Gemeinſchaftsordnung gefunden werden muß. 
Der Vater als geſetzlicher Vertreter, das 
Kind und der Arzt bilden in dem vorliegen: 
den Falleine Vertrauenseinheit. Und eine 
richtige Löſung kann nur ſo lauten, daß 
jeder Beteiligte, der den Arzt in Anſpruch 
nimmt, auf Grund eines ſolchen Vertrauens- 
verhältniſſes bei Verletzung der ärztlichen 
Berufspflicht die ſich daraus ergebenden 
Folgen geltend machen kann. 


Die deutſche Rechtspflege iſt auf dem Wege zu einem 
Arztrecht, das auf Vertrauen und Pflichterfüllung aufbaut, 
mag auch die Rechtſprechung noch zögern und zur Erreichung 
der neuen Ziele immer wieder die alten Wege verſuchen. 

Arnold Heining, Berlin 
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Neues Recht im Geſetz 


Bei Vergebung von Leiſtungen durch öffentliche Auftrag⸗ 
geber iſt bekanntlich bei der Kalkulation der Selbſtkoſten⸗ 
preis anzugeben. Die Verordnung über die Preisermitt⸗ 
lung auf Grund der Selbſtkoſten bei Leiſtungen für öffent⸗ 
liche Auftraggeber vom 15. Rovember 1938 beſtimmt nun 
im einzelnen, nach welchen bindenden Leitſätzen die Kalku⸗ 
lation abzufaſſen iſt. 


Die Verordnung über gemeindefreie Grundſtücke und 
Gutsbezirke vom 15. November 1938 iſt eine Ergänzung 
der Deutſchen Gemeindeordnung in dem Sinne, daß Ge⸗ 
meinden und Gemeindeteile, in denen die Benutzung der 
Grundſtücke ein Gemeindeleben ausſchließt und eine aus⸗ 
reichende Vermaltung im Rahmen einer Gemeinde nicht 
gewährleiſtet iſt, zu gemeindefreien Grundſtücken oder zu 
Gutsbezirken erklärt werden können. Vorausſetzung ift 
aber ſtets, daß Gründe des öffentlichen Wohls eine ſolche 
Maßnahme erfordern und die Grundſtücke im Eigentum 
des Reiches oder eines Landes ſtehen. 

Die öffentlichen Aufgaben, die im Gemeindegebiet der 
Gemeinde obliegen, ſind bei gemeindefreien Grundſtücken 
von den Eigentümern, in Gutsbezirken von den Guts- 
beſitzern zu erfüllen. Auch die hierdurch entſtehenden Koſten 
einſchließlich der Umlagen gegenüber Gemeindeverbänden, 
Schulverbänden, Zweckverbänden ufw. find von ihnen zu 
tragen. 

Die Verwaltung wird von dem auf Vorſchlag des Beauf- 
tragten der NSDAP, durch die zuſtändige Aufſichtsbehörde 
ernannten Gutsvorſteher geführt. Die Vorſchriften der 
Deutſchen Gemeindeordnung finden dabei entſprechende Ans 
wendung. Gemeinderäte und Beiräte werden jedoch nicht 
berufen. Wegen der Einzelheiten wird auf die Verordnung 
ſelbſt verwieſen. 


Die Verordnung über die Erweiterung der Zuſtändigkeit 
der Sondergerichte vom 20. November 1938 beſtimmt, daß 
bei Verbrechen, die zur Zuſtändigkeit des Schwurgerichts 
oder eines niedrigeren Gerichts gehören, die Anklagebehörde 
Anklage vor dem Sondergericht erheben kann, wenn ſie der 
Auffaſſung ift, daß mit Riickſicht auf die Schwere oder Ver⸗ 
werflichkeit der Tat oder die in der Oeffentlichkeit hervor- 
gerufene Erregung die ſofortige Aburteilung durch das 
Sondergericht geboten ift. 


— 


Die Poſtſparkaſſenordnung vom 11. November 1938 regelt 
im einzelnen die Bedingungen und das Verfahren im Poſt⸗ 
ſparkaſſendienſt. Dieſer wird von allen Poſtämtern, Poſt⸗ 
ſcheckamtern, Poſtagenturen uſw. wahrgenommen. Der 
Sparer erhält ein Poſtſparbuch, eine Ausweiskarte und 
Rlickzahlungs⸗ und Kündigungsſcheine. Die Ueberweiſung 
von Einlagen iſt nur ſtatthaft vom Poſtſcheckkonto des 
Sparers auf ſein Poſtſparkonto, alle anderen ſind unzu⸗ 
läſſig. Die Einlagen werden von den Aemtern und Amts⸗ 
ſtellen bis zu 100 RM. ohne Kündigung ſofort zurück 
gezahlt, jedoch nur bis zum Geſamtbetrage von 1000 RM. 
im Monat. Für Beträge darüber hinaus bedarf es einer 
Kündigungsfriſt von drei Monaten, die mit dem Tage be- 
ginnt, an dem der Kündigungsſchein überſandt wird. 

Neben dem außerordentlichen Vorteil, daß man bei jeder 
Poſtſtelle einzahlen und abheben kann, bietet die Poſtſpar⸗ 
kaſſe insbeſondere gegenüber dem Poſtſcheckamt den weiteren 
Vorzug, daß die Einlagen trotz der auch hier beſtehenden 
Gebührenfreiheit verzinſt werden. Der Zinsſatz liegt ein 
Viertel unter demjenigen, der für Spareinlagen mit gefeß- 
licher Kündigungsfriſt für allgemein verbindlich erklärt iſt; 
er beträgt mithin zur Zeit 2X %. 


Die Eigenbetriebsverordnung vom 21. November 1938 
enthält die Beſtimmungen, nach denen wirtſchaftliche Unter: 
nehmen einer Gemeinde, die keine Rechtsperſönlichkeit 
haben, zu führen ſind. Danach wird der Eigenbetrieb von 
der Werkleitung grundſätzlich ſelbſtändig geleitet. Lediglich 
in beſtimmten, in der Verordnung einzeln aufgeführten 
Fällen hat die Werkleitung die Entſchließung des Bürger⸗ 
meiſters herbeizuführen. Dieſer hat allerdings weiterhin 
dadurch noch die Möglichkeit, ſich einzuſchalten, daß er 
nähere Beſtimmungen darüber in der Betriebsſatzung zu 
treffen befugt ift. 


Außer den Beftimmungen über die Leitung enthält die 
Verordnung auch noch Anweiſungen über das Geſchäfts⸗ 
gebaren im allgemeinen. Dieſe betreffen insbeſondere die 
Vermögensverhältniſſe der Eigenbetriebe und beſtimmen 
weiter, daß alljährlich ein Wirtſchaftsplan (Haushaltsplan), 
Erfolgsplan und Finanzplan aufzuſtellen ſind. Nach Be⸗ 
endigung des Wirtſchaftsjahres iſt ſodann die Jahres- 
erfolgsrechnung mit einem Jahresbericht aufzuſtellen. 

Die beſonderen Vorſchriften der Verordnung beziehen ſich 
ſodann noch auf die Verſorgungs⸗ und Verkehrsbetriebe. 
Dieſe Betriebe ſind jeweils zu einem Eigenbetriebe zu⸗ 
ſammenzufaſſen und erhalten den Namen „Gemeindewerke“ 
bzw. „Stadtwerke“. 


Die wachſende Bedeutung des Feuerlöſchweſens vor allem 
für den Luftſchutz hat es erforderlich gemacht, wie es in 
dem Vorſpruch zum Geſetz über das Feuerlöſchweſen vom 
23. November 1938 heißt, daß ſchon feine friedensmäßige 
Organiſation hierauf abgeſtellt wird. Zu dieſem Zwecke iſt 
eine reichseinheitlich geſtaltete Hilfspolizeitruppe unter 
ſtaatlicher Aufficht geſchaffen worden. 

Im einzelnen beſtimmt der Reichsminiſter des Innern, 
welche Gemeinden eine Feuerſchutzpolizei einrichten müſſen. 
Zu ihr werden vor allem die Berufsfeuerwehren gehören. 
— Die Beamten der Feuerſchutzpolizei ſind Polizeivollzugs⸗ 
beamte. — Soweit in einer Gemeinde keine Feuerſchutz⸗ 
polizei beſteht oder eingerichtet wird, hat jede Gemeinde 
eine leiſtungsfähige und den örtlichen Verhältniſſen ent⸗ 
Iprechende freiwillige Feuerwehr oder Pflichtfeuerwehr auf⸗ 
zustellen, deren Unterhaltung den Gemeinden obliegt. 


Durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die 
Ernennung der Beamten und die Beendigung des Beamten⸗ 
verhältniſſes im Geſchäftsbereich des Rechnungshofes des 
Deutſchen Reiches vom 23. November 1938 ſind Zweifel be⸗ 
hoben worden, die in dieſer Hinſicht bisher beſtanden. Der 
Erlaß ſtellt klar, daß die Beamten beim Rechnungshof vom 
Führer ernannt, in den Ritheſtand verſetzt und entlaffen 
werden, ſoweit dieſe Befugnis nicht dem Präſidenten des 
Rechnungshofes übertragen iſt. 


Durch die dritte Verordnung über den Neuaufbau des 
Reiches vom 28. November 1938 wird die Amtsbezeichnung 
Landrat und Regierungspräſident einheitlich für alle Pe- 
hörden im Reich eingeführt, auch ſoweit bisher andere Be- 
zeichnungen, wie Bezirksoberamtmann, Amtshauptmann 
uſw. üblich waren. Desgleichen ſind für die Verwaltungs- 
bezirke einheitlich die Ausdrücke Landkreiſe und Regie⸗ 
rungsbezirke eingeführt worden. 


Auf Grund der Verordnung über baupolizeiliche Behand⸗ 
lung von öffentlichen Bauten vom 30. November 1938 be⸗ 
dürfen künftighin Bauten des Reiches, der Länder, des 
Unternehmens „Reichsautobahnen“, der NEDA, und ihrer 
Gliederungen und angeſchloſſenen Verbände keiner bau⸗ 
polizeilichen Genehmigung, Ueberwachung und Abnahme 
mehr, wenn ſie unter Leitung von Beamten des höheren 
bautechniſchen Dienſtes vorbereitet und ausgeführt werden. 

Eine beſondere Verordnung befaßt ſich mit der baupoli- 
zeilichen Behandlung der Bauten der NSDAP., für die der 
Reichsſchatzmeiſter, ohne deſſen Einwilligung kein Bauvor⸗ 
haben der Partei ausgeführt werden darf, an die Stelle 
der ſonſt für die Bauausführung verantwortlichen Beamten 


tritt. Im einzelnen iſt auf die Verordnungen zu ver⸗ 
weiſen. 


Durch Verordnung vom 24. November 1938 ift die Frift, 
bis zu deren Ablauf Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form beſchließen 
können, bis zum 31. Dezember 1939 verlängert worden. 


Nach der Einſetzung eines Generalbevollmächtigten für 
die Typiſierung des Kraftfahrweſens iſt zunächſt einmal 
eine Verordnung über die Typenbeſchränkung im Bau von 
Laſtkraftwagen am 30. November 1938 ergangen. Danach 
iſt die Schaffung neuer Typen nur noch mit Genehmigung 
des Generalbevollmächtigten ſtatthaft. Ferner kann auch 
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die Zahl der bisher eingeführten Typen an Laſtkraftwagen 
von ihm beſchränkt worden. 

Eine weitere Verordnung vom 17. November 1938 befaßt 
ſich mit dem einheitlichen Anſtrich der Fahrzeuge des Güter⸗ 
fernverkehrs. Danach müſſen die dafür genehmigten Kraft⸗ 
fahrzeuge einheitlich grau angeſtrichen ſein. 


Die Verordnung zur Bekämpfung übertragbarer Krank: 
heiten vom 1. Dezember 1938 verpflichtet insbeſondere den 
Arzt, den Haushaltungsvorſtand, den Wohnungsinhaber 
und ſonſtige Pflegeperſonen zur Anzeige der in der Ber 
ordnung einzeln aufgeführten übertragbaren Krankheiten 
innerhalb von 24 Stunden nach Erlangung der Kenntnis 
darüber. Die Verordnung beſtimmt weiter, welche Maß⸗ 
nahmen zur Ermittlung der Urſache, Anſteckungsquelle und 
Ausbreitung der Krankheit vom Gefundhritsant und welche 
Schutzmaßnahmen von der Ortspolize behörde zu treffen 
ſind. Es iſt insbeſondere die Abſonderung der erkrankten 
Perſonen, möglicherweiſe in ihrer Wohnung, das Verbot 
der Berufsausübung, die Kenntlichmachung der Wohnungen 
und Häuſer mit erkrankten Perſonen, die Schutzimpfung der 
Pflegeperſonen, die Beſchränkung oder Stillegung des Ger 
werbebetriebes im Umherziehen, Schließung der Schulen, 
die Benutzung von Brunnen, Waſſerleitungen uſw. geſetzlich 
als Schutzmaßnahme feſtgelegt worden. 


Auf Grund der Ermächtigung für den Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter in dem zweiten Aenderungsgeſetz über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung iſt nunmehr das Geſetz über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung vom 12. Dezember 1938 in neuer Faſſung 
bekanntgegeben worden. Mit dem Inkrafttreten des Ge- 
ſetzes am 1. Januar 1939 treten die bisherigen Deviſen⸗ 
geſetze und ihre Durchführungsverordnungen, ſoweit ſie im 
Geſetz einzeln aufgeführt ſind, außer Kraft. 

Bei dem neuen Geſetz handelt es ſich in erſter Linie um 
eine Zuſammenfaſſung der bisherigen Deviſengeſetzgebung, 
wodurch eine klarere Durcharbeitung im Aufbau und eine 
Vereinfachung in der Geſetzestechnik ermöglicht worden iſt. 
Das neue Geſetz gilt ferner für das ganze Reichsgebiet, ins⸗ 
beſondere alſo auch für Oeſterreich, ſo daß damit zugleich * 
eine weitere Vereinfachung auf einem wichtigen Rechts⸗ 
gebiete herbeigeführt worden iſt. 

An neuen Maßnahmen bringt das Geſetz vor allem ſolche 
gegen die Kapitalflucht, wonach Sachen unentgeltlich, alſo 
insbeſondere Geſchenke, nur mit Genehmigung ins Ausland 
verſandt oder überbracht werden dürfen. Desgleichen dürfen 
Auswanderer Umzugsgut und ſonſtige Sachen auch nur mit 
Genehmigung in das Ausland verbringen. Juden dürfen 
im Reiſeverkehr andere als die zum perſönlichen Gebrauch 
unbedingt erforderlichen Sachen ebenfalls nur mit Ge- 
nehmigung ins Ausland mitnehmen. 

Sodann iſt noch auf eine verfahrensrechtliche Aenderung 
im Deviſenſtrafrecht hinzuweiſen. Danach haben die De⸗ 
viſenſtellen im Intereſſe der Vereinfachung die Befugnis 
erhalten, über geringfügige Deviſenzuwiderhandlungen 
durch Strafbeſcheid unmittelbar zu entſcheiden. Es kann 
ferner angeordnet werden, daß ſolche geringfügigen Zu⸗ 
widerhandlungen nicht in das Strafregiſter eingetragen 
werden. 

An Verbrauchsſteuergeſetzen iſt das Leuchtmittelſteuergeſetz 
auf Grund des Geſetzes über die Neufaſſung von Ver⸗ 
brauchsſteuergeſetzen in der neuen Faſſung bekannt gemacht 
worden. Im einzelnen wird auf das Geſetz Bezug ge⸗ 
nommen. 


Aus der Geſetzgebung zur Judenfrage iſt als erſtes auf 
die Durchführungsverordnung über die Sühneleiſtung der 
Juden vom 21. November 1938 hinzuweiſen, nach welcher 
die Kontribution als Vermögensabgabe von den Juden 
deutſcher Staatsangehörigkeit und von den ſtaatenloſen 
Juden eingezogen wird. Bei Miſchehen iſt nur der jüdiſche 
Ehegatte abgabepflichtig. Die Abgabe beträgt 20% des 
Bermögens. Es iſt jedoch vorgeſehen, daß gegebenenfalls 
die Zahlungspflicht beſchränkt oder erweitert werden kann, 
je nach dem, wie das zur Erreichung des Betrages von 
1 Milliarde notwendig wird. 

Die Durchführungsverordnung zur Ausſchaltung der 
Juden aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben vom 23. No- 
vember 1938 ſieht vor, daß Einzel handelsverkaufsſtellen, 
Verſandgeſchäfte oder Beſtellkontore grundſätzlich aufzu⸗ 
löſen und abzuwickeln ſind. Bei der Abwicklung dürfen 
jedoch die Waren nicht an letzte Verbraucher verkauft oder 


34 


verſteigert werden; vielmehr ſind alle Waren zunächſt der 
zuſtändigen Fachgruppe anzubieten, die für die Unter⸗ 
bringung der Waren Sorge zu tragen hat. 

Dieſe Verordnung enthält auch die weitere Beſtimmung, 
daß jüdiſche Inhaber von Handwerksbetrieben zum 31. De⸗ 
zember 1938 in der Handwerksrolle zu löſchen ſind. 

Die Verordnung über die öffentliche Fürſorge für Juden 
vom 19. November 1938 bringt eine e zu 
§ 35 der Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürſorge, der der zuſtändigen Behörde eine 
beſchränkte Freiheit in der Zuteilung von Fürſorgemitteln 
gewährt. In dem neuen Zuſatz wird beſtimmt, daß Juden 
in erſter Linie auf die Hilfe der jüdiſchen freien Wohl⸗ 
fahrtspflege zu verweilen find, und nur ſoweit dieſe nicht 
helfen kann, die öffentliche Fürſorge eingreift. Im einzelnen 
wird auf die Beſtimmung ſelbſt verwieſen. 

Die Polizeiverordnung über das Auftreten der Juden 
in der Oeffentlichkeit vom 28. November 1938 gibt den Re⸗ 
gierungspräſidenten das Recht, Juden räumliche und zeit⸗ 
liche Beſchränkungen des Inhalts aufzuerlegen, daß ſie be⸗ 
ſtimmte Bezirke nicht betreten oder ſich zu beſtimmten Zeiten 
in der Oeffentlichkeit nicht zeigen dürfen. 

Die auf Grund einer Anordnung, betreffend die Anmel- 
bung des Vermögens von Juden ergangene Verordnung 
über den Einſatz des jüdiſchen Vermögens vom 3. Dezember 
1938 beſtimmt, daß dem Inhaber eines jüdiſchen Gewerbe⸗ 
betriebes oder dem Beſitzer eines land- und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebes aufgegeben werden kann, den Betrieb 
binnen einer beſtimmten Friſt zu veräußern bzw. abzu⸗ 
wickeln. Zur einſtweiligen Fortführung des Betriebes und 
zur Herbeiführung der Veräußerung oder Abwicklung kann 
ein Treuhänder eingeſetzt werden. 

Grundſtücke und grundſtücksgleiche Rechte können Juden 
künftighin nicht mehr durch Rechtsgeſchäft erwerben. Bei 
Verfügungen über Grundſtücke oder grundſtücksgleiche Rechte 
bedarf es zu ihrer Wirkſamkeit der Genehmigung. 

Für Wertpapiere aller Art, die in Hand von Juden ſind, 
iſt der Depotzwang bei einer Deviſenbank eingeführt. Neu 
erworbene Papiere ſind binnen einer Woche in ein ſolches 
Depot einzuliefern. Auch hier bedürfen Verfügungen über 
das Depot der Genehmigung. 

Des weiteren iſt es Juden verboten, Gegenſtände aus 
Gold, Platin oder Silber ſowie Edelſteine und Perlen zu 
erwerben, zu verpfänden oder freihändig zu veräußern. 
Solche Gegenſtände dürfen grundſätzlich nur von den vom 
Reich erworbenen öffentlichen Ankaufsſtellen erworben 
werden. 

Schließlich ſei aus den allgemeinen Vorſchriften noch die⸗ 
jenige erwähnt, nach der die Genehmigung zur Veräuße⸗ 
rung uſw. unter Auflagen erteilt werden kann, die auch in 
Geldleiſtungen des Erwerbers zugunſten des Reiches be⸗ 
ſtehen können. 


Aus der Geſetzgebung für Oeſterreich fei auf die Verord- 
nung über die Uebernahme der öſterreichiſchen Bundes⸗ 
polizei und Gendarmerie auf den Reichshaushalt vom 
27. Oktober 1938 hingewieſen, wonach die Polizeibeamten 
unmittelbare Reichsbeamte geworden und alle vermögens⸗ 
rechtlichen Pflichten und Rechte auf das Reich übergegangen 
ſind. Im übrigen iſt darüber hinaus noch keine Aenderung 
in der ſtaatsrechtlichen Stellung der öſterreichiſchen Bundes⸗ 
polizei eingetreten. 

Durch die Verordnung über Beamtenvereinigungen vom 
30. November 1938 werden mit Wirkung vom 1. Januar 
1939 ab die in Oeſterreich beſtehenden Berufskörperſchaften 
der öffentlichen Bedienſteten ſowie die Beamtenvereini⸗ 
gungen aufgelöſt. 

Nach dem Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
den Widerruf von Gnadenentjchließungen des früheren 
öſterreichiſchen Bundespräſidenten vom 23. November 1938 
hat ſich der Führer bei Taten, die nach dem 30. Januar 
1933 begangen wurden und bei denen das Strafverfahren 
niedergeſchlagen oder Straferlaß gewährt worden iſt, vor⸗ 
behalten, die Durchführung des Strafverfahrens oder die 
Strafvollſtreckung zuzulaſſen, wenn ihm dies unerläßlich er- 
ſcheint. 

Durch Verordnung vom 29. November 1938 ſind das Ge⸗ 
ſetz über die Vereinheitlichung des Geſundheitsweſens und 
feine Durchführungsbeſtimmungen in Defterreich eingeführt 
worden. Soweit notwendig, find dazu noch Sonderbeſtim⸗ 
mungen getreten, die insbeſondere die in Oeſterreich bes 


ftehenden Einrichtungen betreffen. Durch eine weitere Ver⸗ 
ordnung vom 2. Dezember 1938 ſind dann auch das Geſetz 
zur Ordnung der Krankenpflege und die entſprechenden 
Durchführungsverordnungen auf Oeſterreich ausgedehnt 
worden. 

Schließlich iſt auch das Geſetz über die Unterkunft bei 
Bauten, dem dann noch eine beſondere Verordnung zur be⸗ 
ſchleunigten Herrichtung von Werks- und Heuerlingswoh⸗ 
nungen folgte, in Oeſterreich eingeführt worden. 


Recht beachtliche Fortſchritte hat die Einführung reichs ⸗ 
deutſcher Geſetze im Sudetenland gemacht. 

Vorerſt fei auf das Geſetz über die Wiedervereinigung 
der ſudetendeutſchen Gebiete mit dem Deutſchen Reich vom 
21. November 1938 hingewieſen, wonach nunmehr auch 
ſtaatsrechtlich der Schlußſtrich unter einen rund 70 Jahre 
währenden Zwiſchenzuſtand gemacht ift. Die heimgelehrten 
ſudetendeutſchen Gebiete ſind, ſo heißt es in dem Geſetz, 
wieder Beſtandteil des Deutſchen Reiches. 

Durch Verordnung vom 22. November 1938 iſt für die 
ſudetendeutſchen Gebiete ein Reichstreuhänder der Arbeit 
mit dem Sitz in Reichenberg beſtellt und durch eine weitere 
Verordnung vom 28. November 1938 ein Reichspropaganda⸗ 
amt in Reichenberg errichtet worden. 

Nach Maßgabe der Verordnung vom 1. Dezember 1938 
ſind arbeitsloſe ſudetendeutſche Unterſtützungsempfänger 
während des Bezugs einer Unterſtützung für den Fall der 
Krankheit verſichert. 

Endlich iſt noch auf die Verordnung vom 6. Dezember 
1938 beſonders hinzuweiſen, auf Grund deren die Reichs⸗ 
arbeitsdienſtpflicht mit Wirkung vom 1. Oktober 1939 ab 
im Sudetenland eingeführt worden iſt. 

Im übrigen haben im Gegenſatz zu den ſtaatsrechtlich — 
ſtrukturell anders gelagerten öſterreichiſchen Verhältniſſen 
eine Reihe reichsdeutſcher Geſetze ohne Zuſatz oder Ab⸗ 
änderungsbeſtimmungen eingeführt werden können. Es 
handelt ſich dabei um folgende Vorſchriften: 


1. Das Geſetz über Wirtſchaftswerbung, 

2. das Geſetz über Förderung der Eheſchließung mit 
den dazu gehörigen Durchführungsverordnungen, be⸗ 
treffend Eheſtandsdarlehn, Kinderbeihilfen, Ein⸗ 
richtungsdarlehn und Einrichtungszuſchüſſe, 

3. das Reichsautobahnrecht, 

4. das Gerichtskoſtengeſetz und die dazu gehörigen 
weiteren Vorſchriften, 

5. die ſich auf die landwirtſchaftliche Marktordnung 
beziehenden Verordnungen, $ 

6. die Geſetze und Verordnungen, die fih auf den Ber- 
kehr mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen erſtrecken. 

7. das Geſetz zum Schutze der nationalen Symbole, 

8. das Zuckerſteuergeſetz, 

9. die Straßenverkehrsordnung mit Wirkung vom 
1. Januar 1939 bzw. 1. Juli 1939, 

10. das Luftrecht, 

11. das Aktienrecht, jedoch nur für neugegründete 

Aktiengeſellſchaften, 

12. das Paßrecht, 

13. die Verordnung über Lohngeſtaltung und die Feier⸗ 

tagsbezahlung, 

14. das Wechſelrecht, jedoch mit Sonderbeſtimmungen, 

die insbeſondere das Aufgebotsverfahren betreffen, 

15. das Scheckrecht, ebenfalls mit Sonderbeſtimmungen, 

16. das Wehrleiſtungsgeſetz, 

17. Vorſchriften über Ein⸗ und Ausfuhrverbote. 

Zum Schluß iſt noch auf die Oeſterreich und das Sudeten⸗ 
land gleichermaßen betreffende Verordnung vom 30. No- 
vember 1938 hinzuweiſen, auf Grund deren auch die öfter- 
reichiſchen und ſudetendeutſchen Kriegsteilnehmer zur Er⸗ 
innerung an die treue Kameradſchaft und die unvergäng- 
lichen Leiſtungen im Weltkrieg das Ehrenkreuz erhalten 
ſollen. 


Schrifttum 


Zeitſchriftenſchau 


fileine Beiträge zum werdenden Recht 

Mit der rechtspolitiſchen Behandlung der „ſittenwidrigen 
Kündigung im Arbeitsrecht“ befaßt fih ein Aufſaß von 
Prof. Molitor, Greifswald, in der Zeitſchrift der Ata- 
demie für Deutſches Recht!). 

Verf. ſchildert zunächſt die Schwierigkeiten, die ſich daraus 
ergeben, daß nach geltendem Recht theoretiſch drei Stufen 
der verwerflichen Kündigung nebeneinanderſtehen, die ſich 
nicht nur durch die Rechtsfolgen unterſcheiden, ſondern auch 
durch die Vorausſetzungen und durch beſondere Verfahren. 
Die drei Stufen find: 1. der Fall des § 56 AOG. (die Kün- 
digung ift unbillig hart und nicht durch die Verhältniſſe 
des Betriebes bedingt), 2. der Fall des § 58 ADG. (die 
Kündigung iſt offenſichtlich willkürlich oder aus nichtigen 
Gründen unter Mißbrauch der Machtſtellung im Betrieb 
ergangen), 3. die ſittenwidrige Kündigung. 

Der Verf. meint zu dieſer Regelung mit Recht, daß die 
theoretiſche Abgrenzung zwiſchen dieſen Fällen in der 
Prapis außerordentlich flüſſig und daher ſchwer zu beurteilen 
iſt, ſo daß der Unternehmer wie der Gefolgsmann dadurch 
in ſchwierige Lagen kommen. Er ſchlägt daher eine Ver⸗ 
einfachung und Vereinheitlichung der verſchiedenen Rechts- 
behelfe vor. Die Widerrufsklage foll der Sittenwidrigkeits⸗ 
klage angenähert werden, indem auch für den Fall der 
Sittenwidrigkeit die Fortſetzung des Arbeitsverhältniſſes 
und die Geldentſchädigung zur Wahl geſtellt werden. Der 
Verf. ſchlägt daher vor, § 56 ADG. in dieſer Richtung ab- 
zuändern und macht dafür einen formulierten Entwurf. 


1) 8 Ak. D. R. 5. Jahrg., Helt 22, S. 761 ff. 


Im gleichen Heft der Zeitſchrift der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht ſchreibt Kammergerichtsrat Dr. Hö ver „zur 
Erneuerung des Konkursrechts der Zwangsvergleich“ und 
ſchlägt zur Abhilfe der bisher aufgetretenen Mängel im 
weſentlichen folgende Aenderungen vor): 

Geſetzliche Mindeſtquoten; von Amts wegen keine Beſtäti⸗ 
gung des Zwangsvergleichs, wenn er den gemeinſamen In⸗ 
tereſſen der Konkursgläubiger widerſpricht, wenn der 
Schuldner unwürdig ift, wenn der Zwangsvergleich der 
Vermögenslage des Schuldners nicht entſpricht oder wenn 
er als unerfüllbar erſcheint. Ferner fordert der Verf. eine 
ſtärkere Mitwirkung des Konkursverwalters am Zwangs- 
vergleichsverfahren. 

Das Ziel der hier nur kurz skizzierten Vorſchläge ift: „Es 
geht um die Hebung der Schuldnermoral und um die Be⸗ 
lange der Kreditwirtſchaft im allgemeinen. Um der Geſamt⸗ 
wirtſchaft willen muß ein brauchbares Konkursrecht ge⸗ 
ſchaffen werden und insbeſondere ein brauchbares Zwangs⸗ 
vergleichsverfahren im Konkurſe.“ 
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Im Oktoberheft des Deutſchen Rechts brachten wir einen 
kurzen Ueberblick über den Meinungsſtreit um das kom⸗ 
mende Zivilprozeßrecht und wieſen dabei auf die Vorſchläge 
hin, einige bewährte Grundſätze des öſterreichiſchen Zivil. 
prozeſſes, die der 8PO. unbekannt find, in das künftige 
Zivilprozeßberfahren einzubauen. Zu der gleichen Frage 
äußert ſich nochmals Landgerichtsrat Or. Neuwirth, 
Wien, in der Deutſchen Rechtspflege: „Die Stellung des 
Richters im Zivilprozeß und die Frage der vollen und 
beſchränkten Berufung“). 


) 3. Ak. D. R. 5. Jahrg., Heft 22, S. 765 ff. 
5) Deutſche Rechtspflege, 3, Jahrg., Heft 10, S. 294 ff. 


Der Verf. ſetzt ſich dafür ein, im kommenden Zivilprozeß⸗ 
recht nach dem Vorbild der ö. 8 PO. die Sammlung des 
Prozeßſtoffes und die Tatſachenfeſtſtellung vornehmlich zur 
Aufgabe der erſten Inſtanz zu machen. Er meint, falls die 
rechtskundigen Vertreter zuſammen mit dem Richter als 
wirkliche Wahrer des Rechts tätig ſeien, ſo werde auf 
dieſe Weiſe eine Rechtspflege gewährleiſtet, die ſicher und 
raſch ſei, indem ſchon in der erſten Inſtanz nichts außer 
acht gelaſſen werde, was der Klarſtellung des Sachverhalts 
dienlich fein könne. Eine ſolche Regelung werde es iiber- 
flüſſig machen, daß die zweite Juſtanz Aufgaben wieder: 
hole, die der erſten Inſtanz geſtellt ſeien. 

Wie in den Vormonaten, ſo befaſſen ſich auch in der 
jüngſten Zeit die rechtspolitiſchen Aufſätze der Zeitſchriften 
vor allem mit den Denkſchriften zum kommenden Strafrecht 
und zum neuen Strafverfahrensrecht. 

Prof. Gallas, Königsberg, überſchreibt ſeine Bemer⸗ 
kungen zu dem Bericht der amtlichen Strafprozeßkommiſſion: 
„Zur Struktur des kommenden Strafverfahrens“): Die 
Unterſuchungen behandeln den in dem amtlichen Bericht 
dargebotenen Stoff zwar nicht erſchöpfend, ſie erörtern aber 
die wichtigſten grundſätzlichen Fragen. 

Der Verf. hält an den Strukturelementen des bisherigen 
Strafprozeſſes feſt, nachdem er ſie auf ihre Vereinbarkeit 
mit den neuen rechtspolitiſchen Forderungen geprüft hat. 
Er unterſucht dann, wie ſich die Aenderungsvorſchläge der 
amtlichen Kommiſſton dem Rahmen einfügen, der durch die 
grundſätzliche Beibehaltung des bisherigen Prozeßaufbaues 
vorgezeichnet iſt. Der von dem Verf, behandelte Fragenkreis 
betrifft die Abgrenzung der Bereiche von Staatsanwalt: 
ſchaft und Gericht, das Vorverfahren, das ſog. Klag⸗ 
erzwingungsverfahren, den Uebergang vom Bor- zum 
Hauptverfahren und die Hauptverhandlung. 


Da 


Prof. Henkel, Breslau, ſtimmt in ſeinen mehr ins 
einzelne gehenden „Bemerkungen zum Bericht der amt⸗ 
lichen Strafprozeßkommiſſion“) dem Entwurf im allgemei= 
nen zu, nimmt aber dann in einer kritiſchen Einzelbetrach⸗ 
tung zu den Fragen Stellung, in denen er die Entſchließung 
der Kommiſſion für angreifbar, unvollkommen oder unvoll- 
ſtändig hält. 

Aus dem ausführlichen Aufſatz ſeien nur einige Punkte 
herausgegriffen: An der Geſtaltung der Hauptverhandlung 
möchte Henkel das Richterkollegium ſtärker beteiligt wiſſen. 
Er hält eine ausdrückliche Beſtimmung über die Ablehnung 
eines Beweisantrages für notwendig, beſonders darüber, 
ob das Gericht einen Beweisantrag ablehnen darf, weil es 
den Sachverhalt für genügend geklärt hält. In der Beur- 
teilung der als Beweismittel vorgeſchlagenen dienſtlichen 
Aeußerung von Richtern, Staatsanwälten und Schriftfüh⸗ 
rern weicht der Verf. zum Teil von der Auffaſſung der 
Kommiſſion ab. Die Möglichkeit der Nichtbeeidigung von 
Zeugen möchte er weiter ausdehnen als die Kommilfion. 

An Stelle der an die liberale Vorſtellungswelt erinnern⸗ 
den Bezeichnung „Verteidiger“ ſchlägt Henkel die Bezeich⸗ 
nung „Fürſprecher“ vor. Das, was die Kommiſſion über 
die Stellung des Beſchuldigten im Verfahren ſagt, ins⸗ 
beſondere über ſeine Erklärungs⸗ und Wahrheitspflicht, 
hält Verf. für unbefriedigend. 

Er bedauert, daß die Kommiſſion den Unterſchied zwiſchen 
dem Freiſpruch wegen Nichtſchuld und dem Freiſpruch man⸗ 
gels Beweiſes in der Urteilsformel ſelbſt nicht hervortreten 
laſſen will. 

In der Frage der Neugeftaltung der Rechtsbehelfe ſtimmt 
der Verf. im weſentlichen mit der Kommiſſion überein, wo⸗ 
bei er beſonders auf die Urteilsrüge (Henkel ſchlägt dafür 
den Ausdruck „Rechtsrüge“ vor) eingeht. 

Zum Schluß wirft der Verf. die Frage auf, ob es nicht 
zweckmäßig ſei, das ſelbſtändige Sicherungsverfahren aus 


ne f. d. gef. Strafrechtswiſſenſchaft, 58, Bd., Heft 4/5, 
624 ff. 
5) 5. Ak. D. R. 5. Jahrh., Heft 22, S. 751 ff. 
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der Strafrechtspflege herauszunehmen und einem Richter 
der vorbeugenden Rechtspflege, dem Sicherungsrichter, zit 
zuweiſen. 

Eine Spezialfrage der Strafprozeßreform erörtert Senats⸗ 
präſident beim Reichsgericht a. D. Dr. h. c. Witt, in ſei⸗ 
nem Aufſatz „Gedanken und Bedenken zur Regelung der 
Rechtsmittel, namentlich der Urteilsrüge im Entwurf einer 
neuen Strafverfahrensordnung“). Der Verf. gibt darin 
auf Grund ſeiner praktiſchen Erfahrungen und ſeiner Kennt⸗ 
nis der bisher aufgetretenen Schwierigkeiten bei der höchſt⸗ 
richterlichen Rechtſprechung zahlreiche Anregungen zu der 
amtlichen Denkſchrift, auf die hier im einzelnen nicht weiter 
eingegangen werden kann. 


5 
* 


Im Gerichtssaal behandelt Landgerichtsdirektor i. R. 
Töwe für das kommende Strafrecht die Frage des 
Strafantrags) Nach einem geſchichtlichen Rückblick 
ſtellt Verf. die Gründe dar, die nach neuer Rechtsauffaſſung 
dafür und dawider geltend gemacht werden können. Die 
wichtigſten Fragen, die Verf. dann unterſucht, ſind: Umfang 
der Ankragsdelikte, Rechtsnatur des Antrags, der Antrags- 
berechtigte, der Tod des Verletzten, Antrag von Behörden- 
leitern, Formen und Friſten für den Strafantrag, der 
Grundſatz der Unteilbarkeit, Zurücknahme des Antrags, 
Verjährung und Verzicht, Staatsanwaltſchaft und Antrag. 

Verf. ſpricht ſich grundſätzlich für die Beibehaltung von 
Antragsdelikten aus, weil nach allgemeiner Lebens⸗ 
anſchauung manche Delikte für die Beteiligten eine fo ge- 
ringe Bedeutung haben, daß die ſtaatlichen Intereſſen zu⸗ 
rücktreten können, und weil bei anderen Delikten der Ber- 
letzte ein Recht darauf hat, daß ihm eine öffentliche Ver⸗ 
handlung erſpart bleibt. 

> 


Prof. Peters, Köln, ſchreibt in der geitſchrift f. d. 
geſamte Strafrechtswiſſenſchaft über eine der umſtrittenſten 
Fragen des künftigen Jugendſtrafrechts: „Die unbeſtimmte 
Verurteilung im Jugendſtrafrecht“): 

Das kommende Strafgeſetzbuch wird für Erwachſene die 
Verurteilung zu einer nicht feſt beſtimmten Strafe nicht 
tennen. Für das davon getrennt zu regelnde Zugendftraf: 
recht erörtert Peters die grundſätzlichen Probleme und die 
Durchführung im einzelnen. Er hält die unbeſtimmte Ber- 
urteilung mit der auf dem Vergeltungsgedanken aufbauen: 
den Jugendſtrafe für vereinbar und auch für zweckmäßig, 
wobei er an die öſterreichiſchen Erfahrungen mit der un- 
beſtimmten Verurteilung erinnert. Ueber die von ihm für 
die Ausgeſtaltung des Verfahrens gemachten konkreten Vor⸗ 
ſchläge muß hier verwieſen werden. 

Dr. Horſt Horſtmann, Berlin 


or 


Heinrich Lange: „Boden, Ware und Geld.“ J. Teil: Grund- 
fragen (74 S.). II. Teil: Boden (123 S.). (Heinrich Stoll 
und Heinrich Lange: Grundriſſe des Deutſchen Rechts). 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) in Tü- 
bingen 1937. 


Mit dem noch ausſtehenden III. Teil („Ware und Geld“) 
wird dieſer Grundriß den beiden Vorleſungen „Boden“ 
und „Ware und Geld“ entſprechen. Es iſt bemerkenswert, 
daß Lange im Aufbau ſich von der Studienordnung löſt: 
Was er im I. Teil („Grundfragen“) bringt, iſt ein „Allge⸗ 
meiner Teil“ des Sachenrechts: Hier werden im 1. Abſchnitt 
die geſchichtlichen Grundlagen behandelt, dann im 2. Ab- 
ſchnitt „das Sachenrecht“, ein der Studienordnung be⸗ 
kanntlich unbekannter Begriff, dann folgen die allgemeinen 
Lehren über die Sachen (da dies eine Angelegenheit iſt, 
die auch Schuldrecht, Familienrecht uſw. angeht, ſo iſt es 
alfo noch konſequenter, wenn das BOB. fie im Allgemeinen 
Teil regelt); im 4. Abſchnitt folgen Eigentum und Veſitz⸗ 
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ſchutz, alſo insbeſondere der Eigentumsſchutz, die Heraus⸗ 
gabe und der Beſitzſchutz, und im 5. Abſchnitt, Rechtsgrund 
und Erwerb im Sachenrecht des BGB., werden die ding- 
lichen Geſchäfte, der Erwerb einſchließlich Erwerbes vom 
Nichtberechtigten, und ſchließlich der Einfluß des Belt- 
ablaufs auf dingliche Rechte behandelt. Der II. Teil, 
„Boden“, enthält das beſondere Bodenrecht. 


Es war von dem Verfaſſer zu erwarten, daß er das 
Geſchichtliche und das Rechtspolitiſche überall ſtark betont. 
Die Schrift lieſt ſich daher überaus anregend. Auf der 
anderen Seite freilich kollidiert der Verfaſſer auf dieſe 
Weiſe noch ſtärker mit der ihm nun einmal geſetzten räum⸗ 
lichen Grenze. Nach meiner Ueberzeugung iſt gerade dieſer 
beſonders lebendig und gedankenreich gearbeitete Grundriß 
geeignet, Zweifel daran zu erwecken, ob man ſo ſchwierige 
und komplizierte Rechtsgebiete wie das Sachenrecht den 
Studenten in Grundrißform nahebringen kann. Man 
nehme nur das Beiſpiel der Grundpfandrechte: Sie ſind 
behandelt auf rund 20 Seiten (S. 171 ff.). Der Verfaſſer 
hat ſich nun bemüht, dieſer Knappheit des Raumes dadurch 
Rechnung zu tragen, daß er möglichſt immer alle Pfand- 
rechte und fogar noch die Reallaſt dazu gemeinſam be⸗ 
handelt unter jeweiliger Hervorhebung der Unterſchiede. 
Ein ſolches gleichzeitiges Spiel mit vier Bällen in der Luft 
iſt für einen Könner wie den Verfaſſer möglich, aber ich 
möchte glauben, daß dem Anfänger dabei ſchwindlig wird. 
Wir wiſſen doch alle aus unſeren Lehrerfahrungen, welche 
Mühe es koſtet, bis der Anfänger etwa den § 1138 BGB, 
begriffen hat. — Dieſe Engigkeit des Raumes iſt wohl auch 
ſchuld daran, wenn der Verfaſſer (S. 176) ausführt, die 
Grundſchuld fei, auch wenn fie tatſächlich eine Forderung 
ſichere, unabhängig von ihr, ohne daß er hinzufügt, 
daß dieſe Unabhängigkeit nur ſehr relativ iſt, daß alſo 
bei Nichtbeſtehen der geſicherten Forderung der Eigen: 
tümer Anſpruch und Einrede aus ungerechtfertigter Ber 
reicherung hat und dieſe Einrede erſt durch gutgläubigen 
Erwerb der Grundſchuld verliert (f. § 1157 i. V. 5 1192). 
Ich möchte auch bezweifeln, ob dem Anfänger damit gedient 
iſt, wenn der Verfaſſer die beſondere Regelung von Scha⸗ 
denserſatz uſw. bei dem Eigentumsherausgabeanſpruch in 
folgender Weiſe beleuchtet (S. 49): „Die Regelung der 
Schadenserſatzpflicht (hier fehlt: und der Pflicht zur Her- 
ausgabe von Nutzungen uſw.) geht von dem vertragsloſen 
Verhältnis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer aus und be— 
zweckt, die Lage des gutgläubigen Beſitzers gegenüber An- 
ſprüchen aus unerlaubter Handlung oder ungerechtfertigter 
Bereicherung, nicht aber gegenüber ſolchen aus Vertrag zu 
erleichtern.“ Man vergleiche damit die faſt behaglich breite 
Darſtellung bei Heck, Sachenrecht (S. 278 ff.): ich möchte 
glauben, daß der Anfänger für das Verſtändnis der Heck⸗ 
ſchen Ausführungen weniger geit braucht als für das Ver⸗ 
ſtändnis dieſes einen kurzen Satzes bei Lange. 


Sachlich ſtimme ich den Ausführungen durchweg zu. 
Gelegentlich habe ich allerdings den Eindruck, als ob der 
Verfaſſer in ſeiner Kritik des überlieferten Rechts zu weit 
geht: So wird er m. E. dem Recht vor 1933 nicht gerecht, 
wenn er als „allgemeine Grenzen der dinglichen Rechts⸗ 
macht“ zwar das in feiner Engigkeit überſpitzt individua: 
liſtiſche Schikaueverbot des $ 226 anführt, aber nicht hingu- 
ſetzt, daß unſere Väter längſt dazu gelangt ſind, den § 242 
als allgemeine Schranke der Rechtsmacht und der Rechts⸗ 
ausübung aufzufaſſen. — Nicht zuſtimmen kann ich den 
Ausführungen über das abſtrakte dingliche Geſchäft: So 
ſagt Lange, daß der Grundſatz der Abſtraktheit des ding- 
lichen Verfügungsgeſchäftes „nirgends ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen“ fei und daß er nur mittelbar aus § 817 Satz 2 
zu folgern ſei (S. 66). Dem kann ich in beiden Punkten 
nicht zuſtimmen: Die Abſtraktheit etwa der Uebereignung 
von Fahrnis erſcheint mir inſofern klar ausgeſprochen zu 
fein, als & 929 für den Eigentumsübergang im Gegenſatz 
etwa zum öſterreichiſchen Allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buch nur Einigung und Uebergabe, dagegen keinen Gr- 
werbstitel ſordert und deutlich zum Ausdruck bringt, daß 
er die Vorausſetzungen des Eigentumsübergangs erſchöpfend 
regeln will. Und was $ 817 Satz 2 betrifft, fo erſcheint 


mir durch die (von Lange zitierten) wirklich meifter- 
haften Ausführungen Hecks nachgewieſen zu ſein, daß 
dieſe Vorſchrift auf irrigen Vorausſetzungen beruht und 
uns nicht hindern kann, auf abſtrakte Rechtsgeſchäfte den 
§ 138 BOB. anzuwenden. — Mir leuchtet ferner nicht ein, 
warum das abſtrakte Rechtsgeſchäft inſofern der Geiſtes⸗ 
haltung des Liberalismus entſprechen ſoll, als es einen 
Sieg der Willensherrſchaft, eine rückſichtsloſe Verwirklichung 
des Parteiwillens bedeute (S. 9.): der Haupteinwand gegen 
die Abſtraktheit der Uebereignung iſt doch gerade, daß hier 
Dinge auseinandergeriſſen werden, die von den Parteien 
als etwas Zuſammengehöriges gewollt ſind. Ich würde alſo 
eher ſagen, daß das Geſetz ſich hier über den Parteiwillen 
ohne triftige Gründe und mit ſehr bedenklichen Folgen 
(bei Lange nicht dargeſtellt, ſ. S. 67) hinwegſetzt. 

Ich perſönlich hätte es begrüßt, wenn eine Schrift von 
ſo grundſätzlicher Betrachtungsweiſe auf die Zuſammen⸗ 
hänge des Bodenrechts mit der Wirtſchaftsordnung mehr 
eingegangen wäre. Ich denke dabei vor allem an die Aus- 
führungen auf S. 37 f.: Es ift hier von der Pflicht des 
Eigentümers die Rede, ſein Eigentum zu erhalten und 
beſtmöglich auszunutzen. Es folgt dann der Satz: Wer des 
Gutes „nicht wert iſt, muß von ihm weichen (Abmeierung, 
Unfähigkeit, Betriebsführer zu fein)“. Das ift* in dieſer 
Kürze m. E. geeignet, bei Anfängern falſche Vorſtellungen 
zu erwecken. Bekanntlich wird der Fabrikant, der ſeine 
Fabrik ſchlecht bewirtſchaftet, nicht für unfähig erklärt, 
Betriebsführer zu ſein (und außerdem würde dies ja auch 
nicht bedeuten, daß er von der Fabrik weichen müßte), 
dagegen wirkt in der gewerblichen Wirtſchaft und ja übri⸗ 
gens auch in der Landwirtſchaft außerhalb des Bereiches 
des REG. das automatiſche Ausleſeverfahren durch Zwangs⸗ 
verſteigerung und Konkurs. Dieſes automatiſche Auslefe- 
verfahren ſcheint mir in der heutigen deutſchen Wirtſchaft 
weſentlich mehr Lebensbedeutung zu beſitzen als die erbhof⸗ 
rechtliche Abmeierung, und es wird ja auch bekanntlich 
vom Nationalſozialismus keineswegs als überlebtes Rechts⸗ 
inſtitut der liberalen Epoche aufgefaßt. Es zeigt ſich m. E. 
hier, wie fruchtbar eine Zuſammenarbeit zwiſchen der 
Wiſſenſchaft vom bürgerlichen Recht und der vom Wirt- 
ſchaftsverfaſſungsrecht ſein könnte. Die Arbeit von Lange 
bedeutet im Vergleich zu früheren Schriften ſchon einen 
erheblichen Fortſchritt in dieſer Richtung. 

In dieſer Beſprechung haben Bedenken und Zweifel ſehr 
viel mehr Raum eingenommen, als es der grundſätzlichen 
Bejahung entſpricht, mit welcher der Referent dem juriſti⸗ 
ſchen Denken des Verfaſſers gegenüberſteht. Den Kampf 
gegen den Grundriß, als welchen jedes Schreiben eines 
Grundriſſes über ſolche Gebiete wie das Bodenrecht ſich 
nun einmal darſtellt, hat der Verfaſſer m. €. ebenſowenig 
gewonnen wie mehrere andere Grundrißverfaſſer. Daß 
dieſes Buch neben einem ausführlichen Lehrbuch vorzügliche 
Dienſte leiſtet, ſoll ſicherheitshalber ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben werden. 

Prof. Großmann⸗Doerth, Freiburg 
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Gottfried Neeße: „Leitſätze für ein deutſches Jugendrecht“. 
Stuttgart und Berlin 1938; 110 Seiten. 

Der Verfaſſer führt in der vorliegenden Schrift ſeine 
früheren jugendrechtlichen Arbeiten um ein beträchtliches 
Stück weiter. Er zieht zugleich aus der ſeitherigen Ent- 
wicklung die notwendigen Folgerungen und gelangt zu einer 
Erfaſſung des Jugendrechts als einer lebendigen Ein⸗ 
heit. Daß letzteres überhaupt bereits möglich iſt, liegt 
entſcheidend daran, daß durch den politiſchen Einſatz der 
Hitler-Jugend eine einheitliche deutſche Jugendordnung ge- 
ſchaffen worden iſt. Vermochte nämlich die Vergangenheit 
infolge der Zerſplitterung auch der Jugend nur den ein- 
zelnen Jugendlichen und auch ihn nur als „Minderjähri⸗ 
gen“ zu ſehen, ſo lebt heute die deutſche Jugend als eine 
der großen völkiſchen Teil⸗Gemeinſchaften nach ihrem Weſen 
und nach ihrem Recht. Dieſer Wandel wird von Neeße ſehr 
zu Recht in den Mittelpunkt feiner „Grundlegung“ geſtellt. 
Denn er bezeichnet ſchlagartig die Vorausſetzungen, von 
denen her allein das Recht der Jugend — das Jugendrecht 
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als die von einer Lebensgemeinſchaft gepräg e Einheit be- 
griffen werden kann. Die mechaniſche Summe zahllofer 
Paragraphen macht dieſes Jugendrecht freilich nicht aus, 
und auch eine wahlloſe Zuſammenſtellung der verſchiedenſten 
Rechtsnormen, die ſich mit dem Jugendlichen befaſſen, wäre 
unſachgemäß. Entſcheidend zeigt fih vielmehr das Zugend- 
recht als eine vom Leben bewegte Macht dort, wo „die 
Jugend im Brennpunkt der Regelung“ ſteht, d. h. wo 
fie als Ordnung eigener Art tätig ift. Die jugendrechtlichen 
Vorſchriften dienen dem dreifachen Ziel der Förderung, des 
Schutzes und des Einſatzes der Jugend, und ſie gliedern ſich 
ihrem Sachverhalte nach in Jugendverfaſſungs⸗, Arbeits-, 
Pflege- und Strafrecht — eine Gliederung übrigens, wie 
fie der Rechtsorganiſation der 99. jeit Jahren zugrunde 
liegt. Ueber allem aber ſteht die Idee der Erziehung, die 
— abgeſehen vom Strafrecht mit ſeinem Sühnegedanken — 
an die Stelle einer weichlichen Fürſorge getreten iſt und 
die feſte Verbindung des Jugendrechtes zu den anderen 
großen völkiſchen Rechtsgebieten deutlich zeigt. 

Von außerordentlicher Wichtigkeit ift das Jugend- 
verfaſſungsrecht — ſchon wegen ſeiner bisherigen 
Vernachläſſigung, ſodann aber wegen ſeiner Bedeutung für 
das Ganze des Jugendrechts. Denn hier werden die ſach⸗ 
lichen Vorausſetzungen für die an der Jugend und durch 
die Jugend zu leiſtende Arbeit geſchaffen, und das Ber- 
hältnis zwiſchen Jugend, Partei und Staat beiſpielsweiſe 
entfaltet ſeine Wirkungen auf allen übrigen Rechtsgebieten. 
Neeße gibt eine hervorragende Ueberſicht über die Teil⸗ 
fragen des Jugendverfaſſungsrechtes und bezeichnet als deſ⸗ 
ſen oberſten Grundſatz die Idee der Selbſtführung, 
die ſich in jeder Hinſicht bewährt hat und all den Verſuchen 
gegenüber in Schutz zu nehmen iſt, die das Leben der 
Jugend irgendwelchen Reglements unterwerfen möchten. 
Auch ift die deutſche Jugend, die in der 99. geeint iſt, 
feine Staatsjugend im üblichen Sinne, weil ſie auf 
den Grundſatz der Freiwilligkeit aufgebaut bleibt. Die 
Stellung des Reichsjugendführers als einer Oberſten Reids- 
behörde iſt für dieſe verfaſſungsrechtliche Lage der Jugend 
ebenſo bezeichnend wie die in der 93. geſchaffene „Schmelz 
ſtelle“ von Partei und Staat. Bon größter Bedeutung iſt 
ſchließlich das Geſetz über die Hitlerjugend vom 1. 12. 1936, 
deſſen bisherige wiſſenſchaftliche Behandlung allerdings 
ebenſo unbefriedigend iſt wie ſeine völlig ſinnwidrige Ein⸗ 
ordnung etwa in das Bürgerliche Recht bei Schönfelder, 
Deutſche Reichsgeſetze. 

Hier ſowie in den anderen jugendrechtlichen Fragen be⸗ 
währt ſich Neeße als ein erfahrener Kenner, der ein ge⸗ 
ſundes Urteil beſitzt. Wenn auch gegen dieſen oder jenen 
der insgeſamt 70 Leitſätze Einwände erhoben werden fönn- 
ten, ſo ändert dies nichts an dem Erfolg der geſamten 
Schrift. Denn es hat ſich als dringend notwendig erwieſen, 
von den vielen, bereits in Angriff genommenen Einzelfra- 
gen des Jugendrechtes her das Ganze zu erfaſſen, Berbin- 
dungslinien zu ziehen und die Gefahr zu bannen, daß alles 
einmal ins Nichts zerfließt. In dieſer notwendigen Zu⸗ 
ſammenfaſſung und ihrer inneren Begründung liegt das 
größte Verdienſt der neuen Arbeit Neeßes, die die Einheit 
des deutſchen Jugendrechts theoretiſch erhärtet und frucht⸗ 
bar macht. Dieſe ſachlichen Vorzüge werden erhöht durch 
eine klare Sprache und Begriffsbildung und durch die ger 
ſchickte Erläuterung der einzelnen Leitſätze. 

Dr. jur. habil. H.⸗H. Dietze, Würzburg 

Adolf Schönke: „Zivilprozeßrecht.“ Eine ſyſtematiſche 

Darſtellung. R. v. Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin, 
414 S. 


Eine ausführliche ſyſtematiſche Darſtellung des Zivil 
orozeßrechts fehlt ſeit Jahren völlig, ſo daß der Student, 
Referendar wie der Praktiker darauf angewieſen waren, 
uch zum theoretiſchen Studium Erläuterungsbücher zu ver⸗ 
wenden, die ihrer Aufgabe und Beſtimmung gemäß zu 
dieſem Zweck nicht geeignet waren. 

Das vorliegende Werk des Verfaſſers ſchließt daher 
eine empfindliche Lücke. Verfaſſer hat es verſtanden, auf 
verhältnismäßig engem Raum das weite Gebiet des Ber- 
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fahrensrechts (mit Ausnahme des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
rechtes) in ſehr überſichtlicher und anſprechender Form 
zu behandeln. Obwohl es in weitem Umfang und in ſehr 
geſchickter Auswahl Schrifttum und Rechtſprechung ver⸗ 
wertet, auch wertvolle Hinweiſe auf ausländiſches Schrift⸗ 
tum enthält und trotz der Schwierigkeit des Stoffes iſt es 
leicht verſtändlich gehalten. 

Geſetzgebung und Rechtſprechung find bis zum Oktober 
1938 verwertet. 

Eine Erörterung des reichen Inhalts im einzelnen 
würde den Rahmen dieſer Beſprechung ſprengen. Ich ver- 
weiſe im einzelnen nur auf die klare Darſtellung über das 
Weſen des Zivilprozeßrechts und die einleuchtende Begrün⸗ 
dung, mit der Verfaſſer die alte Lehre von dem Rechts- 
ſchutzanſpruch des einzelnen gegen den Staat als ſubjek⸗ 
tives öffentliches Recht ablehnt, auf die Ausführungen über 
die Beweislaſt, die die enge Fühlung des Verfaſſers mit 
dem praktiſchen Rechtsleben zeigen, und über das wichtige 
und beſonders ſchwierige Gebiet der Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen. 

Der Aufgabe eines Lehrbuchs entſprechend zeigt Ber- 
faſſer im weſentlichen die herrſchende Meinung, er gibt 
aber auch für eine Fortentwicklung der Rechtſprechung 
wertvolle Fingerzeige, ſo bei der Behandlung der praktiſch 
notwendigen, von der Rechtſprechung immer noch abge⸗ 
lehnten Zuläſſigkeit einer hilfsweiſen Widerklage (S. 171). 

Die Durcharbeitung des Buches wird nicht nur dem 
Studenten und dem Referendar, ſondern auch dem älteren 
Rechtswahrer von großem Nutzen ſein. Hoffentlich kann 
Verfaſſer bald eine Darſtellung des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
rechts folgen laſſen. 

Rechtsanwalt Herbert Sch neider, Karlsruhe 
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Peter Wenz: „Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen.“ Heft 17 der Schriftenreihe „Rechtspflege 
und Verwaltung“, Schriftenreihe für Rechtspfleger⸗ 
anwärter und Ausbilder, herausgegeben von Ober: 
regierungsrat Joſef Singer und Juſtizinſpektor Walter 
Mieth. Deutſcher Rechtsverlag GmbH., Berlin 1938. 
(223 S.) 

Die ſchwierige Materie des Zwangsverſteigerungs⸗ und 
Zwangsverwaltungsrechts ift in dieſem Buche in klarer 
und gemeinverſtändlicher Weiſe dargeſtellt. Die ganze Dar- 
ſtellung iſt durch gute Beiſpiele (geringſtes Gebot, Teilungs⸗ 
plan) aufgelockert. Das Buch, deſſen Verfaſſer als Schrift: 
ſteller wohlbekannt iſt, wird ſeinen Zweck, der Ausbildung 
der Rechtspflegeranwärter zu dienen, beſtens erfüllen. Es 
kann auch den Referendaren und ihren Gemeinſchaftsleitern 
beſtens empfohlen werden, 

Erhebliche Schwierigkeiten bereiten im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren vorkommende fog. relative Rangverſchie⸗ 
bungen (§ 881 Abſ. 4 BOB.) Dieſe kommen zufolge Aus- 
wirkung der Beſtimmungen des Aufwertungsgeſetzes durch⸗ 
aus nicht zu ſelten vor. Es dürfte ſich empfehlen, einer 
weiteren Auflage eine Darſtellung dieſes Rechtsproblems 
beizufügen. 

Amtsgerichtsrat Dr. jur. Herfurth, Dresden. 

Dr. Boſchan: „Der Nachlaßrichter und ſeine Abteilung.“ 
Deutſcher Rechtsverlag, Berlin 1938, 


Das Buch zeugt von einer überragenden einſchlägigen 
praktiſchen Wiſſensfülle des Verfaſſers und wird auch von 
dem erfahrenen Nachlaßrichter in mancher nicht alltäg⸗ 
lichen Frage mit Erfolg zu Rate gezogen werden. Mit 
ſeinen zahlreichen Verfügungsentwürfen wird es aber auch 
Richtern und Rechtspflegern bei der Einarbeitung in ein 
nachlaßgerichtliches Dezernat eine willkommene Handhabe 
bedeuten. Ein Abſchnitt der Darſtellung iſt durch das 
Geſetz über die Errichtung von Teſtamenten und Erbver- 
trägen vom 31. Juli 1938 nach Erſcheinen des Buches zwar 
teilweiſe überholt worden. Der praktiſche Wert des Büchleins 
im übrigen wird dadurch nicht beeinträchtigt. Ebenſowenig 
iſt dies durch einige feſtzuſtellende Unſtimmigkeiten der 
Fall. So ift z. B. die Darſtellung der Anerbenfolge durch 
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Wiedergabe der geſetzlichen Beſtimmungen infolge uner- 
klärlichen Nichtabdrucks der §E 7 bis 12 EHRV. unvoll⸗ 
ſtändig, ganz davon abgeſehen, daß überhaupt der Beſitz 
der Vorſchriften der Erbhofgeſetze als eines überwältigen⸗ 
den Geſetzeswerkes des Dritten Reiches bei jedem Benutzer 
des Buches vorausgeſetzt werden ſollte. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhange ſei auch die in dem Buch (S. 79) mehrfach 
verwendete ſinnwidrige Bezeichnung „Erbhofbauer“ gerügt; 
wer keinen Erbhof hat, iſt kein Bauer. Zu loben iſt die 
durchweg zutage tretende Berückſichtigung national⸗ 
ſozialiſtiſchen Gedankenguts, wie denn überhaupt der Ver⸗ 
faſſer die hohe nachlaß richterliche Aufgabe darin ſieht, 
„den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen der Förderung 
und Erhaltung der Familie und des Familienguts ſowie 
dem Aufbau des auf Raſſegrundſätzen beruhenden deutſchen 
Volksſtaates und der Erhaltung deutſchen Volksvermögens 
Geltung zu verſchaffen.“ 


Amtsgerichtsrat Dr. Linkhorſt, Lieberoſe 


se 


Dr. J. Kölble: „Behördenfeindliche Verwaltungsjuſtiz“. 
Deutſcher Rechtsverlag, Berlin. 


In einer leſenswerten Studie wendet fih Kölblhe gegen 
die in der Verwaltungswiſſenſchaft und in der Rechtſprechung 
der Verwaltungsgerichte ausgebildeten Lehre über die 
Grenzen der Rechts⸗ und Ermeſſensſphäre und die in dieſem 
Zuſammenhange entwickelten Grundſätze vom Ermeſſens⸗ 
mißbrauch und den unbekannten Rechtsbegriffen. Die Her⸗ 
kunft des ganzen Problemkreiſes aus dem Mißtrauen der 
liberalen Verwaltungswiſſenſchaft gegen die Loyalität der 
Verwaltungsbehörden wird überzeugend nachgewieſen. 
Was den Wert der Arbeit erhöht, iſt die Tatſache, daß 
Kölble ſich nicht nur auf eine kurze Ueberſicht über die Ent- 
wicklung der Probleme in der verwaltungsgerichtlichen Qi- 
teratur ſeit dem letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts 
beſchränkt, ſondern mit der Darlegung der Stellungnahme 
des PrO G. zu den fog. unbeſtimmten Rechtsbegrifſen des 
Polizeirechts ein ſehr anſchauliches Beiſpiel für das all- 
mähliche Eindringen der liberalen Anſchauungen in die 
Verwaltungspraxis bringt. Für die Gegenwart und für die 
rechtspolitiſche Geſtaltung der Verwaltungskontrolle bezieht 
Kölble die abſolute Gegenpoſition gegen die liberale Rechts⸗ 
wiſſenſchaft: „Heute hat eine verwaltungszechtliche Unter- 
ſuchung davon auszugehen, daß die Organe der Verwal— 
tung ebenſo wie alle anderen Beamten des Staates grund— 
ſätzlich die Vermutung der Sachlichkeit und Gerechtigkeits⸗ 
liebe für ſich haben“ (S. 45). 

Daraus folgt dann, daß die typiſch liberalen Sicherheits⸗ 
mittel gegen die befürchtete Unſachlichkeit der Verwaltungs- 
behörden überflüſſig werden. Der zweite Schritt iſt die 
Forderung nach einer Reviſion der zur Erhöhung der 
Rechtsſicherheit des einzelnen entwickelten Lehre über die 
Scheidung von Recht und Ermeſſen, damit der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit in Zukunft die Möglichkeit offen ſteht, 
„auch Zweckmäßigkeits⸗ und Ermeſſens⸗Geſichtspunkte zu 
berückſichtigen, um ſich ein volles Bild von der wirklich 
konkreten Situation, nicht nur ihrem tatbeſtandsmäßigen 
juriſtiſchen Abglanz, zu machen“ (S. 46). 

Man wird dieſen Ergebniſſen weitgehendſt folgen können. 
Freilich erhebt ſich dabei die Frage, ob mit einer ſolchen 
Reuiſion von Teilfragen auf dem weiten Gebiete der Ber- 
waltungsgerichtsbarkeit eine wirklich brauchbare Löſung des 
geſamten Problems der Verwaltungskontrolle überhaupt 
möglich iſt. Die Schwierigkeit beſteht darin, ob man eine 
ſolche Beſeitigung der Scheidung von Recht und Ermeſſen 
mit einer grundſätzlichen Aufrechterhaltung der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit in ihren heutigen Formen vereinbaren 
kann, wie der Verfaſſer es offenſichtlich im Sinne hat. Die 
typiſche Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt in ihrer heute be⸗ 
ſtehenden Form Juſtiz, ſetzt alſo einen Rechtsſtreit zwiſchen 
den einzelnen Volksgenoſſen und dem Staat voraus, in dem 
durch das Urteil eines Gerichtshofes unterſucht werden ſoll, 
ob ein konkreter Verwaltungsakt rechtmäßig iſt oder nicht. 
Damit wird aber das Gericht mehr oder weniger zwangs- 


läufig dazu getrieben, den geſamten Tatbeſtand nach ſog. 
„rechtlichen“ Geſichtspunkten zu beurteilen und alle irgend- 
wie „außerrechtlichen“ Momente wie Ermeſſensfragen und 
dergl. entweder außer acht zu laſſen oder aber in die 
typiſch „rechtliche“ Betrachtungsweife einzubeziehen. Die 
liberale Verwaltungswiſſenſchaft und Verwaltungspraxis 
haben dieſe Frage dadurch gelöſt, daß ſie die Gleichſetzung 
von Recht und Norm als juriſtiſche Grundtatſache dargeſtellt 
und auf dieſer Grundlage ein innerlich geſchloſſenes und 
folgerichtiges Verwaltungsſyſtem entwickelt haben, in dem 
auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit ihren beſtimmten feſt 
umriſſenen Platz einnimmt. Wenn man alfo nunmehr die 
Unrichtigkeit dieſer geſamten Konſtruktion erkennt, ſo kann 
man ſich nicht darauf beſchränken, lediglich die Behandlung 
der Ermeſſensſragen zu ändern und zu reformieren, im 
übrigen aber das geſamte Gebäude des Verwaltungs 
prozeſſes zu erhalten. Man kann nicht formell den Prozeß 
auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts anerkennen und 
aufrechterhalten und gleichzeitig materiell dieſem Prozeß⸗ 
verfahren die weſentlichen Grundlagen und Stützen ent- 
ziehen, ohne notgedrungen zu der Erkenntnis zu kommen, 
daß eine fo geartete Verwaltungskontrolle eben kein Pro- 
zeß mehr fein kann. Wenn Kölble in feiner ſonſt fo inter- 
eſſanten Unterſuchung bis zu dieſen letzten Konſequenzen 
vorgedrungen wäre, hätte er feiner Arbeit eine grund- 
legende Bedeutung für die geſamte Auseinanderſetzung 
über das Problem der Verwaltungsgerichtsbarkeit geben 
können. Der Wert ſeiner Arbeit liegt aber zweifellos 
darin, daß ſie zum Nachdenken nicht nur über die an⸗ 
geſchnittene Frage, ſondern über das Geſamtproblem der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit außerordentlich anregt. 

Dr. H. Muth, Berlin 


* 


Riecke - Manteuffel: „Der ländliche Grundſtücksverkehr, ins⸗ 
beſondere die Grundſtücksverkehrsbekanntmachung vom 
26. Januar 1937.“ Mit einem Geleitwort des Reichs⸗ 
bauernführers R. Walther Darré. 2. verbeſſerte und 
ergänzte Auflage. Reichsnährſtand⸗Verlags⸗Geſ. m. b. H., 
Berlin 1938. 


In Heft 21/22 des vorigen Jahres (1937) dieſer Zeit- 
ſchrift ift die erſte Ausgabe dieſes Kommentars beſprochen 
worden. Das ſeit ihrem Erſcheinen vergangene Jahr hat 
die Auswirkungen und die praktiſche Bedeutung der Grund⸗ 
ſtücksverkehrsbekanntmachung genügend erkennen laſſen. 
Darüber hinaus ift die GVB. mit Wirkung vom 1. 8. 1938 
im Lande Oeſterreich eingeführt worden. Es iſt daher zu 
begrüßen, daß die Verfaſſer dieſen Zeitpunkt benutzt haben, 
die 2. Auflage ihres Kommentars herauszugeben und darin 
die in der Zwiſchenzeit geſammelten Erfahrungen auszu⸗ 
werten ſowie in der Praxis aufgetretene Zweifelsfragen zu 
behandeln. 

Der in der erſten Ausgabe durchgeführte Aufbau des 
Kommentars iſt im weſentlichen beibehalten. Die Erläute⸗ 
rungen ſind überarbeitet und auf den neueſten Stand er⸗ 
gänzt. Neue Erlaſſe und Richtlinien der zuſtändigen 
Reichsminiſterien und anderer oberſter Reichsbehörden find 
ſinnvoll eingearbeitet und im 2. Teil im Wortlaut wieder⸗ 
gegeben. 

Wenn man auch in einzelnen Punkten eine andere An⸗ 
ſicht vertreten kann (3. B. bei der Frage des Kettenankaufes 
(S. 58), bei der Behandlung von Rechtsgeſchäften unter der 
Mindeſtgrenze, wenn ein Jude beteiligt iſt (S. 68/69), hin⸗ 
ſichtlich der Heuerlingsverträge (S. 80), bezüglich des Er- 
werbs durch Verufsfremde für eines ihrer Kinder, das 
ſpäter Landwirt werden ſoll (S. 146) ufw.), fo iſt den Aus⸗ 
führungen und Erläuterungen doch im weſentlichen beizu⸗ 
ſtimmen. An einigen Stellen wären jedoch weitere Hin⸗ 
weiſe und Ausführungen erwünſcht geweſen, ſo z. B. in dem 
Abſchuitt über die Genehmigung von Pachtverträgen 
(S. 167 fg.). Die Genehmigungsfreiheit von Zwangsver⸗ 
pachtungen und die Verpachtung von Einzelgrundſtücken 
durch einen Treuhänder nach der BO, zur Sicherung der 
Landbewirtſchaftung iſt nicht erörtert. Auch die Frage, ob 
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und inwieweit Pachtabtretungen fowie einzelne Arten von 
Pacht- oder ſonſtigen Nutzungsverträgen (z. B. Kies⸗, Gand- 
oder ähnliche Abbauverträge, Pacht der Obſtnutzung, Pen- 
ſionsviehverträge oder dergl.) genehmigungspflichtig ſind, iſt 
nicht behandelt. 

Der Kommentar bietet eine umfaſſende Zuſammenſtellung 
und wertvolle Erläuterung aller geſetzlichen Beſtimmungen, 
Richtlinien, Erlaſſe und Dienſtanweiſungen zum ländlichen 
Grundſtücksverkehr und wird in der Praxis unentbehrliche 
Dienſte leiſten. Nicolai, Berlin 
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Krieg⸗Bandmann: „Mietrecht“; 5. Auflage; Guttentagſche 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze Nr. 156. Verlag 
Walter de Gruyter & Co., Berlin 1938. 


In der Guttentagſchen Sammlung deutſcher Reichsgeſetze 
iſt nunmehr in 5. Auflage Krieg: „Mietrecht“ erſchienen. 
In einem einzigen Bande wird das geſamte Zwangsmiet⸗ 
recht zuſammengefaßt. Der Stoff iſt in vier große Ab⸗ 
ſchnitte eingeteilt: Die Mietzinsbildung, das Preisſtop⸗ 
recht, das Wohnungsrecht und der Mieterſchutz. Soweit es 
ſich nicht um reichsgeſetzliche Vorſchriften handelt, iſt nur 
Preußen und die Reichshauptſtadt Berlin berückſichtigt. 
Auszüge aus Koſtengeſetzen ſowie eine Auswahl von Rechts⸗ 
entſcheiden des Kammergerichts und des Bayriſchen Oberſten 
Landesgerichts, die heute noch Bedeutung beanſpruchen 
können, ſind den vier Hauptabſchnitten als Ergänzung 
beigefügt. 

Ein Buch wie das votliegende iſt für den täglichen Ge⸗ 


mit Leichtigkeit alle geſetzlichen Beſtimmungen und alle ein- 
ſchlägigen Verordnungen, Erlaſſe uſw. im Wortlaut auf und 
kann ſich ſo raſch über eine Rechtsfrage unterrichten. Das 
mühevolle Suchen nach den Rechtsquellen fällt weg, und 
man erſpart zugleich die Zeit des Aufſuchens in Geſetzes⸗ 
ſammlungen uſw. Zur Erleichterung der Geſetzesanwen⸗ 
dung dienen kurze Erläuterungen und Hinweiſe auf die 
Rechtſprechung bei den wichtigſten Geſetzen und Berord- 
nungen, eine Einrichtung, die die vorliegende 5. Auflage 
vor den früheren auszeichnet und die Verwendbarkeit des 
Buches noch weſentlich erhöht. Die Sorgfalt in der gu- 
ſammenſtellung und Ordnung aller Vorſchriften bedarf 
ebenſo der Hervorhebung wie der überſichtliche Drud, der 
ſchon äußerlich das Weſentliche vom Unweſentlichen fon- 
dert und ſo die ſachliche Ueberſicht erleichtert und fördert. 
Wer fid auf raſcheſtem Wege an Hand des Geſetzeswort⸗ 
lauts unterrichten will, muß zu dieſem Buche greifen. 
Rechtsanwalt und Notar Dr. Roquette, 
Königsberg i. Pr. 


* 


„Spione — Verräter — Saboteure!“ (Hermann Hillger 
Verlag, Berlin W9.) Preis broſch. 35 Pf. 


Im Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehr⸗ 
macht erſchien in der vom Reichsamt Deutſches Bolts- 
bildungswerk herausgegebenen Sammlung „Hillgers 
Deutſche Bücherei“ die obengenannte Aufklärungsſchrift, 
die die Arbeitsmethoden des feindlichen Nachrichtendienſtes 
darſtellt. Jeder Deutſche ſollte dieſe ſo wichtige Schrift 


brauch des Praktikers unentbehrlich. Man findet darin leſen. Wn. 
Der Abgeordnete Ernſt Kundt⸗Prag zum Jahres wechſel an die Schriftleitung „Deutſches Recht nn 1 
Geſetz und Ret — Obergebietsführer Helmut Stellrecht, Berlin ..̃ͥ 2 
Grundſätze einer politiſchen Gemeinſchaftslehre — Prof. Krieck, Heidelbern 3 
Die Erziehung des Rechtswahrernachwuchſes — Dr. Lang, Weich tienen gg e ae 3 
Kampf um die Einmanngeſellſchaft m. b. 9. — Prof. Großmann⸗Doerth, n Ace a 9 
Gefangenen- und Strafentlaſſenenfürſorge — Dr. Lothar Luxenburg, Berlin en 17 
Schuldfeſtſtellung und Schuldabwägung im Eheſcheidungs⸗ und Eheaufhebungsurteil — Nechtsanwalt Dr. 

ene berg fr,, here U 19 
Die Grundzüge des § 55 Ehegeſetz — Rechtsanwalt Spott, Halls .000 00 24 
Rechtspolitik in der Praxis 

Iſt die Ehe⸗Herſtellungsklage gegenſtandslos geworden? (Landger.⸗Rat Vergenroth, Osnabrück) 27 — 

Rechtskräftiges Unrecht? (Staatsanwalt Graehl, Augsburg) 28 — Beſchuldigter oder Zeuge? (Amts⸗ 

gerichtsrat Donaubauer, Altötting (Ob., Bay.) 29 
Blick in die Zeit 

Neues italieniſches Verfaſſungsrecht (Dr. Horſtmann, Berlin) LE —gL— 30 
Aus der Rechtſprechung 

Arztrechtliche Entſcheidungen (Arnold Henna Berli)  ener. 31 
Neues Recht im Geſet lj De Be doco 0 ai 33 
Shaun ne Dee ne V a A es 


Yaupiichriftleiter: Profeſſor Dr Reinhard Höhn, Stellvertreter: Carl Herbert Wehmann, beide Berlin. — 


Für dle Anzeſgen 


verantworllich: Hans Neumaun⸗ Hofer, Berlin. Einſendung von Beitragen und Buſchriften an die Huuptſchriftleſtung, Berlin W 35, Hilde⸗ 


brandſtraze 8. 


Für unverlangte Manuſkripte kann eine Gewähr nicht übernommen werden, Rückſendung erfolg) uur, wenn Nodporto De 
Hlldebran 


Verlag. Deulſcher Rechls⸗Verlag G. m. 0 H (Abt. Zeilſchriſten⸗Verſag des Nalivual-Spgialiftifchen Rechlswahrerbundes, Berlin W35, 
trage 8. — Feruſprecher: 22 40 54. Poſtſchecklonto des Verlages: Poſtſcheckamt Berlin Nr. 45 176. (Es ali die Auzelgenpreisliſte Nr 7 vom t. Januar 


1938.) Druck: Deulſcher Verlag, Berlin SW 68, Kochſtraße. — D.⸗A. IV. 38: 88 733, = 
Einzelnummer RM. 1,— Verlagsort Berlin. 


lährlich (3 Doppelhefle). 


Bezugspreis RM. 3,— (zuzüglich 6 Npf. Veſtellgeld) viertel⸗ 


Als Hauptträger des deutschen Automobilexports baut die 


Adam Opel A. G. von jeher Wagen, die nicht nur im Inland, 
sondern auch auf allen Märkten der Welt siegreich bestehen. 
Die Konstruktion des OPEL KAPITAN, der den »Super 6« er- 
setzt, bedeutet einen weiteren konsequenten Schritt in dieser 
Richtung.Eine gestoppte Spitzengeschwindigkeit von 126 kmlstd. 
und eine Dauerleistung von 112 kmistd. auf der Autobahn, die 
unbedenklich auf Stunden durchgehalten werden kann, ist der 
beste Beweis für eine bis in jede Einzelheit fortschrittliche Tech- 
nik des OPEL KAPITÄN. Seine moderne Form, die elegante 
Ausstattung, seine Wirtschaftlichkeit und ein durch sorgfältigste 
Prüfung auserwähltes Material stellen diesen Wagen von An- 
fang an in die Reihe der erfolgreichsten Automobile der Welt. 


ADAM OPEL A.G, ROSSELSHEIM A.M. 


e 55 PS starker 2,5 Ltr. Motor 
e Hohe Wirtschafllichkeit 

e Ganzstahl-Karosserie 
Glänzende Kurvenlage 

e Großer, eleganter Innenraum 
e Moderne Armaturentafel 

e OPEL-Synchronfederung 

è Öldruckbremsen 

Limousine, zweitürig . RM 3575 
Limousine, viertürig . RM 3975 
Cabriolet ......... RM 4325 
Preise ab Werk 
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War Wilhelm Tell eIn Mörder? Daß er keiner war, erhellt am deutlichsten aus der 
Szene mit Johannes Parricida, in der Schiller den Tell sprechen läßt: „Zum Himmel heb ich meine reinen 
Hände, verfluche dich und deine Tat — gerächt hab ich die heilige Natur, die du geschändet — Nichts 
teil ich mit dir — Gemordet hast du, ich hab mein Teuerstes verteidigt.” Eine infame Greuelpropaganda 
versucht heute im Auslande, die Haltung der Blutzeugen des Deutschtums auf die geistige und moralische 
Ebene des Parricida herabzuwürdigen. Dieser Propaganda begegnet einer unserer besten Sachkenner 
auf dem Gebiete der politischen Prozesse 


RECHTSANWALT PROF. DR. FRIEDRICH GRIMM in der reichhaltigen Schrift: 


POLITISCHER MORD UND HELDENVEREHRUNG 


Bei jeder Buchhandlung erhältlich. Benutzen Sie 
den in diesem Heft befindlichen Bestellschein 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG BERLIN W35, HILDEBRANDSTRASSE 8 


| PREIS: Lw. RM. 2.40 | 


Vom 
Taschenkalender für Rechtsanwälte u. Notare 


Wahrhaftig ein Dofument! 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG - 


Der durch mehrere hervorragende Aufſätze zum 

Jugendverfaſſungsrecht und durch ſein Natur⸗ 

rechts⸗Buch bereits einer weiteren Öffentlichkeit 
bekannte Dozent 


Or. ſur. Hans-Helmut Diebe 


legt heute ein Buch vor, das erſtmalig das ge⸗ 

ſamte Rechtsſchrifttum über die HJ. zu einem 

einheitlichen, geradezu dokumentariſch wirkenden 
Gefüge zuſammenfaßt. Dieſes Buch 


Die Rechtsgeſtalt 
der Hitler ⸗Vugend 


gehört in die Hand aller Jugendführer, insbeſ. 
aller HJ.⸗Rechtsſtellen, der Eltern und Erzieher, 
der Jugend- und Vormundſchaftsrichter, über: 
haupt aller Rechtswahrer, die durch Beruf und 
perſönliches Intereſſe nicht darauf verzichten 
können, die Jugend als eigene Rechtsordnung und 
als Teil der Geſamtrechtsordnung zu begreifen. 


Umfang einſchl. Sachregiſter u. ausfübrl. Inhaltoberzeichnis 
255 Seiten 


Preis des Ganzleinenbandes: 


5.40 RIR. 


DEUTSCHER RECHT SVERLAG 


Berlin W 35, Hildebrandsfr. 8. Wien, I., Riemergasse 1 


PROF. DR. JUSTUS WILHELM HEDEMANN, BERLIN 
Bürgerliches Recht im Dritten Reich 


INHALT: 


1. Der Mikrokosmos des Rechts 

II. Die „Szenerie“ des Rechts und ihre Veränderlichkeit 
III. Das Wirken der menschlichen Leidenschaften in den Bezirken des 
bürgerlichen Rechts (die beiden Urtriebe menschlicher Beweglichkeit) 


1. Der Urtrieb zur Geselligkeit und seine 3 Richtungen 
a) Die Richtung auf die Familie 
b) Die Richtung auf das Geschäftsleben 
c) Die Richtung auf das Verbandswesen 

- Der Urtrieb zum eigenen Ich und seine 3 Richtungen 
a) Die Richtung auf das „Sein 
b) Die Richtung auf das „Naben“ 
c) Die Richtung auf das „Wirken“ 


ANHANG: 
Die Akademie für Deutschos Recht am 24. Juni 1938 in Wien 
(Ansprachen von Knoll, Hucber, Klausner, Frank, Schönbauer) 
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sind noch einige wenige Exemplare vorrätig, Sichern Sie sich, 
bitte, Ihre pünktliche Belieferung durch sofortige Bestellung ! 
Preis: 2.20 RM 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, Hildebrandstr.8 


Die praktiſchen 
Beiſpiele 
machen den kffekt! 


Wenn Sie einen der inzwiſchen 
ſchon Sehr zahlreich gewordenen 
Bände aus der Buchreihe 


deutsches Gerichtsweſen 


zur Hand nehmen, dann fühlen 
Sie ſich ſchon nach kurzem 
Studium in dem behandelten 
Dezernat wie zu Hauſe. Das 
machen vor allem die vielen 
praktiſchen Beiſpiele von Be⸗ 
ſchlüſſen, Verfügungen uſw., mit 
denen jedes Buch durchſetzt ift. 
Alle Einzelheiten ſagt Ihnen 
gern Ihr Buchhändler! 


Deutſcher Rechtsverlag 
Berlin⸗Wien 


Wer als Rechts wahrer 
mit 
Reichsmarkeröffnungsbilanzen, 
Satzungsanpassung, 
Umstellung und Umwandlung 
vonösterreichischen Kapitalgesell- 
schaften zu tun hat, braucht das 


einzige auf dem Büchermarkt vor- 
liegende einschlägige Buch von 


RECHTSANWALT 
DR. WERBERT GASSNER - WIEN 
Salzungsanpassung, 
Umstellung u. Umwandlung 
von Kapital -Gesellschaften 
in der Ostmark 


Prakt. Leitfaden m. Gesetzestexten 


Umfang: 110 Seiten 
(m. Mustersaizung für eine A-G.) 


Preis: kart. nur 1.80 RM 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG 
Berlin W35, Hildebrandstraße 8 
Wien, I. Bezirk, Riemergasse | 


Miſchehenvorſchriften 


von Dr. Schmidt⸗Klevenow 
Zuſammzenſtellung ſämtl. Miſch⸗ 
ehenvorſchr. m. graph. Darſtellung. 
Ein unentbehrliches Buch! 
Preis: 0.75 RM 


Die graph. Darſtellg. allein(ohne kext) 
koſtet 0.60 RM 


Deuischer Rechisverlag 
Berlin-Wien 


Prof. Dr. Herb. Meyer, Berlin 


DAS WESEN 
DES FÜHRERTUMS 


IN DER GERMANISCHEN 
VERFASSUNGS - GESCHICHTE 


Der bekannte Rechtshistoriker Her- 
bert Meyer gehört zu jenen Wissen- 
schaftlern der älteren Juristengene- 
ration, die einer neuen national- 
sozialistischen Rechtswissenschaft 
jahrzehntelang vorgearbeitet haben, 
Schon im Jahre 1902 veröffentlichte 
Herbert Meyer eine Arbeit über 
Jüdisches Hehlerrecht, welche für die 
damalige Zeit — die eine nicht- 
philosemitische Erforschung des 
Judentums durch Arier grundsätz- 
lich als „unwissenschaftlich““ abtat 
— eine außergewöhnliche Leistung 
darstellte und die ihre Aktualität 
bis auf den heutigen Tag bewahrt 
hat. Heute legt uns Rechtswahrern 
Herbert Meyer ein Buch vor, das uns 
an die rechtshistorischen Wurzeln 
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sekretären vom Gericht gepokert. Der Obersekretär sprang auf und schrie, das gehöre nicht zur Sache. 
Das möge sein, entgegnete der Angeklagte ruhig, es sei aber wahr. Er habe vorwiegend mit Ober- 
sekretären vom Gericht und Kriminalkommissaren gepokert. Er bekam zwanzig Mark Geldstrafe.“ 


Diese hübsche kleine Begebenheit (zur Beruhigung: sie käme heute nicht mehr vor) 
steht in den „Tagebuchblättern eines Amtsrichters“, die in dem schönen Buche 
. „RICHTER IM WERDEN" von Amtsgerichtsrat Dr. Helmut Schwabe veröffentlicht 
in feines Leinen gebundene Buch liest man in 
atemloser Spannung von der ersten bis zur letzten Zeile. Dabei kostet es nur so wenig: 


sind. Dieses 


144 Seiten starke, 


Er pokerte vorwiegend mit 
Oberſektretären vom Gericht . .. 


Er Rar RN 3. 
bekommen Sie es durch jede Buchhandlung 


Benützen Sie den in diesem Heft befindlichen Bestellschein! 


Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35, Hild ebrandͤſtraße 8 


NEUERSCHEINUNG 


Diplom -Steuersachverständiger 
Dr. jur. OTTO K. ZWICK 


Tätige Reue 
im 
Steuerstrafrecht 


Eine gründliche, für den Steuerrecht- 
ler und Steuerpraktiker wertvolle 
Arbeit. Insbesondere der Anwen- 
dungsrahmen und die Voraussetzun- 
gen der §§ 410 u. 165e RAO. werden 
eingehend behandelt. Die knappe 
Ausdrucksweise dürfte dem vielbe- 
schäftigten Praktiker besonders will- 
kommen sein. 


Umfang 63 Seiten mit Sachregister 
Preis: kart. 1.80 RM. 


BEL JEDER BUCHHANDLUNG ERHÄLTLICH 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG 


Berlin W35, Hildebrandstr.8. Wien, I., Riemergasse 1 


.. Durch Humor und Frechheit 


BESTELLSCHEIN 


An den Deutſchen Rechtsverlag, Berlin W35, 
Hildebrandſtraße 8 


Durch die Buchhandlung 
re A itê ee beſtelle ich: 
ee Devisenrecht, Fee Ve 20800 
en Dietze, Rechtsgestalt der Hitler-Jugend ............5,40 
2. e e an dt aa 2,10 
BR Erbhöfreehte ff RUN | 
N. Erbhofrecht, Texte H Sneennansasnensernsnnnnnen O0 K 
e er e a 3,60% 
En. Dettonl@anzleinen ee ee Re 
42 Frank, Heroisches ee ER = 
ee Brankpelnechtserundlerung®e dar antenne: 2,40 3 
= Erankmjucend , 1.20 2 
. Frank- Schmitt, Kampf gegen d. jüd. Geist 1,50 
„ Gaßnern pe ef! 1,80 
ee Guim Bolit- ell. ES RAU 
A Gürke, Judentum d. Volkerrechke 130 
3 Hedemann, Bürg. Recht im Dritten Reich..........2,— 
er... Holstein, Unrichtige Rechtsanwendung. .............1,80 
. Holtkamp, Bereinigung alter Schulden 1,20 
RR aosi Hueber, Grundsatzgn. d. Rechtsstandes ............1,20 
Jung. Rechtsquellenlehre und Judentum 1,50 
wen, Justizausbildungsordnunee. re ee e 
Hin Klee-Siegert, Judentum und Strafrecht 1,50 
. Leers-Mickorey, Judentum und Verbrechen. , 50 
Leers, Geschichtl. Grundl. d. Nationalsoz............- 2,40 
BR Meyer, Wesen des Führertum̃ꝶ s . 2,40 
Noack-Walz, Deutsche Demokratie. .......... ERS 2,40 
Post, „wirtschafts Stael: ee 1,80 
„Rath, Judentum u. Wirtschaftswissenschaft. .......... 1,50 
PLA.) Pech indes Rugs Me 
„ Reehtsyerfolsg. Ausland, I. Eiitopa sz 8 1,80 
. Rilk, Judentum und Wettbewerbe. 1,50 
N Römer, Buchhaltungsorganisatioe n I. 50 K 
LAN Schmidt-Klevenow, Mischehenvorschriften ...........0,753 
"ETIN Schmidt-Klevenow, Graph. Darstellung.. 0,60 9. 
TRE J Par en. a 
Schwabe, Richter im Werden. 3.— 
Be Siebert, Das Recht der Familie 3,00 
8 T.-Tarnheyden, Judentum und Staatsrecht... 1.50 
ee Taschenkalender f. RA. u. Notare 2,20 
EDER Wacke, Steuerrecht und Rechtsneubau ..............4,— 


Ich wünſche Lieferung — per Nachnahme — gegen Rechnung — 
gegen Geſtattung von Ratenzahlungen bon RM monatlich 
(Michtzutreffendes bitte zu durchſtre ichen !) 


DIE 


„DRV-TEXTAUSGABEN“ 


find preiswert, einfach, aber gut ausgeſtattet, anges 
nehm lesbar. Format und Druck ſind ſo gewählt, daß 
das läſtige Umblättern auf ein Mindeſtmaß beſchränkt 
wird. Durch Verſchiedenheit der Karton⸗ und Aufdruck⸗ 
farbe jeder Ausgabe wird die Griff bereitſchaft erhöht. 


ES SIND ERSCHIENEN; 


Ehegeſetz mit Durchführungsberordnungen 
Ehere f und amtlicher Begründung, Blutſchutzgeſetz, 
Ehegsſfündheitsgeſe t 8 


R H Eine erſtmal. Zuſam⸗ 

Miſchehenvorſchriften menſtellung mit graph. 

Darſtellg. v. ⸗Oberſturmführer W. Shmidt z Klevenow 

Waffengeſetz nebſt Auskführungsbe⸗ 

Waffenrecht ſtimmungen, mit REN 
Sachregiſter von Robert Schulze 


Bereinigung alter Schulden ik 


17.8.1938 mit Erläuterungen uſw. von AG Rat F. Holtkamp 


Erbhofrecht, 1. Teil e un er , 
gehörigen Verordnungen 
tf Texte ſämtli tuiſt 
Erbhofrecht, 2. Teil Feie disman wer, 
fügungen und Erläſſe 
Das Recht der Familie de e 


Mit Anhang: Rechtsſtellung des Juden. Syſtem. Ger o 
ſetzesſlg. von Prof. Siebert 3,60 


Umſtellung u. Umwand⸗ 
Satzungsanpaſſung, lung von Kapltalsgeſell⸗ 
ſchaften in der Oſtmark. Praktiſcher Leitfaden mit Ge⸗ u 
ſetzesterten von RA. Dr. Gaßner 1 80 


Terte. Das feit 1. Januar 1939 
Deviſenrecht geltende neue Deolſengeſetz mit Ein⸗ í 
führungsbefanutmachung 0,90 
$ N Die Verord 
Juſtizausbildungsordnung Ak 
4. 1. 1939 mit Erläuterungen. Das Gebrauchsbuch f. + 
Ausbilder und Ausgebildete kbr 


Grundſatzungen des Rechtsſtandes 


Terte des Programmes der NSDAP., der Satzung des 
NSR B., der Ehrengerichtsordnung des NS RB. Ein⸗ 
führung von Miniſter De. Hueber 1,20 


BEI JEDER BUCHHANDLUNG ERHÄLTLICH 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG 


BERLIN W35, HILDEBRANDSTRASSE 8 
WIEN, 1.BEZIRK, RIEMERGASSE 1 


Direkt aus melner f 
Spezial-Fabrik 


nur auf das genaueste kontrollierte Klingen 


Ohne Risiko zur Probe 


1000eAnerkennungen erhielt ich für Lieses 


— D Í 
n kostenlos 
Bodenstein! Blutdruck 


f Dede, zur Beruhigung von Herz und Nerven, 
10 Tage zur Probe! 30 Tage Ziel! aler 90 Anstrengungen neren de Aen 


C.V. Engelhard & Co 
Hannover 
Drucksachen, Formulare 


Qual. I: Dia preiswerte Klinge 100 Stück 1.25 = 
orae Haars haci nes E 100 Stück 2.23 7 2 
Qual. IIl: Mein Schlager f. stark, u.widersp.Bart, 0,10 mm 100 Stück 3.25 T 
Qual. IV: Aus bestem 0,10-mm-Stahl. Fabelhaft verarb. 85 oz Rechtswa hrer l 5 RIDSLE to ff -B a d Dir 
Deutsche Wertarbeit 100 Stück 4.25 s bei rE e eE e en 
Qual. VI: Aus bestem 0,08-mm-Stahl. Eine Sonder- Gewissenhafte Erledigung BiOX-Bäder a beruhigend 
50 Fan sanft für drahthaarigen v. Ermittiungen, Beobach- und regen dle Herziätigkeiian 
art, empfindliche Haut. Sie sind begeistert. MM ur tungen u. Auskünften durch Preis RM 1,55 i 4 
: ‚55 pro Bad i. Apoth. u. Drog. 
Deutsche Wertarbeil........0002cccccnco. 100 Stück 5.00 D t kti G ‚Ralschlage für Baden Ba 
Zur Ansicht und Probe arhaltan Sie (Porto und Verpackung frei) eine beliebige eTeKTiv raeger Medizinairat Dr. R. Lurz, Bad Nauheim, 
Packung. 3 Klingen können unverbindlich probiert werden. Sind Sie zufrieden, Berlin We Potsdamer Str. 1 bearbeitet; kostenfrei durch: 


Max ELB A.-G. Dresden, Herstellerin der 
BıOX-ULTRA-ZAHNPASTA 


Für den Briefmarkensammler! 


Briefmarken -Auswahlen 

reichhaltig, preiswert, auch für Anfänger. 

Zusendung portofrei gegen Berufsangabe, 

Markenvers. NEUMANN, Hauptm. a. D., 
Detmold, Emilienstraße 12 

Sie ohne Entnahmezw. 


1 
1: Pf. in 
= a. m. Einheitsauswahl 


entnahm. können. — Probeh. geg 
Standesangabe. Max Herbst, 
Marken- Haus. Hamburg 36/520 


überweisen Sie den Betrag nach 30 Tagen. Andernfalls unfranko zurücksenden. Fernsprecher 21 23 33 


Rasierklingen - Spezial - Fabrik 


Heinr. Liese, Essen 683/84 
Lieferung gegen Ziel nur an Festbesoldete. Sonst Nachnahme. Beruf angeben. Amtstrachten 


billigst. — Teilzahlung gestattet 

BERLIN SO à36 
H Beck Dresdener Straße 127 
00-8. Kottbusser Tor) 


Fernruf: 6133 91 


Amtstrachten Bitte, beachten Sie die 
i ung Barette nach neuester Vorschrift 


in anerkannt guten Qualitäten liefert Buchanzeigen 
preiswert zu günstigen Bedingungen ! 8 
n dielem Heft! 
C. fi. Franz Schmlot / Ilmenau- Thir. Pstf. 8 7 i 


Mitteilungen Din A 5 


lieferi 
Buchdruckerei 


Gebr. Kirschmer, Lalchingen Wttbg. 


kost. jade Marke, welche 


LISTE 1939 


Erwerbsunfähig? 
3750 verschiadens Brief- 


0 ee e 2 i 
7 7 Dienstunfähig? - 5 Ki markensätze, viele Sonder- 
le U er 0 .. e s 8 e 
To en ellschopp, 

| ~ Existenzfähig 
erhalten Sie in jeder Buch- 


Hamburg, Barkhof 26 
handlung. Katalog und Pro- durch zeitige Vorsorge bei der 13800 verschiedene 


te lief i fWunsch E z Briefmarken, 5500 z. 
DR [Bayerischen Beamtenversicherungsanstalt 


kostenlos und direkt ERP Da ae en 

Redit N Allgemeiner Lebensversicherungsverein 8. ©. Aussuchen. Keine Mindestab. 
Deutscher Reditsverlag München, Lenbachplatz 4 Probelief. gegen Berufsang. 
Berlin w 35 Bitte verlangen Sie unverbindlich Prospek! Marken-Schneider, Reutiingen 70 f 


WOHIN D 
ZUR ERHOLUNG? 
7 


Dr. Lahmanns Sanatorium 


„Weißer Hirsch“ seit 1888 


in Bad Weißer Hirsch-Dresden. 


Die klinisch geleitete vorbildliche physikalisch- 
diätetische H eilanstalt für innere und 


Nervenkrankheiten 
7 Fachärzte / Alle neuzeitlichen diagnostischen und therapeutischen 
Einrichtungen Auffrischungskuren. 


(Im Kurort i Golfplatz, Tennisplätze, Schwimmbad). Man verl.Werbeschr. F. 


Neuhaus am Schliersee, 850 m Höhe, 3 5 

Wintersport u. Erhalg., Haus Schwarz- Werdet Mitg lied 

drossel, das Haus In der Sonne, m. höchst. 

Komt. Balkonzim. m. Frühst, ab 3.50 M. der N S V 
Telefon: Schllersee 222. 


un, 
N 2 


WEW Briefm rłen 


Wintorkur für 


Nervös-Erschöpfte 


Spezlaikuranstalt Hofhelm 36 (Taunus) 
bei Frankfurt am Main. Telephon 214 
Mäßige Preise, S. R. Dr. M. Schulze - Kahleyss. Nervenarzt 


Das 
Recht der Familie 
und die 
Rechtsſtellung 
des Volksgenoſſen 


Eyſtematiſche 
Geſetzesſammlung 
mit einer Einleitung, Erläuterungen 


und einem Anhang: 


„Die Rechtsſtellung des Juden“ 


Gie finden hier 


die erſtmalige Zuſammenſtellung aller in zahlreichen Einzelgeſetzen 
verffreuren Beſtimmungen über das Recht der Familie und die 
Rechtsſtellung des Volksgenoſſen. 


Das Werk, von einem der hervorragendſten Sachkenner bearbeitet, 
ift mit vielen einführenden Liberfichten und erläuternden Hinweiſen 
verſehen. Es ift in feiner Überſichtlichkeit, Klarheit und Vollſtändig— 
keit vorbildlich. Darüber hinaus läßt es die große Linie des neuen 
Rechtsſyſtenis deutlich erkennen. 


Dem Praktiker des Rechts erſpart dieſes Buch das zeitraubende und 
oft unzuverläſſige Zuſammenſuchen aus den verſchiedenſten Textausgaben. 


Dem Studenten bietet es die denkbar beſte Grundlage für das 
Studium des Familien-“ Perſonen⸗ und Erbrechis in Anlehnung an die 
Vorleſung Familie“ der gegenwärtigen Studienordnung. 


bearbeitet und herausgegeben von Überzeugen Sie ſich bitte ſelbſt, wieviel es Ihnen bietet! Fordern 
Dr. Wolfgang Siebert Sie einen Sonderproſpekt an oder beſtellen Sie das Buch direkt bei 
Profeſſor an der Univerfitär Berlin Ihrer Buchhandlung. 


DEUTSCHER RECHT S VERLAG. BERLIN W35 - HILDEBRANDSTR. 8 / WIEN, 1., RIEMERGASSE 1 


Umfang 256 Seiten Preis kartoniert RM 3.60, in Leinen RM 4.80 


] Die qudeulrage wieder 
o höchst aktuell! 


Jeder deutschbewußte 


Dr. Otto 8. Zwid 
Buchführungspflicht 


Rechtswahrer e 
Rechtsanwalts 2.40 
braucht zu seiner Unterrichtung über die Juden- Or. H. J. nee 


frage auf seinem Spezialgebiet folgende Schriften: Der Probe- und 


Anwaltsaſſeſſor 1.80 
Reichsminister Dr. Frank, Staatsrat Prof. Dr. Carl Schmitt, RA. Schroer, 


Dr. Falk Ruttke, „Die deutsche Rechtswissenschaft im Kampf gegen 
den jüdischen Geist“. — Prof. Dr. Klaus Wilhelm Rath, „Judentum Die unrichtige Rechts: 
und Wirtschafts wissenschaft“. — Dr. v. Leers, Oberarzt Dr. Mikorey, anwendung 

„Judentum und Verbrechen“. — Prof. Dr. Klee, Prof. Dr. Siegert, als Verſchulden 


3. 
RA. Dr. Curt Holfteln 


„Judentum und Strafrecht“. — Prof. Dr. Tatarin-Tarnheyden, „Der Eis Beitrag zum Haftpflichtrecht 
Einfluß des Judentums in Staatsrecht und Staatslehre“. — Prof. Dr. 1.80 

N. Gürke, „Der Einfluß jüdischer Theoretiker auf die deutsche Ferner: 
Völkerrechtslehre“. — Prof. Dr. Dr. E. Jung, „Rechtsquellenlehre und Rechtsverfolgung 


Judentum“. — RA. Dr. O. Rilk, „Judentum und Wettbewerb“. im Ausland 


ne Ein Leitfaden — x. Europa 1.80 
Preis jedes Heftes RM 1,50 In jeder Buchhandlung erhältlich ! i * 


Bei jeder Buchhandlung 
erhältlich! 


DEUTSCHER RECHT SVERLA GC Deutscher Rechtsverlag 


Berlin W 35, Hildebrandstraße 8. Wien, I., Riemergasse | Berlin W35, Hildebrandstr.8 
Wien, I., Riemergasse l 


